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Hungerstreik für Hungerlohn 

ln Frankfurt kämpfen rumänische Bauar¬ 
beiter mit einer dramatischen Aktion für 
die Auszahlung ihrer Löhne. 
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Dirk-Ekkehard Niebel 

Die unaufhaltsame Karriere des Fall¬ 
schirmjägers, „Teppichhändler“ und nun 
Rüstungslobbyist bei Rheinmetall verfolgt 
Uwe Koopmann. 
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Das neue Deutschland - 

- darf nicht das alte Deutschland werden 



Harmlos bis tödlich. Von solch unscheinbaren Plätzen werden Drohnen geführt. 


N ur schlecht verbrämt giert Ur¬ 
sula von der Leyen nach der 
Killerdrohne; Frank-Walter 
Steinmeier ergreift Partei für eine uk¬ 
rainische Regierung, die - gelinde ge¬ 
sagt - nach rechts offen ist; Joachim 
Gauck will weltweit mehr Militärein¬ 
sätze „nicht ausschließen“; Sigmar 
Gabriel redet von weniger Rüstungs¬ 
export, genehmigt wird immer mehr; 
Alexander D obrindt tritt den euro¬ 
päischen Autofahrern mit der Maut 
kurz, aber hart vors Schienbein; Ange¬ 
la Merkel rügt US-Geheimdienst und 
sieht Widersprüche zu ihrer „Auffas¬ 
sung von einer vertrauensvollen Zu¬ 
sammenarbeit“: harter Tobak gegen¬ 
über den USA - dem Partner aller 
Partner. 

Diese Bundesregierung verschärft 
nicht nur ihren Ton in der internatio¬ 
nalen Arena, sondern vor allem ihre 
Gangart. Die Formel „wirtschaftlicher 
Riese - politischer Zwerg“ hat so nie 
gestimmt, aber selten hat eine Re¬ 
gierung sich so wenig vor politischer 
Kraftmeierei gescheut. Noch (?) wer¬ 
den die historisch gebotenen Gesten 
politischer Demut eingehalten, Gauck 
in Griechenland und Steinmeier in 
Italien entschuldigen sich für Verbre¬ 
chen, die der Faschismus in deutschem 
Namen begangen hat. Was - neben¬ 
bei bemerkt - um so leichter fällt, als 
niemand Entschädigungen erzwingen 
kann oder will. 

Die Postulate „Nie wieder Krieg - 
Nie wieder Faschismus“ sind bei der 
Mehrheit der Menschen in unserem 
Lande immer noch verankert; ange¬ 
sichts der neuen Töne sieht man, wie¬ 
viel Rücksicht der deutsche Monopol¬ 
kapitalismus über Jahrzehnte darauf 
nehmen musste. Aber man sieht auch, 
wie heute gegen diese Beschränkun¬ 
gen offen imperialistischer Politik an¬ 
gerannt wird - nach innen und nach 
außen. 

Beinahe siebzig Jahre Frieden und 
bürgerliche Demokratie - vierzig Jah¬ 
re Sozialismus auf deutschem Boden 
nicht zu vergessen - machen dieses 
Anrennen nicht einfacher. Jede Regie¬ 
rung des Monopolkapitals ist gezwun¬ 
gen, in kleinen Schritten vorzugehen. 
Für die fortschrittlichen Kräfte wird 
der Kampf dadurch nicht leichter. 
Ein paar Panzer hier, ein paar soziale 


Einschnitte dort, ein Kriegseinsatz im 
Nahen Osten, neue Steuern zulasten 
der Verbraucher und zugunsten der 
Energiekonzerne, was macht das im 
Einzelnen schon? 

Auf diese Rechnung spekulieren 
Merkel und Co. Doch selbst wer nicht 
erst am Ende abrechnet, sieht schon 
jetzt, wohin es mit diesem Lande ge¬ 
kommen ist. Die geistig-moralische 
Wende ausgerechnet des Helmut Kohl 
ist längst da und hat viel Leid über 
dieses Land gebracht. Altersarmut, 
Jugendarbeitslosigkeit, Ellbogen- und 
Zweidrittelgesellschaft, immer mehr 
Steuern und Abgaben, Lohndumping, 
Arbeitshetze - alles und noch mehr 
als das ist da und kein Eventgeschrei 
täuscht darüber hinweg. 

Genauso schwer wiegen der steti¬ 
ge Abbau der Demokratie, die fehlen¬ 
de bzw. mangelnde Bekämpfung der 
Faschisten, die Öffnung gegenüber 
den Argumenten der Rechtspopulis¬ 


ten und ihr Einlass auf die politische 
Bühne. 

Dies alles geschieht, während in 
den demokratischen Parteien und in 
der Bevölkerung, Mehrheiten gegen 
jede einzelne - wie sie meist genannt 
werden - „Reform“ sind. Doch gelingt 
es selten, diese politisch zu realisieren. 
Trotzdem bleibt der Kampf dafür der 
einzige Weg. Dabei wird es - je weiter 
die Reaktion voranschreitet - immer 
wichtiger, die Gesamtzusammenhän¬ 
ge zu verstehen. 

Bei jedem Scheibchen, das ab¬ 
geschnitten wird, geht es letztend¬ 
lich um die ganze Wurst. Demokra¬ 
tie stirbt nicht auf einmal, aber ganz 
sicher, wenn nicht jedes Stück ver¬ 
teidigt wird; Krieg kommt nicht von 
heute auf morgen, aber umso eher, 
wenn wir nicht auch für den Frieden 
in der ganzen Welt kämpfen; Sozial¬ 
abbau führt nicht über Nacht zurück 
ins 19. Jahrhundert, aber wir beginnen 


bereits heute zu ahnen, wie bitter das 
Leben der arbeitenden Menschen da¬ 
mals war. In Griechenland können wir 
schon heute sehen, was da auf uns zu¬ 
kommt, wenn wir uns nicht wehren. 

Immer und überall stoßen wir auf 
das Argument der Alternativlosigkeit. 
Mit diesem dünnen Kleister hält Frau 
Merkel ihren Laden zusammen und 
das Kapital an der Macht. Dass das 
funktioniert, wäre eigentlich zum La¬ 
chen, wenn es nicht so traurig und ge¬ 
fährlich wäre. Chamberlain, Daladier, 
Brüning und Hindenburg meinten den 
Faschismus einzudämmen und mach¬ 
ten ihn stark. 

Der Schoß ist fruchtbar noch, aus 
dem das kroch. Und deshalb muss 
es heißen: Keine Alternative gibt es 
nur zum Kampf für demokratischen 
und sozialen Fortschritt. Das neue 
Deutschland darf nicht das alte wer¬ 
den - weder im Inneren noch nach au¬ 
ßen. Adi Reiher 


Über die US-Bande gespielt 


Mit den Rüstungsexporten ist es so eine Sache. 
Nach kapitalistischen Maßstäben gereichen sie 
nur zu viel kleineren Gewinnen als möglich wären, 
weil die interessanten Märkte verschlossen bleiben. 
Denn Deutschland hat sich dazu verpflichtet, keine 
Waffen in Länder zu exportieren, wo sich bewaff¬ 
nete Konflikte abspielen oder wo die Menschen¬ 
rechte massiv unterdrückt werden. Das ist inso¬ 
fern ärgerlich, wo doch genau in solchen Staaten 
die Waffen am meisten benutzt werden und daher 
ihr Verschleiß eine zügigere Neuanschaffung nötig 
macht als anderswo, wo sie fast ungenutzt im Hols¬ 
ter hängen oder im Schrank liegen. 

Dass bei den gegebenen Vorschriften die USA 
mit Pistolen aus dem Hause SIG Sauer versorgt 
werden können, ist - nebenbei bemerkt - ein Ver¬ 
stoß gegen die Gesetzeslage, ist doch die US-Ge- 
sellschaft eine der gewalttätigsten weltweit, und 
die Anzahl bei Einsätzen getöteter Schwarzer liegt 
weit über der von Weißen, wenn die Polizei oder 


private Dienste bei der Verbrechensbekämpfung 
gegenüber dem Delinquenten zur Waffe greifen. 
Ein gezielter Einsatz unter rassistischer Prämisse 
liegt nahe. Ein Exportverbot an die dortige Poli¬ 
zei sollte demnach dringend durchgesetzt werden, 
wenn schon nicht das ganze Waffengeschäft unter¬ 
bunden wird. 

Da aber in die USA geliefert werden darf, 
dachte sich das Management der schleswig-hol¬ 
steinischen Firma SIG Sauer, dass man auf diese 
Weise den eigentlichen Geschäftspartner - Ko¬ 
lumbiens Polizeikräfte - mit hunderttausend Pis¬ 
tolen des Typs SP2 022 versorgen könne. Was auch 
geschah, obschon die US-Behörden, namentlich 
das Pentagon, eine Endverbleibserklärung unter¬ 
zeichnet hatten. Nach vorliegenden Dokumenten 
wusste SIG Sauer aber schon seit Ende 2010, dass 
die Waffen dennoch weiterverkauft wurden. Eine 
nachträgliche Erlaubnis einzuholen, war illusorisch, 
weshalb sich SIG Sauer zum Merkein entschloss: 


Nichts sagen und die Hände vor die Augen, weil 
man so vielleicht nicht gesehen wird. Wurde man 
auch nicht, bis die „Süddeutsche“ im Mai die Sache 
ans Licht brachte. 

Die gelieferten Waffen werden gewiss nicht zu¬ 
rückkommen, sondern benutzt, und klar ist auch, 
dass in Zukunft andere Rüstungsfirmen Kolum¬ 
biens Terrorregime mit Waffen versorgen werden, 
wenn es nötig ist. Deutschlands Beitrag zu einem 
Erfolg der Friedensverhandlungen im kolumbiani¬ 
schen bewaffneten Konflikt hätte allerdings auch 
anders aussehen können als eine staatsanwalt- 
schaftliche Durchsuchung bei einer mittleren Rüs¬ 
tungsfirma in Eckernförde vor ein paar Tagen. Da 
sich SIG Sauer und die US-Behörden gegenseitig 
Vertragsbruch vorwerfen, wird das Ganze am Ende 
wohl ebenso starke Konsequenzen haben wie ande¬ 
re offenkundig gewordene Peinlichkeiten im Ver¬ 
hältnis der Behörden beider Länder. 

Günter Pohl 


Thema der Woche 


Ausnahmezustand 
in Kreuzberg 

Unter der politischen Verantwor¬ 
tung der Grünen wurde in Berlin der 
Ausnahmezustand geübt. Ein ganzes 
Viertel in Kreuzberg wurde unter Po¬ 
lizeikontrolle gestellt, Anwohner und 
Passanten gefilzt und kontrolliert, 
Kinder konnten nicht ihren üblichen 
Schulweg nehmen. Hintergrund war 
eine Aktion von Flüchtlingen in der 
Bundeshauptstadt. 
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Klageerhebung 

Sehr geehrte Frau Drollinger, 

wie Sie wissen, haben wir Ihnen bis 
zum Monatsende eine Frist gesetzt, da¬ 
mit Sie Ihr Recht wahrnehmen können, 
um gegen die NSA wegen Datenmiss¬ 
brauchs zu klagen. 

Diese Frist wurde von Ihnen leider 
nicht eingehalten. Die NSA hat dar¬ 
aufhin mit ihrem Juniorpartner BND 
überlegt, warum Sie wohl diese juristi¬ 
schen Rechte auf Klageerhebung nicht 
wahrgenommen haben, und ist nun¬ 
mehr zu dem Schluss gekommen, dass 
Sie offenbar etwas zu verbergen haben. 

Darum erhebt nun umgekehrt die 
NSA im Auftrag des BND Klage gegen 
Sie wegen Datenvertuschung. 

Bitte bringen Sie bis kommenden 
Montag ihre Daten gesammelt und ge¬ 
ordnet beim städtischen Einwohner¬ 
meldeamt vorbei, damit eine erste amt¬ 
liche Erfassung vorgenommen werden 
kann. Sollten Sie diese Frist nicht ein- 
halten, werden unmittelbar danach Sie 
und Ihre Daten von der Polizei verhaf¬ 
tet und eingeholt. 

Denken Sie daran: Wer heute noch 
eigene Daten besitzt, die nicht erfasst 
sind, ist verdächtig! 

Der Bundesdatenschutzbeauftragte 

www.einheiztext.de 



Pressefest-Nachbetrachtungen 
Seiten 12 + 13 


E-Mails an die 
UZ-Redaktion 

In den Tagen vor und nach dem Presse¬ 
fest ist es mehrfach zu Ausfällen unse¬ 
res E-Mail-Zugangs gekommen. Zahl¬ 
reiche Mails haben uns nicht erreicht, 
auch von uns verschickte Nachrichten 
haben die Empfänger nicht alle erreicht. 
Die fehlenden Nachrichten lassen sich 
ermitteln oder wiederherstellen. Betrof¬ 
fen waren alle Konten, die auf unsere- 
zeit.de enden. 

Wir bitten daher um Entschuldigung, 
wenn Nachrichten, Leserbriefe etc. an 
die Redaktion nicht berücksichtigt wor¬ 
den sind oder eine Reaktion ausbleibt. 
Bitte schicken Sie uns im Zweifelsfall 
die Sachen erneut zu. 

Die Redaktion der UZ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Wir lassen uns nicht mit 
8,50 Euro abspeisen! 


„Übernahme wollen wir - 
keine Zukunft mit Hartz IV!“ 


16 000 Warnstreikende in der Stahlindustrie 



Der ver.d-Vorsitzende Frank Bsirske 
kommentierte den jetzt von der 
GroKo im Bundestag verabschie¬ 
deten Mindestlohn so: „Es ist ein 
historischer Fortschritt und groß¬ 
artiger Erfolg der Gewerkschaften, 
dass fünf Millionen Menschen jetzt 
ein Anrecht auf höhere Löhne ha¬ 
ben.“ Herrschaftszeiten, wo leben 
wir denn, wenn ein Stundenlohn von 
8,50 Euro schon als historischer Fort¬ 
schritt gefeiert wird? 



Zwar hat Kollege Bsirske ja 
Recht, wenn er feststellt, dass selbst 
die jetzt Gesetz werdende Karika¬ 
tur eines Mindestlohns - trotz aller 
Ausnahmen - dafür sorgt, dass rund 
fünf Millionen Menschen ein biss¬ 
chen mehr Geld für ihre harte Ar¬ 
beit bezahlt bekommen müssen. Das 
Wort Mindestlohn täuscht aber vor, 
wenigstens so etwas wie die Grund¬ 
sicherung für ein auskömmliches Le¬ 
ben zu sein. 

Weit gefehlt! Selbst wer einen 
Vollzeitjob hat, verdient bei 8,50 


Euro im Monat nur schlappe 1 400 
Euro brutto. Richtig ist auch, dass 
dieses „Nasenwasser“ nur aus An¬ 
drea Nahles 4 Riechorgan tropft, weil 
die Gewerkschaften zusammen mit 
der außer- und parlamentarischen 
Linken und den Sozialverbänden 
seit über einem Jahrzehnt für einen 
gesetzlichen Mindestlohn kämpften 
und sich nun gegen den massivsten 
Widerstand von Unternehmerver¬ 
bänden wenigstens zum Teil durch¬ 
gesetzt haben. Gleich mehrere Um¬ 
fragen zeigten, dass die Forderung 
nach einem gesetzlichen, flächende¬ 
ckenden Mindestlohn die übergroße 
Mehrheit aller Köpfe und Herzen der 
Menschen in diesem unserem Lande 
erobern konnte. Besonders die Angst, 
die Partei „Die Linke“ könne daraus 
im Bundestagswahlkampf Honig zie¬ 
hen und die Furcht vor der eigenen 
Basis trieb die SPD dazu wenigstens 
den Mindestlohn light auf ihre ausge¬ 
blichene Fahne zu schreiben. 

Die Nahles-SPD hofft, dass mit 
dem jetzt Beschlossenen schnell ver¬ 
gessen wird, dass es doch die SPD un¬ 
ter Gerhard Schröder war, die 2003 
mit den von der rot-grünen Bundes¬ 
regierung beschlossenen Hartz-IV- 
Reformen den wachsenden Niedrig¬ 
lohnsektor überhaupt erst geschaffen 
hat. 

Nahles 4 Täuschungsversuch muss 
und wird scheitern. Mit 8,50 Euro 
Stundenlohn lassen wir uns nicht ab¬ 
speisen. Die Gewerkschaft Nahrung 
Genuss Gaststätten (NGG) fordert 
schon jetzt eine rasche Erhöhung des 
Mindestlohns. „8,50 Euro sind immer 
noch ein Niedriglohn. Davon kann 
man kein sorgenfreies Leben füh¬ 
ren“, sagte NGG-Vorsitzende Micha¬ 
ela Rosenberger. Kämpfen wir also 
weiter um Löhne für ein auskömm¬ 
liches Leben! 


A uch die dritte Verhandlungsrunde 
in der Nordwestdeutschen Stahl¬ 
industrie endete am 30. Juni ohne 
ein Angebot der Unternehmer an die IG 
Metall. Wie in der UZ vom 13. Juni aus¬ 
führlicher beschrieben, geht es der deut¬ 
schen Stahlindustrie durchweg gut, die 
Nachfrage nach Stahl steigt, die Profite 
ebenso, da leichte Preisrückgänge auch 
durch eine Verbilligung der Rohstoffe 
ausgeglichen werden. Vor dem Hinter¬ 
grund ließen die rund 80.000 Beschäf¬ 
tigten ihre Bosse wissen, dass sie eine 
weitere Hinhaltetaktik nicht hinnehmen 
werden. Seit 1. Juli waren nun im Vor¬ 
feld der 4. Verhandlungsrunde rund 16 
000 Stahlwerkerinnen und -werker im 
Warnstreik. 

Die IG Metall fordert fünf Prozent 
mehr Lohn und Gehalt sowie Verlän¬ 
gerung des Tarifvertrags zur Altersteil¬ 
zeit mit Anpassung an das Gesetz zur 
Rente für Langzeitbeschäftigte ab 63 
Jahren, Verlängerung der Beschäfti¬ 
gungssicherung und der Vereinbarung 
der grundsätzlich unbefristeten Über¬ 
nahme Ausgebildeter über 2016 hin¬ 
aus, die überproportionale Steigerung 
der Ausbildungsvergütung sowie die 
„faire Gestaltung“ von Werkverträgen. 

„Übernahme wollen wir - keine 
Zukunft mit Hartz IV!“ skandierten 


über 200 Auszubildende, die bei der 
dritten Verhandlungsrunde im Düs¬ 
seldorfer Hilton-Hotel erscheinen 
und lautstark für ihre Forderung nach 
Verlängerung der tarifvertraglich ge¬ 
sicherten Übernahmeregelung nach 
der Ausbildung protestierten. Sie er¬ 
innerten daran, dass sie die ersten wa¬ 
ren, die das durchsetzten, und unter¬ 
strichen, dass sie keinesfalls die ers¬ 
ten sein würden, die darauf wieder 
verzichteten. 

Am 1. Juli begannen dann die 
Warnstreiks. Den Anfang machten 
260 Beschäftigte von Outokumpu im 
hessischen Dillenburg, gefolgt von 800 
Streikenden im brandenburgischen Ei¬ 
senhüttenstadt bei ArcelorMittal. Tags 
darauf folgten 8 000 IG Metaller im 
Ruhrgebiet und in Bremen. Am 4. Juli 
streikten bei weiteren Warnstreiks 
rund 6 000 in Nordrhein-Westfalen, 
Salzgitter und Georgsmarienhütte bei 
Osnabrück. Damit beteiligten sich seit 
Beginn der Arbeitsniederlegungen gut 
16 000, etwa jede bzw. jeder fünfte Be¬ 
schäftigte. Die IG Metall geht dadurch 
gestärkt in die nächste Verhandlungs¬ 
runde am 7. Juli. 

Knut Giesler, Bezirksleiter der IG 
Metall NRW und Verhandlungsleiter, 
sagte laut der gewerkschaftlichen In¬ 


ternetseite „tarifrunde-stahl.de“: „Der 
Druck im Kessel steigt. Sollte es Mon¬ 
tag zu keiner Lösung kommen, legen 
wir nach, bis hin zu Urabstimmung 
und Streik. Geld und Sicherheit, darum 
geht es. Beides müssen die Stahl-Ar¬ 
beitgeber jetzt bieten, für die Auszubil¬ 
denden, die Älteren, für alle. Und wer 
per Werkvertrag in einen Stahlbetrieb 
kommt, muss sicher sein, dass Fairness 
auch für ihn gilt.“ 

Der bisherige Verhandlungsverlauf 
zeigte, dass die Unternehmer auf jeden 
Fall eine tarifliche Regulierung des Ein¬ 
satzes von Werksvertragsnehmern ver¬ 
hindern wollen. Sie sähen durch eine 
solche ihre unternehmerische Freiheit 
eingeschränkt. Verhindern wollen sie 
auch, dass von der Stahltarifrunde - 
wie schon oft in der Vergangenheit - 
positive Impulse für die folgenden Ta¬ 
rifrunden ausgehen, insbesondere für 
die Metall- und Elektroindustrie. Dort 
laufen die Tarifverträge für rund 3 Mil¬ 
lionen Beschäftigte der neben der che¬ 
mischen Industrie wichtigsten industri¬ 
ellen Kernbereiche Deutschlands aus. 
Der Abschluss in der Stahlindustrie 
wird nicht ohne Einfluss auf die For¬ 
derungs- und Durchsetzungsdiskussion 
in der IG Metall bleiben. 

Volker Metzroth 


Freien Samstag verteidigt 

Während es in der Stahlindustrie weiter kocht, erzielte ver.di für rund 210 000 Beschäftigte 
der privaten Banken und einiger Sparkassen nach einer Serie von Warnstreiks in der dritten 
Verhandlungsrunde einen Abschluss. Die Gehälter werden jetzt um 2,4 Prozent erhöht, 2015 
nochmals um 2,1%. Der ver.di-Fachbereich sieht damit den Anschluss an die allgemeine 
Lohnentwicklung wieder hergestellt (siehe UZ vom 27.06.2014). Hinter der Forderung von 
einem Sockelbetrag von 100 Euro und weiteren 3,5 Prozent bleibt der Abschluss aber 
deutlich zurück. Die Einmalzahlung von 150 Euro kompensiert das Fehlen der geforderten 
sozialen Komponente nicht. Die Auszubildenden erhalten 2014 und 2015 jeweils 25 Euro 
mehr Vergütung sowie einmalig 50 Euro. Die Regelungen zur Übernahme nach der Ausbil¬ 
dung wurden bekräftigt. 

Ein wesentlicher Erfolg, nicht nur für die Bankbeschäftigten, war die Abwehr der Unterneh¬ 
merforderung nach Einführung des Samstags als Regelarbeitstag. Zwei Verhandlungsrun¬ 
den lang verweigerten die Bankbosse ein Angebot, wenn ver.di nicht vorher in dieser Frage 
nachzugeben bereit sei. Damit scheiterte zunächst ein weiterer der vielfältigen Versuche 
der Unternehmer zahlreicher Branchen, letztendlich alle Tage, auch den Sonntag zum Ar¬ 
beitstag zu machen. VM 


Die Sklaventreiber 


D a sage einer die SPD hätte sozialpolitisch nichts mehr auf 
der Pfanne. Da beklagen die großen Gazetten landauf land¬ 
ab die mangelnde Reformbereitschaft der „Genossen 4 . 4 Gar 
eine Rückkehr zum Sozialdemokratismus. Die „Rente mit 63“ der 
Frau Nahles eine Attacke auf Müntefering. Ihr Mindestlohn eine 
Prämie für Faulpelze und Drückeberger. Und das, kaum dass die 
Jubelfeiern für das erste Jahrzehnt der so segensreichen Agenda im 
Willy-Brandt-Haus verklungen sind. 

Sicher, das alles ist noch nicht das - untere - Ende der Fahnen¬ 
stange. Und vielleicht bekommt sogar irgendjemand die 8,50 Euro, 
der sie ohne Mindestlohn nicht bekommen hätte. Gerechterweise 
sei aber angemerkt, dass auch hier die Ausnahmen die Regel zu¬ 
verlässig zur Ausnahme machen. 

Nein, nein, ihr Verzagten in den Wirtschaftsredaktionen, die er¬ 
lösende Botschaft kommt aus Hamburg. Die Hanseatische SPD 
und ihr Erster Bürgermeister Scholz, so wird gemeldet, haben in 
verdienstvoller Weiterentwicklung der Hartzschen Befreiung des 
Arbeitsmarktes, für das kommende Jahr Fünfhundert 0-Euro-Jobs 
in Aussicht gestellt. Das nun, kann getrost als epochale Leistung 
gelten. 

Peter Hartz konnte immerhin noch von Liberalisierung reden. 
Von Befreiung, das klang irgendwie nach Ausbruch aus der baby¬ 
lonischen Gefangenschaft des bevormundenden Sozialstaates. Er 
konnte so wunderbare Instrumente wie die „Ich-AG“ und den „Job- 
floater“ in Aussicht stellen. Die große Erzählung des Neoklassikers 
hieß und heißt: Sind erst einmal alle frei, finden auch alle Arbeit. 
Doch nun: Nicht Ein-Euro - Null Euro - Nichts. Nichts ist Nichts. 
Da gibt es keine große Erzählung. Zwangsarbeit ist Zwangsarbeit. 


Die Arbeitsagentur meldet für 2013 immerhin 66 900 Kollegen, 
die sich an Streiks beteiligt hatten. Nicht gerade viel, aber in 2012 
waren es gerade 22 158. Zeit also, den doppeltfreien Lohnarbeiter 
ein wenig weiter zu befreien. Vom Eigentum an Produktionsmit¬ 
teln sowieso (hier gibt es ohnehin kaum mehr als die Illusion einer 
„kapitalgedeckten Alterssicherung“), aber aktuell vorrangig, von 
seinen überbordenden Ansprüchen an den Sozialstaat. Dagegen 
ist es bei der Freiheit von den feudalen Fesseln so eine Sache. Hier 
sieht es Dank des unermüdlichen Wirkens der Sozialdemokratie 
schon eher nach einem Revival aus. Hand- und Spanndienste in 
der örtlichen Suppenküche zum Beispiel. 

Malochen für nen warmen Händedruck ist nicht jedermanns 
Sache: Daher hatte die gusseiserne Ursula eine Art Konjunktur¬ 
programm für ihr erfolgreiches Erziehungswerk in Gang gesetzt: 
Mehr als eine Million Hartz-Sanktionen pro Jahr. Bei Paulus hieß 
es noch: „Wer nicht arbeiten will(!) soll auch nicht essen“, bei den 
Hamburger Sozialdemokraten heißt es demnächst: „Wer nicht um¬ 
sonst arbeiten kann, soll sehen, wo er bleibt 44 

Diejenigen in der SPD, die das Kapital nicht nur als Manager¬ 
magazin kennen, wissen, besser könnten wissen: Auch hier gibt es 
historische Vorbilder: Heinrich VIII., beispielsweise oder Edward 
VI., Elizabeth I., oder Jakob I., um nur einige zu nennen. 

Kleine Anregung, also von Edward VI. aus dem Jahre 1547: 
Wenn sich „jemand zu arbeiten weigert, soll er als Sklave der 
Person zugeurteilt werden, die ihn als Müßiggänger denunziert 
hat. Der Meister soll seinen Sklaven mit Brot und Wasser nähren, 
schwachem Getränk und solchen Fleischabfällen, wie ihm passend 
dünkt. Er hat das Recht, ihn zu jeder auch noch so eklen Arbeit 


durch Auspeitschung und Ankettung zu treiben. Wenn sich der 
Sklave für 14 Tage entfernt, ist er zur Sklaverei auf Lebenszeit 
verurteilt und soll auf Stirn oder Backen mit dem Buchstaben S 
gebrandmarkt, wenn er zum drittenmal fortläuft, als Staatsver¬ 
räter hingerichtet werden. Der Meister kann ihn verkaufen, ver¬ 
machen, als Sklaven ausdingen, ganz wie andres bewegliches Gut 
und Vieh. Unternehmen die Sklaven etwas gegen die Herrschaft, 
so sollen sie ebenfalls hingerichtet werden. Friedensrichter sollen 
auf Information den Kerls nachspüren. Findet sich, dass ein He¬ 
rumstreicher drei Tage gelungert hat, so soll er nach seinem Ge¬ 
burtsort gebracht, mit rotglühendem Eisen auf die Brust mit dem 
Zeichen V gebrandmarkt, und dort in Ketten auf der Straße oder 
zu sonstigen Diensten verwandt werden. Gibt der Vagabund einen 
falschen Geburtsort an, so soll er zur Strafe der lebenslängliche 
Sklave dieses Orts, der Einwohner oder Korporation sein und mit 
S gebrandmarkt werden. Alle Personen haben das Recht, den Va¬ 
gabunden ihre Kinder wegzunehmen und als Lehrlinge, Jungen bis 
zum 24. Jahr, Mädchen bis zum 20. Jahr, zu halten. Laufen sie weg, 
so sollen sie bis zu diesem Alter die Sklaven der Lehrmeister sein, 
die sie in Ketten legen, geißeln etc. können, wie sie wollen. Jeder 
Meister darf einen eisernen Ring um Hals, Arme oder Beine sei¬ 
nes Sklaven legen, damit er ihn besser kennt und seiner sicherer 
ist 44 (MEW 23/763) 

Na, Olaf Scholz, ist das was? Bei etwas Phantasie ist da doch 
auch noch eine Kooperation mit RTL/Sat/Springer drin. Doku- 
Soap: „Die härtesten Sklaventreiber der Welt“ o.ä. Ihr hättet da 
sicher eine Chance. 

Guntram Hasselkamp 
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Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 11. Juli 2014 


Tatort: Frankfurt-Preungesheim 


Rumänische Kollegen auch noch um den Hungerlohn geprellt 



M it einer verzweifelten Akti¬ 
on machten sechs rumäni¬ 
sche Bauarbeiter am 23. Juni 
in Frankfurt-Preungesheim über ihre 
Lage aufmerksam. Seit einigen Wo¬ 
chen haben sie keinen Lohn erhalten 
und sind am 20. Juni in einen Hunger¬ 
streik getreten. 

Die rumänischen Bauarbeiter ar¬ 
beiten seit etwa drei Monaten auf 
dem Gelände an der August-Schanz- 
Straße 27-3la in Frankfurt. Dort soll 
ein Handwerkszentrum für zwölf Be¬ 
triebe entstehen. Bauherr sind die Ge¬ 
brüder Hahn aus Kronberg. Bereits vor 
einem Jahr begannen die Bauarbeiten. 
Den Rohbau fertigte der Baukonzern 
Bilfinger SE an, dessen Vorstandsvor¬ 
sitzender der ehemalige hessische Mi¬ 
nisterpräsident Roland Koch ist. Wie 
ein Unternehmenssprecher mitteilt, 
hat Bilfinger mit der Baustelle nun 
aber „nichts mehr zu tun“. Im Frühjahr 
seien die Arbeiten am Rohbau abge¬ 
schlossen worden und damit habe Bil¬ 
finger seine Aufgabe an der Baustelle 
erledigt. 

Der Sprecher der rumänischen 
Bauarbeiter, Bundi Ferenc, berichtet, 
dass er und seine Kollegen von der Ac¬ 
cent Bau GmbH aus Bad Soden am 
Taunus mit Dämmarbeiten beauftragt 
worden seien. Die Firma Accent Bau 
GmbH ist im Bereich Dämmarbeiten, 
Korrosionsschutzarbeiten, Brückensa¬ 
nierungsarbeiten in ganz Deutschland 
unterwegs. Gerne brüstet sich das Un¬ 
ternehmen um den Geschäftsführer 
Dipl.-Ing. Roland Fuhrmann mit er¬ 
folgreich durchgeführten Baumaß¬ 
nahmen/Sanierungsmaßnahmen bei 
öffentlichen Aufträgen wie zum Bei¬ 
spiel den Opernturm in Frankfurt. 

Bis vor zwei Wochen haben die 
rumänischen Kollegen ihren eigenen 
Angaben zufolge jeweils 100 Euro pro 
Woche bekommen. Sie wohnen in ei¬ 
nem Baucontainer auf der Baustelle, 
für den sie 700 Euro im Monat be¬ 
zahlen müssen. Der Geschäftsführer 
Dipl.-Ing. Roland Fuhrmann, äußert 
sich, ebenso wie die Bauherren, nicht 
zu den Vorwürfen der rumänischen 
Bauarbeiter. Auf 20 Quadratmeter leb¬ 
ten die Kollegen bei Wind und Wetter 
in einem schlecht isolierten Baucon¬ 
tainer, Sanitäranlagen waren nicht 
vorhanden. 

Nach Aussagen des Sprechers der 
Bauarbeiter schuldet die Firma Accent 
den Kollegen insgesamt 28 000 Euro. 
Als die Kollegen ihre Forderungen 
gegenüber der Firma Accent in einem 
Gespräch deutlich machten, zeigten 
die „ Sklavenhalter“ der Firma Accent 
die hässliche Fratze des Kapitalismus. 
Mit Gewalt und Durchsetzung des 
Hausrechtes wurden die Bauarbeiter 
aus dem 20 Quadratmeter Container 
vertrieben. Das wenige, was sie ihren 
Besitz nennen konnten, blieb im Con¬ 
tainer zurück. 

Die sechs Rumänen sahen nur die 
Chance, Öffentlichkeit herzustellen. 
„Wir brauchen Hilfe, um unsere For¬ 
derungen zu erhalten, aber wie in ei¬ 
nem fremden Land, einem Land, des¬ 
sen Sprache man nicht versteht, einem 
Land was Narben bei uns hinterlassen 
hat. Ein Land in dem wir keinem Men¬ 
schen mehr vertrauen wollten.“ Lajos 
Raffi, einer der sechs Kollegen macht 
sich Vorwürfe. Warum ist man dem 
Ruf des Geldes in ein fremdes Land 
gefolgt? Warum hat man Frau und 
Kinder monatelang nicht gesehen. Die 
Stimme des 48-Jährigen klingt leer und 
hoffnungslos. Immer wieder stellten 
die sechs sich die Frage: „Warum ha¬ 
ben wir uns auf die Stellenausschrei¬ 
bung im Onlineportal beworben?“ 

Ob die gemachten Zusagen gegen¬ 
über den Arbeitern eingehalten wer¬ 
den, interessiert diese Onlineportale 
nicht, die Onlineportale haben nur 
eine Aufgabe „Frischfleisch für den 
Arbeitsmarkt im Kapitalismus“ zu 
organisieren. Die Arbeitsbedingun¬ 
gen der Firma Accent erschienen den 
rumänischen Kollegen attraktiv: kos¬ 
tenlose Unterkunft, ein Lohn von 19 
Euro pro gearbeitetem Quadratme¬ 
ter, davon 100 Euro als wöchentlichen 


Vorschuss zur Eigenverpflegung. Das 
Angebot konnte verlocken, liegt doch 
der rumänische Mindestlohn im Bau¬ 
gewerbe bei knapp drei Euro. 

Doch die Realität holte die Kol¬ 
legen schnell ein, die Unterkunft war 
nicht kostenlos. Diesen Punkt akzep¬ 
tierten die Kollegen noch. „ Wir ha¬ 
ben der Firma vertraut und gehofft, 
dass dieses alles seine Richtigkeit hat. 
In Rumänien hat man eine sehr hohe 
Meinung von den Deutschen, sie gel¬ 
ten als korrekt und ehrlich“, so die Aus¬ 
sagen von Lajos Raffi. Nachdenklich 
wurden die rumänischen Bauarbeiter, 
als der erste Lohn nach der vereinbar¬ 
ten Zeit ausblieb. Auf Nachfrage der 
Bauarbeiter, wann sie ihren Lohn er¬ 
halten, erklärte die Geschäftsleitung 
von Accent, man würde sie erst bezah¬ 
len, wenn die Arbeiten an zwei weite¬ 
ren Gebäuden fertig sind. Als diese Ge¬ 
bäude fertig waren ließ der Geschäfts¬ 
führer ausrichten, dass die Kollegen bis 
nach der Gesellschafterversammlung 
warten müssten. Die wahren Grün¬ 
de nannte Fuhrmann nicht. Wer sich 
die Bilanz der Firma Accent anguckt 
sieht das die Firma nur ein „Verschie¬ 
bebahnhof“ ist. Für jeden Laien ist er¬ 
kennbar, dass die Umsätze der Firma 
Accent GmbH nicht dem Auftragsvo¬ 
lumen entsprechen. 

Mehr als dubios sind die Arbeits¬ 
verträge der Firma Accent, mit denen 
die rumänischen Bauarbeiter ausge¬ 
stattet wurden. Das Schreiben mit der 
farbkopierten Unterschrift Fuhrmanns 
und der Bezeichnung „Anstellungsbe¬ 
stätigung“ in der Betreffzeile enthielt 
keinerlei Details zur Anstellung und 
sonstigen Vereinbarungen. 

Dass die Accent GmbH über ein 
gut funktionierendes Netzwerk verfügt 
zeigt der 18. April 2014. Am 18.4. wur¬ 
de die Baustelle August-Schanz-Straße 
in Frankfurt vom Hauptzollamt „Kon¬ 
trolle Schwarzarbeit“ überprüft. Fuhr¬ 
mann soll an diesem Tag den Bauar¬ 
beitern mit der Aussage freigegeben 
haben, „dass sie irgendwohin gehen 
sollen und auf keinen Fall auf der Bau¬ 
stelle sein sollen“. Spannende Frage: 
Hat jemand - und wenn ja wer - Fuhr¬ 
mann über die Kontrolle informiert? 

Lajos Raffi wollte nur für sich und 
seine Familie ein besseres Leben. Er 
wollte nur, dass seine Töchter weniger 
Sorgen haben und jetzt stand er vor 
einem Scherbenhaufen. Kein Geld für 
die Heimfahrt, kein Geld um sich et¬ 
was zu essen zu kaufen. Mit Schildern 
um den Hals: „Accent nicht zahlen, 
Hungerstreik“ steht in dicken Lettern 
auf ihren selbstgemalten Plakaten, mit 
diesen Plakaten um den Hals saßen sie 
auf dem Bürgersteig vor „ihrer“ Bau¬ 
stelle. 

Schnell waren sie in Preungesheim 
Gesprächsthema. Menschen begutach¬ 
teten sie, Menschen gingen schweigend 
an ihnen vorbei, Menschen zeigten ih¬ 
nen, dass Ausländer in Preungesheim 


nicht erwünscht sind. Doch viele Men¬ 
schen wollten helfen und waren er¬ 
schüttert, dass es in der heilen Welt die 
moderne Sklaverei gibt. Spontan boten 
die unterschiedlichsten Menschen ihre 
Solidarität und Hilfe an. Alarmiert von 
Bewohnern aus Preungesheim nahm 
sich die IG BAU der Kollegen an. In 
Gesprächen mit der Gewerkschaft 
machten die Kollegen deutlich, dass sie 
bereit sind für ihre berechtigten Forde¬ 
rungen zu kämpfen und ihren Hunger¬ 
streik weiter zu führen. 

Die IG BAU versuchte umgehend, 
mit dem Geschäftsführer und Gesell¬ 
schafter der Accent GmbH, Dipl.-Ing. 


UZ: Eine Gruppe rumänischer Bau¬ 
arbeiter war in Frankfurt im Hunger¬ 
streik. Sie haben den Hungerstreik be¬ 
endet. Wie geht es nun für die Kollegen 
weiter? 

Andreas Goerke: Die IG BAU führt 
zur Zeit ständig Gespräche mit der Fir¬ 
ma Accent, um die ausstehenden Ge¬ 
hälter der Kollegen zu bekommen. Ak¬ 
tuell sieht es nach einem Rechtsstreit 
aus. Die Firma Accent versucht immer 
wieder mit neuen Zahlenwerken die 
Forderungen zu reduzieren. Ich glaube, 
sie wollen und können gar nicht bezah¬ 
len. Für mich persönlich ist verwunder¬ 
lich, wie so ein Unternehmen solche 
Aufträge erhalten kann. Die Bilanzen 
und die Gewinn- und Verlustrechnung 
der Firma sprechen eine eigene Spra¬ 
che. Ein Sprichwort sagt: Wo nichts ist, 
ist nichts zu holen. 

UZ: Was würde das für die rumäni¬ 
schen Bauarbeiter bedeuten? 

Andreas Goerke: Irgendwann würde es 
einen Gerichtstermin geben, eventuell 
wird der Forderung der rumänischen 
Kollegen zugestimmt - und das war es. 
Die Kollegen werden weiter ohne ei¬ 
nen Euro dastehen. Ein weiteres Prob¬ 
lem ist: In solchen Fällen gibt es selten 
Arbeitsverträge oder Abrechnungen. 
Ohne diese Unterlagen wird es schwie¬ 
rig in einem Verfahren zu gewinnen. 

UZ: Im Baugewerbe gibt es einen tarif¬ 
lichen Mindestlohn. Greift dieser nicht? 

Andreas Goerke: Die rumänischen 
Kollegen haben Anrecht auf den Min¬ 
destlohn, den sie rückwirkend für bis 
zu sechs Monate geltend machen kön¬ 
nen. Wahrscheinlich muss die Firma 
sogar einen noch höheren Betrag zah¬ 
len. Für Lohngruppe eins 11,10 Euro 
pro Stunde, für Lohngruppe zwei 13,95 
Euro. Das Problem ist, dass der Min¬ 
destlohn häufig mit nebenvertragli¬ 
chen Regelungen unterwandert wird. 


Roland Fuhrmann, in Kontakt zu tre¬ 
ten. Die Versuche waren vergebens, 
Fuhrmann war für die Gewerkschaft 
nicht zu sprechen. Nach Absprache mit 
den rumänischen Kollegen errichtete 
die IG BAU für die Kollegen ein Zelt 
mit Feldbetten sowie eine „ rund um 
die Uhr Betreuung“ ein. 

Der Fall sorgte für ein großes Me¬ 
dieninteresse und zog damit die Polit- 
prominenz an, ob Oberbürgermeister 
Feldmann, Andrea Y psilanti, Thorsten 
Schäfer Gümpel oder die IG BAU- 
Größen aus dem Bundesvorstand 
Carsten Burckhardt und Dietmar 
Schäfers. Alle machten vor der Presse 



Andreas Goerke ist Gewerkschafts¬ 
sekretär der Industriegewerkschaft 
Bauen, Agrar, Umwelt (BAU) in 
Hessen. 

UZ: Wie kann ein Mindestlohn unter¬ 
wandert werden? 

Andreas Goerke: Da ist die Kreativität 
des Kapitals grenzenlos. Eine beliebte 
Methode ist die Arbeitszeit. Die Kolle¬ 
gen erhalten auf dem Papier den Min¬ 
destlohn für acht Stunden am Tag, ar¬ 
beiten aber 12 Stunden am Tag. Etwas 
ganz Neues war für mich der Abzug von 
Sitzgeld im Bauwagen. Die Kollegen 
mussten 25 Euro pro Tag für den Sitz¬ 
platz im Bauwagen bezahlen. Weitere 
Praktiken sind Miete für Schaufel und 
andere Werkzeuge. Von der Tagesmie¬ 
te einer Schaufel können täglich zwei 
neue angeschafft werden. Ein Teil des 
Lohnes muss häufig an Vermittlungs¬ 
agenturen, Privatvermittler etc. ausge¬ 
zahlt werden. Diese ziehen ihre Provisi¬ 
onen direkt von den Löhnen ab, die sie 
ohne Quittung oder Beleg auszahlen. 

UZ: Welche Möglichkeiten hat die Ge¬ 
werkschaft, um einzugreifen? 

Andreas Goerke: Häufig sind uns die 
Hände gebunden. Wir haben zwar oft 


ihren Unmut deutlich. Doch die wahre 
Solidarität kam aus der Bevölkerung. 
Eine Ärztin aus Preungesheim erklärte 
sich bereit die gesundheitliche Betreu¬ 
ung der Kollegen zu übernehmen. 

Nach einem Besuch im hessischen 
Landtag am 27. Juni, bei dem die Bau¬ 
arbeiter nochmals ihre Problematik 
deutlich machten, brachen sie nach 
dem Rat der Ärztin ihren Hungerstreik 
ab, gezeichnet von den letzten Tagen. 
Gewerkschaft, Stadt Frankfurt und die 
sechs Kollegen versuchten nun, Lösun¬ 
gen über das weitere Handeln zu fin¬ 
den. In der Bildungsstätte der IG BAU 
in Steinbach sollten die rumänischen 
Bauarbeiter unter Anleitung der Ärz¬ 
tin ein Quartier finden und langsam 
wieder an Nahrung herangeführt wer¬ 
den. Die Stadt Frankfurt erklärte sich 
bereit, die Kosten für die Unterkunft 
zu bezahlen. 

In endlosen Gesprächen versucht 
die IG BAU von der Firma Accent 
Zahlungen für die rumänischen Bau¬ 
arbeiter zu erhalten. Immer wieder 
werden die zuständigen Sekretäre der 
IG BAU vertröstet. Die IG BAU wird 
jetzt den Rechtsweg gehen und Kla¬ 
ge gegen die Firma Accent erheben. 
Diese Klage vor dem Arbeitsgericht 
wird den Kollegen aber nicht helfen 
ihre berechtigten Forderungen durch¬ 
zusetzen. Bis ein Urteil ergehen wird 
werden noch Monate vergehen, bis 
dahin werden die „Ausbeuter von Ac¬ 
cent“ eine neue Nische in der Geset¬ 
zeswelt gefunden haben und weiter un¬ 
ter neuem Namen Arbeiter ausbeuten. 
Der Tatort Frankfurt-Preungesheim ist 
nur ein Tatort von vielen in der BRD. 
Die Kollegen von Accent haben mit ih¬ 
rem Hungerstreik ein Zeichen gesetzt, 
sie haben den Mut sich gegen Ausbeu¬ 
tung zu wehren. 

Gerhard Ziegler 


einen Verdacht, können aber ohne 
die Betroffenen nicht aktiv werden. 
Durch die enge Zusammenarbeit 
mit dem Hauptzollamt „Kontrolle 
Schwarzarbeit“ können wir eine Prü¬ 
fung der Baustelle veranlassen. Da 
das Hauptzollamt nur die Kontrolle 
über die Einhaltung des Mindestloh¬ 
nes führt, haben Kontrollen nur einen 
geringen Erfolg. Anders sieht es bei 
der illegalen Beschäftigung aus. In 
den ganzen Punkten ist auch die Poli¬ 
tik gefordert. 

UZ: Wie ist die Politik gefordert? 

Andreas Goerke: Es macht einen 
schon nachdenklich, wenn immer wie¬ 
der öffentliche Baustellen von Bund 
und Ländern auffällig werden. Deshalb 
ist es wichtiger denn je, dass wir in al¬ 
len Bundesländern Vergabegesetze ha¬ 
ben, die tariftreue Unternehmen schüt¬ 
zen und nicht die Tür für Lohndum¬ 
ping öffnen. Ich denke da aktuell an 
den Entwurf der schwarz-grünen Lan¬ 
desregierung in Hessen. Ein weiterer 
Punkt ist, dass die Hauptzollämter per¬ 
sonell verstärkt werden. 

UZ: Wie sehen die Mitglieder der IG 
BAU diese Problematik? 

Andreas Goerke: Das ist ein ganz 
schwieriges Thema. Mit der ganzen 
Problematik schwillt bei dem einen 
oder anderen gelegentlich Ausländer¬ 
feindlichkeit durch. Unsere Kollegen 
sehen häufig die Bauarbeiter aus Ost¬ 
europa, Spanien, Portugal als Schuldi¬ 
ge. Wir steuern in diesen Diskussionen 
dann sofort dagegen. Wir erklären im¬ 
mer wieder, dass nicht die Kollegen die 
Schuldigen sind, sondern die Arbeitge¬ 
ber, die diese Schweinereien mit den 
Kollegen treiben. Viele verstehen die 
Argumentation und zeigen auch im¬ 
mer wieder Solidarität. Wir können 
immer wieder nur aufklären und auf¬ 
klären. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Nicht die Tür für Lohndumping öffnen 

Zu dem Hungerstreik der sechs Rumänen ein Gespräch mit Andreas Goerke 
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Florence Herve lehnte das 
Bundesverdienstkreuz ab 

In der vergangenen Woche, am 2. Juli, 
sollte Florence Herve, Journalistin, Au¬ 
torin, Publizistin und Dozentin („Wir 
Frauen“), im Düsseldorfer Rathaus den 
Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland („Bundesverdienstkreuz 
am Bande“) bekommen. Ihre Reaktion 
auf die geplante Würdigung durch Bun¬ 
despräsident Joachim Gauck: „Ich wer¬ 
de diese Auszeichnung nicht annehmen“ 

Ihre Begründung: „Es widerstrebt 
mir, eine Auszeichnung vom höchsten 
Repräsentanten eines Staates anzuneh¬ 
men, dessen Regierungen selten den Ein¬ 
druck erwecken, an der Beseitigung von 
Diskriminierung, sozialer Ungleichheit, 
an dauerhafter Abrüstung und einer frie¬ 
densfördernden, gleichberechtigten Zu¬ 
sammenarbeit mit anderen Staaten inte¬ 
ressiert zu sein“ 

Florence Herve belegt diese kon¬ 
sequente Haltung mit Hinweisen auf 
die wachsende Frauenarmut, fehlende 
Kindereinrichtungen, prekäre Arbeits¬ 
bedingungen im Pflegebereich. Die so¬ 
zialen und arbeitsrechtlichen Defizite 
entsprechen nicht dem vorhandenen 
Reichtum in Deutschland. Ihre Kritik 
gilt der „Herdprämie“ wie der Zulas¬ 
sung der Frauen zur Bundeswehr und 
ihrer Abordnung in Kriegsgebiete, der 
Verbrämung des Krieges als „humani¬ 
tärer Intervention“, dem zunehmenden 
Rüstungsexport auch in Krisengebiete. 

Als halbherzig kritisierte sie die 
„Selbstentschuldigung“ für den Völker¬ 
mord an den Hereros, an dem Massen¬ 
mord in Oradour-sur-Glane. Die Verbre¬ 
chen der Nazis seien nicht verfolgt wor¬ 
den, der antifaschistische Widerstand sei 
dagegen weitgehend ignoriert worden. 

Florence Herve wies in ihrem Brief 
an den Bundespräsidenten darauf hin, 
dass zu den früheren Preisträgern auch 
Nazi gehören, mit denen sie sich nicht in 
einer Reihe befinden möchte: „Schließ¬ 
lich möchte ich nicht den Eindruck ver¬ 
mitteln, ich hätte meinen Frieden mit die¬ 
ser Politik geschlossen.“ 

Nina Hager, stellvertretende DKP- 
Vorsitzende: „Wir waren uns sicher, dass 
Florence Herve sich nichts vorgauckeln 
lässt und wünschen ihr, dass sie ihren 
Weg beharrlich fortsetzt.“ 

Auch der DKP-Kreisvorstand Düs¬ 
seldorf gratulierte Florence Herve zu ih¬ 
rer konsequenten Haltung. U K 

Demonstration gegen die 
NATO-Kommandozentrale 
in Kalkar 

Friedensbewegte von Rhein und Ruhr 
wollen am 3. Oktober in Kalkar wieder 
ein Zeichen für den Frieden setzen und 
somit gegen eine dort erschreckend ra¬ 
sant ausgebaute Führungszentrale für 
Luftkriegsoperationen von Bundeswehr 
und NATO protestieren. 

Von hier werden schon jetzt Euro¬ 
fighter und AWACS-Flugzeuge ganz nah 
an die russische Grenze herangeführt, 
und von dort soll auch ein Kampfdroh¬ 
nenkrieg in aller Welt ermöglicht werden. 
1 600 Fachleute des Tötens werden dort 
stationiert. Sie dirigieren Eurofighter 
auch über deutschem Luftraum. Bei ei¬ 
nem permanenten Manöver starben am 
23. Juni zwei Piloten. Gleichartige Ma¬ 
növer werden von Kalkar aus in den bal¬ 
tischen Ländern seit April 2014 ständig 
durchgeführt. 

Bundesprogramm 
gegen rechte Gewalt 

„Das neue Bundesprogramm gegen rech¬ 
te Gewalt bleibt weit hinter den Anfor¬ 
derungen an die Bekämpfung des Neo¬ 
faschismus zurück und missachtet zudem 
die Empfehlungen des NSU-Untersu- 
chungsausschusses“ kritisiert die innen¬ 
politische Sprecherin der Fraktion ,Die 
Linke 4 , Ulla Jelpke, die Neuauflage des 
Förderprogramms „Demokratie leben“. 
Jelpke weiter: 

„Von den vollmundigen Ankündi¬ 
gungen der SPD im Kampf gegen Rechts 
ist nicht viel geblieben. Nötig wären eine 
massive Aufstockung der Mittel sowie 
eine langfristige Förderung der bürger- 
schaftlichen Arbeit gegen rechte Ge¬ 
walt. Aus der dauerhaften Sicherung der 
Programme, die auch der NSU-Unter- 
suchungsausschuss empfohlen hatte, ist 
ein Projektzeitraum von fünf Jahren ge¬ 
worden - ganz so, als wäre das Problem 
Rechtsextremismus dann erledigt. 


Die unaufhaltsame Karriere des Dirk-Ekkehard Niebel 

Fallschirmjäger, „Teppichhändler“ und nun Rüstungslobbyist bei Rheinmetall 



D ie Homepage von Dirk-Ekke¬ 
hard Niebel lässt bei seiner Ein¬ 
tragung in der Rubrik „Kenntnis¬ 
se und Qualifikationen“ fast Schmun¬ 
zeln. Danach verfügt der ehemalige 
Entwicklungsminister und nun inthro¬ 
nisierte Rüstungslobbyist bei Rheinme¬ 
tall über „gute internationale Vernet¬ 
zung (UN, EU, andere Geber)“Wer mit 
„andere Geber“ gemeint ist, wird nicht 
erläutert. Das gehört zum Wechselspiel 
von tiefer Verschwiegenheit und unge¬ 
bremstem Redefluss des selbstständi¬ 
gen Politik- und Unternehmensbera¬ 
ters der „Niebel International Consul¬ 
ting“ Die Initiative „LobbyControl“ 
bewertet Niebels jüngste Wendung so: 
„Ex-Entwicklungsminister Dirk Niebel 
wird Cheflobbyist beim Rüstungskon¬ 
zern Rheinmetall. Das ist ein Skandal, 
der den Wechsel von Ronald Pofalla 
zur Deutschen Bahn bei weitem noch 
in den Schatten stellt!“ 

„Beratung“ hat Niebel (51) im Stu¬ 
dium der Verwaltung gelernt, das er 
als Diplom-Verwaltungswirt (FH) ab¬ 
geschlossen hat. Mit dieser Qualifika¬ 
tion wurde er Arbeitsvermittler beim 
damaligen Arbeitsamt in Heidelberg. 
Seinen Hang zum Militär hatte er be¬ 
reits vorher als Fallschirmjäger pflegen 
können: „Feldwebellehrgang, Abschluss 
als Jahrgangsbester, zuletzt Zugführer 

des Erkundungs- und - 

Aufklärungszuges der 
Luftlandebrigade 25, der¬ 
zeit Hauptmann d.R. bei 
der Division „Spezielle 
Operationen (DSO)“. Die DSO arbei¬ 
tet nicht in der Bundeswehr-Kantine, 
sondern direkt an der Front, etwa bei 
Quatliam/ Afghanistan. 

Niebel pflegt auch diese beson¬ 
dere Beziehung zu Afghanistan nicht 
nur, weil er als Zivilist gerne die „BW- 
Feldmütze flecktarn“ (mit vier Belüf¬ 
tungsösen) trägt. Die kostet gebraucht 
als Schnäppchen 1,95 Euro. Er will ins¬ 
gesamt nur das Beste: „Zu Beginn des 
Einsatzes lag Afghanistan in Trümmern, 
war in einem Zustand wie Deutschland 
nach dem 30-jährigen Krieg. Jetzt gibt 
es wieder bürgerliches Leben, die Chan¬ 
ce auf Bildung, mehr Rechte für Frauen, 
eine deutlich bessere Infrastruktur. Es 
ist enorm viel passiert. Aber es ist noch 
viel zu tun. Deshalb bleiben wir.“ 

Zur Erinnerung hatte sich Niebel 
noch ein Schnäppchen besorgt: Einen 
Teppich (etwa 1 400 Dollar), den er im 
Flugzeug des Bundesnachrichtendiens¬ 
tes (BND),Typ Falcon, unverzollt nach 
Deutschland fliegen ließ. Das war nicht 
erlaubt. Niebel startete eine „Selbstan¬ 


zeige“ und blieb so straffrei. Straffrei 
blieb auch die Verteilung von lukrati¬ 
ven öffentlichen Posten an seine Par¬ 
teifreunde. Das brachte ihm allerdings 
Ärger mit dem Personalrat ein. 

Die eigentlich relevante Qualifika¬ 
tion Niebels liegt für die Öffentlichkeit 
im Nebel, er war nämlich als Entwick- 
lungsminister(!) Mitglied in dem ge¬ 
heim tagenden Bundessicherheitsrat, 


Rheinmetall: „Wir wissen, dass Herr Niebel als 
Minister auch Mitglied im Bundessicherheitsrat war. 


der über die Rüstungsexporte berät. 
Dabei, und das ist bekannt, handelt es 
sich nicht nur um Exporte in andere 
NATO-Länder, sondern auch um Ex¬ 
porte im ganz großen Stil in Drittländer: 


U-Boot nach Israel, Panzerfabrik nach 
Algerien, Panzer nach Saudi-Arabien 
usw. 

Damit es über diese Länder keine 
Unsicherheiten gibt, „informiert“ das 
Bonn International Center for Con- 
version (BICC): „Die Diskussion um 
Rüstungsexporte leidet häufig unter ei¬ 
nem Mangel an Informationen über die 
Lage in den Empfängerländern. 
- Das beginnt häu¬ 
fig bei allgemein relativ 
leicht verfügbaren Da- 
_ ten, wie etwa der wirt¬ 
schaftlichen Lage, wird 
kritischer bei politischeren Themen, 
wie der Lage der Menschenrechte, und 
gipfelt bei den fast ausschließlich in der 
Fachliteratur vorhandenen Daten zum 
militärischen Sektor. Durch eine besse¬ 


Zwischen Knete und Knast 

Die Waffenlobbyisten haben nicht erst seit Dirk Niebel einen geschmeidigen Ruf. Sie leben 
dabei durchaus gefährlich, weil sie ständig großen Begehrlichkeiten ausgesetzt sind - von 
Seiten der Politik, von Seiten der Rüstungsindustrie und vom Finanzamt. 2010 wurde der 
Thyssen-Rüstungslobbyist Karlheinz Schreiber (CSU bis 2003) zu acht Jahren Gefängnis ver¬ 
urteilt wegen Steuerhinterziehung, und am 14. November 2013-nach Revision beim Bun¬ 
desgerichtshof-zu sechseinhalb Jahren. Auf sein Konto gehen die Maxwell-Affäre mit Bezug 
zu Max Strauss und die CDU-Spendenaffäre, in der CDU-Schatzmeister Walther Leisler-Kiep 
eine Million DM in der Schweiz für die CDU zugesteckt bekam. Wolfgang Schäuble bekam von 
Schreiber „nur“ 100 000 DM „von verstorbenen Juden in der Schweiz“. Er wurde etwa im 
Gegensatz zu Staatssekretär Ludwig-Holger Pfahls (3,8 Millionen DM) nicht verurteilt. Eben¬ 
sowenig musste der verschwiegene Helmut Ehrenwort Kohl (2 Millionen DM) ins Gefängnis. 
Eine Karriere muss nicht im Gefängnis enden: Bei Ex-Kanzleramtsminister Ronald Pofalla 
(CDU) geht sie weiter als Cheflobbyist bei der Deutschen Bahn, bei seinem Kollegen Eckart 
van Klaeden (CDU) bei Daimler. Ex-Ministerpräsident Roland Koch (CDU) wurde Vorstandschef 
des Baukonzerns Bilfinger, Ex-Bundeskanzler Gerhard Schröder wurde Vorstandsvorsitzender 
des Aufsichtsrats der Nord Stream AG (Gazprom) und Multi-Lobbyist. UK 


re Verfügbarkeit von soliden Informati¬ 
onen soll eine besser fundierte Bewer¬ 
tung der deutschen Rüstungsexporte 
erleichtert werden. 

„Was hatte Niebel als Entwick¬ 
lungsminister mit Panzerexporten zu 
tun? Das BICC weiß es: „Das Projekt 
wird vom Bundesministerium für wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung (BMZ) gefördert.“ 

Antragsteller auf der Seite der Pro¬ 
duzenten sind Unternehmen im „Bun¬ 
desverband der Deutschen Sicher- 
heits- und Verteidigungsindustrie e.V. 
(BDSV)“. Dieser Verband ist wiederum 
Mitglied im Bundesverband der Deut¬ 
schen Industrie (BDI) und im europäi¬ 
schen Dachverband Aerospace and De- 
fence Industries Association of Europe 
(ASD) und in der NATO Industrial Ad- 
visory Group (NIAG). Dirk-Ekkehard 
Niebel hat also in seinem neuen Job 
für Rheinmetall viele Strippen zu zie¬ 
hen. Allein im BDSV sind mehr als 40 
Firmen von A wie Abeking & Rasmus- 
sen Schiffs- und Yachtwerft AG über 
Rheinmetall bis Z wie ZF Friedrichs¬ 
hafen AG. 

Niebels Verhalten ist auch FDP- 
Weggefährten suspekt, die Schaden 
von der im Sinkflug befindlichen Partei 
abwenden möchten. Ex-Bundesinnen- 
minister Gerhart Baum (FDP) schreibt: 
„Herr Niebel hat in seiner politischen 
Karriere der FDP eher geschadet als ge¬ 
nutzt - im Amt und jetzt nach wirkend 
außerhalb des Amts.“ Und FDP-Chef 
Christian Lindner bei Spiegel-Online: „ 
Ganz unabhängig von aktuellen Einzel¬ 
fällen muss die Bundesregierung drin¬ 
gend einen Ehrenkodex für den Wech¬ 
sel in die Wirtschaft beschließen, damit 
der nicht länger eine Frage des indivi¬ 
duellen Verantwortungsgefühls bleibt.“ 
Schlussfolgerung auch von Kanzlerin 
Angela Merkel: Eine Karenzzeit muss 
her. Zwölf Monate „Sperre“, wenn je¬ 
mand im Militärisch-Industriellen- 
Komplex die Fronten wechselt. 

An Selbstironie grenzt die Stellung¬ 
nahme von Rheinmetall gegenüber 
dem Spiegel : „Wir wissen, dass Herr 
Niebel als Minister auch Mitglied im 
Bundessicherheitsrat war.“ Und zur 
„Sperre“ bis 2015 heißt es „Das ist, 
wie wir finden, eine ausreichend lan¬ 
ge Zeit.“ 

Aus Sicht der DKP ein vollkom¬ 
men lächerliches Unterfangen, denn 
„Insider-Wissen“ und „Strippen-Tech- 
nik“ verfallen so schnell nicht. Des¬ 
halb: Rüstungslobbyisten gehören ab¬ 
geschafft - und die Rüstungsindustrie 
auch. Uwe Koopmann 


Auf leisen Sohlen - aber unverhohlen 

Ursula von der Leyen setzt auf Kampfdrohnen 


Nach einem Bericht der Süddeutschen 
Zeitung ist Verteidigungsministerin Ur¬ 
sula von der Leyen mehr denn je da¬ 
von überzeugt, dass die Bundeswehr 
bei ihren Auslandseinsätzen künftig auf 
Kampfdrohnen angewiesen sein wird. 
Für die Friedensbewegung ist die Hal¬ 
tung der Ministerin ein Alarmsignal. 

Verteidigungsministerin von der 
Leyen hat mit ihrem Interview in der 
Süddeutschen Zeitung ei¬ 
nen zweifachen Fauxpas 
begangen. Einmal hat sie 
die Expertenanhörung im 
Verteidigungsausschuss 
des Bundestags am Mon¬ 
tagnachmittag sehr eigen¬ 
willig als Unterstützung für ihre eige¬ 
ne Position interpretiert - obwohl der 
Tenor der wissenschaftlichen Experten 
eher Skepsis denn Zustimmung signa¬ 
lisierte. Für den raschen Einstieg in 
die Kampfdrohnen-Technologie spra¬ 
chen sich dagegen nur die anwesen¬ 
den Militärs, Rüstungslobbyisten und 
dem Militär verpflichtete Politiker aus. 
Zum anderen strotzt ihre Einlassung zu 
den Drohnen von Halbwahrheiten und 
Beschönigungen. 

Dies beginnt mit ihrer Behaup¬ 
tung, dass der Einsatz von bewaffne¬ 
ten Drohnen zum Schutz der eigenen 


Soldaten notwendig sei. Das Gegen¬ 
teil ist der Fall: Die Verfügbarkeit über 
Kampfdrohnen senkt in Wahrheit die 
Schwelle zum Krieg und verführt zu 
mehr und riskanteren Kampfeinsätzen 
in allen Teilen der Welt. Letztendlich 
werden demnach mehr Soldaten in sol¬ 
che Einsätze geschickt als bisher. Dem 
entspricht im Übrigen auch die einge¬ 
leitete „Transformation“ der Bundes¬ 


wehr in eine „Armee im Einsatz“. 

Auch die Ankündigung, das Par¬ 
lament habe bei den Einsätzen von 
Kampfdrohnen ein Wort mitzureden, 
entspricht nicht den üblichen Mandats¬ 
beschreibungen. Dort werden Waffen¬ 
gattungen und Personalstärken so¬ 
wie Ziele und Aufgaben beschrieben, 
nicht aber die Verwendung bestimm¬ 
ter Waffen. Wenn etwa von „Luftun¬ 
terstützung“ die Rede ist, können das 
Kampfhubschrauber, Kampfjets oder 
auch Killerdrohnen sein. 

Verschleiernd und unredlich ist 
schließlich der Hinweis auf die not¬ 


wendige Entwicklung einer europäi¬ 
schen Drohne zu Aufklärungszwecken. 
Von der Leyen: „Europa braucht die 
Fähigkeit einer Aufklärungsdrohne, 
um auf die Dauer nicht von anderen 
abhängig zu sein.“ Andererseits spricht 
sie im selben Interview davon, dass sich 
die geleasten Aufklärungsdrohnen in 
Afghanistan „bewährt“ hätten. Es gibt 
sie also bereits - nicht nur bei deut¬ 
schen Einsätzen, sondern 
auch bei zahlreichen ande¬ 
ren europäischen NATO- 
Verbündeten. In Wirklich¬ 
keit geht es um Drohnen 
mit „Bewaffnungsfähig¬ 
keit“, d.h. alle jetzt zu be¬ 
schaffenden oder auszuleihenden 
Drohnen müssten die Fähigkeit haben, 
sich auch bewaffnen zu lassen. Von der 
Leyen will also Kampfdrohnen, eiert 
aber herum, weil das weder in der Ko¬ 
alition unumstritten ist, noch gar in der 
Bevölkerung auf Zustimmung stoßen 
würde. 

Die Friedensbewegung hat sich zur 
Drohnenfrage eindeutig positioniert: 
Sie lehnt Kampfdrohnen entschieden 
ab, weil sie die Kriegsschwelle absenkt, 
noch mehr zivile Opfer im sog. Krieg 
gegen den Terror fordert, zu einer neu¬ 
en weltweiten Aufrüstungsspirale führt 


und einen Pfad betritt, auf dem mittels 
Automatisierung der Mensch aus den 
Entscheidungsprozessen bis zu sei¬ 
nem Verschwinden ausgeschaltet wird. 
Künftige Generationen werden unter 
der permanenten Bedrohung durch 
allgegenwärtige bewaffnete Drohnen 
ähnlich leiden wie die Generation des 
Kalten Kriegs unter dem atomaren 
„Gleichgewicht des Schreckens“ gelit¬ 
ten hat. 

Die deutsche Anti-Drohnen-Kam- 
pagne wird sich an einem weltweiten 
Aktionstag am 4. Oktober mit zahlrei¬ 
chen Veranstaltungen und Aktionen 
beteiligen und wirbt für „drohnenfreie 
Zonen“ überall im Land. 20 000 Un¬ 
terschriften unter den Appell der Frie¬ 
densbewegung, die bisher gesammelt 
wurden, sind ein erster hoffnungsvol¬ 
ler Ansatz zur Entwicklung einer brei¬ 
ten gesellschaftlichen Bewegung gegen 
Kampfdrohnen. 

Hinter der Charmeoffensive der 
ehemaligen Familienministerin ver¬ 
birgt sich eine höchst gefährliche krie¬ 
gerische Energie. Ursula von der Leyen 
muss in ihrem Drang nach Killerdroh¬ 
nen gestoppt werden. 

Kassel/Berlin. 2 . Juli 
Für den Bundesausschuss Friedensratschlag: 
Peter Strutynski, Lühr Henken 


Hinter der Charmeoffensive der ehemaligen 
Familienministerin verbirgt sich eine höchst 
gefährliche kriegerische Energie 
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„Steinzeit-Energiepolitik“ 

EU-Kommission blockiert EEG-Reform 


D er Bundestag hat Ende Juni mit 
seiner Regierungsmehrheit die 
Änderung des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes beschlossen. Der 
Ausbau der Erneuerbaren wird erst 
einmal zurückgefahren. Die Energie¬ 
wende solle besser planbar für Strom¬ 
produzenten und -künden werden, 
versprach Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel (SPD). Doch die Verbraucher 
werden nicht entlastet, befürchtet die 
Opposition. 

„Es geht nicht um das Motto: je 
schneller, je besser beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Sondern das 
Motto muss lauten: je planbarer und je 
berechenbarer, desto besser“, so Gabri¬ 
el. Das bedeutet konkret, dass der Aus¬ 
bau gedeckelt wird. Für die einzelnen 
Technologien der Ökostromerzeugung 
sieht das Gesetz Höchstgrenzen beim 
Ausbau vor und die Vergütung für neue 
Anlagen wird sinken. 

„Steinzeit-Energiepolitik“ nennt 
das der Bund für Umwelt und Natur¬ 
schutz Deutschland (BUND). Die Bun¬ 
desregierung stünde für ein „Zurück in 
die Kohlezeit“. Christoph Bautz vom 


Die drei Landtagsabgeordneten Klaus 
Bartl (Die Linke), Karl Nolle (SPD) 
und Johannes Lichdi (Bündnis 90/Die 
Grünen) haben in der vergangenen 
Woche bei einer gemeinsamen Presse¬ 
konferenz in Dresden der Öffentlich¬ 
keit ihr vorläufiges Fazit aus der Un¬ 
tersuchungsauschussarbeit bezüglich 
der sogenannten Sachsensumpf-Affäre 
vorgestellt. 

Unter besagter Bezeichnung wa¬ 
ren bereits im Jahr 2007 Vorwürfe 
und Enthüllungen über das Treiben 
krimineller Netzwerke in Sachsen be¬ 
kannt geworden, denen zufolge Politi¬ 
ker aller Parteien - mit Ausnahme der 
Linken -, sowie Bedienstete von Po¬ 
lizei und Justiz in den 1990er Jahren 
Teil eines kriminellen Netzwerkes in 
Sachsen gewesen sein sollen. Die Vor¬ 
würfe, die sich gegen das Netzwerk 
richteten, reichten dabei vom Verrat 
von Dienstgeheimnissen, Korruption, 
Verstrickung in Kinderprostitution 
bis hin zu dubiosen Mordanschlägen - 
bzw. angeblichen Selbstmorden. Auch 
zweifelhafte Immobiliengeschäfte wa¬ 
ren dem Kartell vorgeworfen worden 
(UZ berichtete). 

Zur Erinnerung: Auf insgesamt 
15600 Seiten Aktenmaterial waren 
die Hintergründe zu der eher an einen 
schlecht gemachten Mafiafilm erinnern- 


Kampagnennetzwerk Campact wirft 
der Regierung Klientelpolitik für die 
angeschlagenen Energiekonzerne vor. 
Der Bundesrat müsse jetzt für grund¬ 
legende Veränderungen am Gesetzent¬ 
wurf sorgen, so Bautz. 

Vom Bundesrat erwartet die Gro¬ 
ße Koalition allerdings keinen Wider¬ 
stand. 

Doch 
die 
EU- 
Kom¬ 
mission meldet Bedenken an. Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel spricht in 
diesem Zusammenhang von „sehr be¬ 
denklichen Entwicklungen“, weil die 
Kommission die Wirtschaft verunsiche¬ 
re und Investitionen in Deutschland ge¬ 
fährde. Gabriel bedient sich - passend 
zur WM - einer Fußballmetapher: Die 
Forderungen der EU-Kommission sei¬ 
en ein „Foulspiel“ und würden auf eine 
Deindustrialisierung der Bundesrepub¬ 
lik hinauslaufen. 

Ausländische Ökostrom-Anbie¬ 
ter dürfen nicht diskriminiert werden, 
meint EU-Wettbewerbskommissar 


de Korruptionsaffäre zusammengefasst 
worden. Insgesamt zweimal wurde 
vom sächsischen Landtag ein Untersu¬ 
chungsausschuss eingesetzt, der Licht 
in das besagte kriminelle Treiben brin¬ 
gen sollte. Dass hingegen auch nach 
der am 31. August in Sachsen anste¬ 
henden Landtagswahl erneut ein Un¬ 
tersuchungsausschuss eingesetzt wird, 
gilt hingegen mittlerweile als nahezu 
ausgeschlossen. Dies, obwohl die er¬ 
hobenen Vorwürfe bis heute nicht ent¬ 
kräftet worden sind. Zu diesem Schluss 
kommt im Endeffekt auch der rechts¬ 
politische Sprecher der Linksfraktion, 
Klaus Bartl, der sich in der Affäre ei¬ 
nen Ruf als unnachgiebiger Aufklärer 
erworben 
hat: „Die 
CDU/ 

FDP-Ko- 

alition hat es sich zu einfach gemacht 
und den gesamten ,Sachsensumpf als 
Phantasiegebilde einer übereifrigen 
ehemaligen Staatsanwältin und Verfas¬ 
sungsschützerin und eines verfolgungs¬ 
besessenen Kripo-Mannes abgetan“, 
konstatierte der Jurist. „Tatsächlich 
aber - das belegen die vom Ausschuss in 
dieser Legislaturperiode durchgearbei¬ 
teten Dokumente und vernommenen 
Zeugen - waren die Vorwürfe der Exis¬ 
tenz korruptiver Netzwerke nachweis- 


Joaquin Almunia. Seine Behörde ver¬ 
gleicht Ökostrom-Beihilfen mit einem 
rechtswidrigen Zoll und prüft deshalb, 
ob diese gegen europäisches Wettbe¬ 
werbsrecht verstoßen. Im Dezember 
war ein Verfahren gegen Deutschland 
eröffnet worden, weil die Kommission 
hinter den zahlreichen Befreiungen 

von der 
Öko- 
strom- 
Umla- 
ge eine 

unerlaubte Beihilfe vermutet. Almunia 
signalisierte, dass eine Einigung noch 
im Juli möglich sei. Wie diese aber aus- 
sehen könnte, blieb indes offen. Gabriel 
verwies darauf, dass es rechtlich nicht 
möglich sei, Importstrom von der Um¬ 
lage auszunehmen. Bei diesem Punkt 
wolle er es auf einen Konflikt mit der 
EU-Kommission ankommen lassen. 

Die deutsche Industrie drängt aller¬ 
dings darauf, dass die EEG-Noveile wie 
geplant im August in Kraft treten kann. 
Die Verhandlungen mit Brüssel dür¬ 
fen den Zeitplan für die EEG-Reform 
nicht gefährden, betonte Utz Tillmann, 


lieh zu keinem Zeitpunkt Gegenstand 
ernsthafter, unvoreingenommener Er¬ 
mittlungen“, so Bartls bitter anmuten¬ 
des Fazit. „Gerichtsfest aufzudecken, 
ob es einen ,Sachsensumpf gibt oder 
nicht, war nicht Auftrag und lag nicht 
im Vermögen des U-Ausschusses. Wir 
müssen allerdings resümieren, dass sich 
dies infolge fehlender politischer Un¬ 
abhängigkeit der Ermittlungen wohl 
nie mehr wird herausfinden lassen“, so 
der Rechtsanwalt weiter. 

Dabei hatte selbst der frühere säch¬ 
sische Innenminister Alb recht Butto- 
lo (CDU) zu Beginn der ersten Ent¬ 
hüllungen davor gewarnt, dass „dieses 
Netzwerk aus mafiosen und korrupti- 
ven Struk¬ 
turen Zu¬ 
rückschla¬ 
gen“ werde. 

Zu ähnlichen Schlussfolgerungen 
wie Bartl kommen unterdessen auch 
die Obleute von SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen im Untersuchungsaus¬ 
schuss. „Der wahre Sachsensumpf sind 
nicht die gesammelten, nicht ausermit¬ 
telten Informationen des Verfassungs¬ 
schutzes, sondern der hysterische Um¬ 
gang damit“, stellte SPD-Politiker Karl 
Nolle fest. Bis heute habe sich schließ¬ 
lich „kein unabhängiges Gericht ab¬ 
schließend mit dem Sumpf beschäftigt“. 


Hauptgeschäftsführer des Verbands 
der Chemischen Industrie (VCI). An¬ 
sonsten sei es der deutschen Wirtschaft 
nicht möglich, die milliardenschweren 
Ausnahmen von der Ökostrom-Umla¬ 
ge für nächstes Jahr zu beantragen. 

Unternehmen, die besonders viel 
Energie verbrauchen, können sich von 
der Zahlung der Umlage befreien las¬ 
sen. Die Zahl der auf diese Art subventi¬ 
onierten Unternehmen ist in den letzten 
Jahren gestiegen (UZ berichtete). So¬ 
wohl Bürger als auch kleine Unterneh¬ 
men müssen den Fehlbetrag ausgleichen 
und werden stärker belastet. So stieg 
die Umlage in den letzten Jahren mas¬ 
siv an. Zahlten die Haushalte vor fünf 
Jahren lediglich 1,3 Cent pro Kilowatt¬ 
stunde müssen sie jetzt für die Umlage 
6,3 Cent pro Kilowattstunde entrichten. 
Im Wahlkampf sei die Strompreisbrem¬ 
se noch in aller Munde gewesen, sagte 
Caren Lay von der Linkspartei. Inzwi¬ 
schen würde die Regierungskoalition 
sogar abstreiten, dass es jemals darum 
gegangen sei, die Strompreise für die 
Verbraucher zu senken. 


„Die Ermittlungen gegen die in der 
Öffentlichkeit beschuldigten Staatsan¬ 
wälte und Richter wurden nie ernsthaft 
betrieben und sollten von Anfang an 
eingestellt werden“, meint auch Johan¬ 
nes Lichdi von Bündnis 90/Die Grünen. 
Vielmehr hätten sich die Ermittlungen 
„faktisch gegen die Belastungszeugin¬ 
nen“ gerichtet, um „diese als unglaub¬ 
würdig darzustellen und schließlich we¬ 
gen Verleumdung anklagen zu können“, 
konstatiert Lichdi. 

Tatsächlich waren Journalisten, die 
sich real der Aufklärung verpflichtet 
fühlten, ebenso vor Gericht gezerrt 
worden, wie Frauen, die als Minder¬ 
jährige zur Prostitution im früheren 
Leipziger Kinderbordell „Jasmin“ ge¬ 
zwungen worden waren und hochran¬ 
gige Justizvertreter als frühere Peiniger 
identifiziert haben wollten. 

„Der Bordellbesuch der Justiz¬ 
angehörigen ist in den Ermittlungen 
keineswegs widerlegt worden“, so der 
Grünen-Obmann. Daher bestehe ei¬ 
ner „der vielen verborgenen Skanda¬ 
le im ,Sachsensumpf darin, dass „die 
Zwangsprostituierten seit 1993 bis 
heute nicht ernst genommen und ge¬ 
schützt werden und die sächsische Jus¬ 
tiz diese bis heute weiter zu Opfern“ 
mache. 

Markus Bernhardt 


„Verfassungsschutzbericht 
2013“ Berlin 

Der Berliner Innensenator Frank 
Henkel (CDU) hat Anfang dieses 
Monats den sogenannten Verfas¬ 
sungsschutzbericht über das vergan¬ 
gene Jahr vorgelegt. Darin kommt die 
Schnüffelbehörde zu dem Schluss, dass 
das „linksextremistische Personenpo¬ 
tenzial“ in der Bundeshauptstadt er¬ 
neut leicht von 2410 auf 2520 Personen 
zugenommen habe. 

Wie im Vorjahr beruhe diese Ent¬ 
wicklung auf einem Mitgliederzu¬ 
wachs bei den „eher unterstützend 
und propagandistisch wirkenden Or¬ 
ganisationen“, vor allem bei der Soli¬ 
daritätsorganisation Roten Hilfe e.V. 
Hingegen sei die Zahl „der gewaltbe¬ 
reiten Linksextremisten“ von 1040 auf 
1020 gesunken. 

Das „Landesamt für Verfassungs¬ 
schutz“ kommt zudem zu dem Schluss, 
dass „die Basis der Traditionellen 4 
Autonomen, der ,Anarchos 4 und der 
, Antifa 4 weiter bröckelt“, während „die 
vordergründig moderater auftreten¬ 
den postautonomen Gruppierungen 
neue Aktivisten“ rekrutierten. Insge¬ 
samt schätzt die Berliner Innenbehör¬ 
de das von ihr als militanter Linksex¬ 
tremismus bezeichnete Engagement - 
beispielsweise von Antifagruppen - in 
Berlin als so „ziel- und planlos wie lan¬ 
ge nicht mehr“ ein und dürfte damit 
kaum Unrecht haben. 

Vom „Verfassungsschutz“ als links¬ 
extremistisch diffamierte Parteien blie¬ 
ben aus Sicht der Schlapphüte „auch 
weiterhin bedeutungslos“. Tatsächlich 
ist auffallend, dass sich weder der Lan¬ 
desverband der DKP noch die MLPD, 
oder auch ausgeforschte Strukturen 
der Linkspartei, wie die Kommunisti¬ 
sche Plattform oder das Marxistische 
Forum über eigene Kapitel in dem nun 
vorgelegten Bericht verfügen, wie es 
ansonsten meist der Fall war. 

Im Bereich Neofaschismus hat die 
Behörde eine „im Kern seit Jahren ge¬ 
festigte rechtsextremistische Szene“ 
ausgemacht. Das Personenpotenzial 
soll derzeit bei insgesamt etwa 1 300 
Personen liegen. Etwas weniger als die 
Hälfte dieser Personen (zirka 630) sei 
als gewaltbereit einzuschätzen. 

Ein besonderes Augenmerk schei¬ 
nen die Verfassungsschützer aktuell 
offensichtlich auf Anhänger des Sala- 
fismus zu werfen. „Zu den zentralen 
Herausforderungen aller Sicherheits¬ 
behörden gehört weiterhin die stark 
steigende Zahl von Islamisten, die mit 
dem mutmaßlichen Ziel Syrien ausge¬ 
reist sind, um dort als Jihadisten den 
Kampf gegen das Assad-Regime zu 
unterstützen“, konstatiert die Behör¬ 
de. Aktuell seien dies etwa 320 Isla¬ 
misten - darunter inzwischen über 
50 Personen, die aus Berlin stammen 
würden. 

„Der Verfassungsschutzbericht 
macht in aller Ausführlichkeit deut¬ 
lich, wie vielschichtig und wandel¬ 
bar der Extremismus sich in unserer 
Stadt darstellt - und dass es weder im 
Rechts- noch im Linksextremismus 
oder Islamismus Anlass zur Entwar¬ 
nung oder Beruhigung gibt 44 so Hen¬ 
kel anlässlich der Vorstellung des Be¬ 
richtes. 

Aufhorchen lässt unterdessen ein 
Teil von Henkels Vorwort in dem vor¬ 
gestellten Bericht, der ansonsten nicht 
wirklich Neues zu bieten hat. „Beun¬ 
ruhigend waren die Meldungen über 
das Ausmaß der NSA-Tätigkeiten in 
Deutschland - damit hatte wohl nie¬ 
mand gerechnet. Es bleibt nun abzu¬ 
warten, ob der Bundestagsuntersu¬ 
chungsausschuss hier weiterführende 
Aufklärung bringen wird“, gibt sich 
der Innensenator ahnungslos - ganz 
so, als habe es die Enthüllungen von 
Whistleblower Edward Snowden über 
das gesetzeswidrige Zusammenwir¬ 
ken der Geheimdienste der USA und 
Deutschlands niemals gegeben. 

Hingegen stellt Henkel klar, dass 
der Staat in Sachen Spionage „weiter 
abwehrbereit sein“ müsse. Und wei¬ 
ter: „Berlin arbeitet bei dieser Aufga¬ 
be sehr eng mit dem Bund zusammen“. 
Dass der nicht das Geringste gegen die 
Überwachung der Bundesbürger un¬ 
ternimmt, ist öffentlich bekannt. 

MB 


Bernd Müller 



Mafioses Treiben bleibt unaufgeklärt 

Fazit der „Sachsensumpf“-Affäre 


EU-Kommissar nennt Ökostrom-Beihilfen 
rechtswidrigen Zoll 


Kartell des Schweigens setzt sich durch 
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ISIS-Terroristen 
festigen Positionen 

Nach dem Vormarsch der Terrormi¬ 
liz ISIS im Irak und in Syrien festigen 
die Extremisten ihre Stellung auch 
wirtschaftlich. Die Gruppe begann im 
Norden des Irak mit dem Verkauf von 
Rohöl, das aus einem der größten Öl¬ 
felder des Landes in der Nähe der Stadt 
Kirkuk stammt. Das Öl werde über die 
kurdischen Autonomiegebiete in eine 
örtliche Raffinerie oder an die iranische 
Grenze transportiert, sagte der örtliche 
Polizeichef. ISIS-Leute brachten zudem 
im Nachbarland Syrien am Freitag ein 
weiteres Ölfeld unter ihre Kontrolle. 

Zugleich gab es Gerüchte über eine 
angebliche Verwundung von ISIS-An- 
führer Abu Bakr al-Bagdadi. Irakische 
Medien berichteten, er sei bei einem 
Luftangriff verwundet worden. Syri¬ 
sche Kampfflugzeuge hatten zuvor 
nach Angaben des Nachrichtensen¬ 
ders „Al-Arabija“ mit drei Raketen 
den Grenzort Al-Kaim bombardiert. Er 
wird von ISIS kontrolliert. Dabei sei¬ 
en zwei bekannte Anführer der Terror¬ 
gruppe ums Leben gekommen, hieß es. 

Das von ISIS verkaufte Öl stammt 
offenbar aus dem Ölfeld Adschil süd¬ 
westlich von Kirkuk, das die Terror¬ 
gruppe Ende Juni erobert hatte. Die 
ISIS-Milizen sind im Irak seit Anfang 
Juni auf dem Vormarsch und haben 
große Teile im Norden und Westen des 
Landes besetzt. Auch in Syrien konnten 
sie ihre Herrschaft zuletzt weiter aus¬ 
bauen, so dass sie in der Region meh¬ 
rere Ölfelder kontrollieren. Am 3. Juli 
hatten sie im Osten Syriens eines der 
größten Ölfelder des Landes in Al- 
Omar kampflos eingenommen. 

BND-Daten für Drohnenkrieg 

Der Bundesnachrichtendienst der 
BRD lieferte nach Aussagen des frühe¬ 
ren NSA-Mitarbeiters Thomas Drake 
Daten für den Drohnenkrieg der USA. 
Auch aus BND-Quellen oder aus Zu¬ 
gängen, die dem BND offen standen, 
seien entsprechende Daten gekommen, 
sagte Drake vor dem NSA-Untersu- 
chungsausschuss des Bundestags. 

Empörung über Maut-Plan 

Die Niederlande haben Protest gegen 
die geplante Einführung einer Maut- 
Gebühr in Deutschland angekündigt. 
„Die Gebühr hat besonderes nachtei¬ 
lige Folgen für niederländische Auto¬ 
fahrer, vor allem im Grenzgebiet“, sag¬ 
te die Ministerin für Infrastruktur und 
Umwelt, Melanie Schultz van Haegen. 
Sie will den für Verkehr zuständigen 
EU-Kommissar Siim Kallas auffor¬ 
dern zu prüfen, ob die Maßnahme mit 
EU-Recht vereinbar ist. Der Automo¬ 
bilclub ANWB startete eine Kampagne 
gegen die Maut. 

Mehr Schwarzarbeit 

Mehr als eine halbe Million Griechen 
arbeiten infolge der schweren Kri¬ 
se schwarz. Dies ist das Ergebnis ei¬ 
ner Studie des Instituts für Arbeit der 
größten griechischen Gewerkschaft des 
privaten Sektors (INE-GSEE). Weitere 
200 000 Menschen seien als Teilzeitbe¬ 
schäftigte angemeldet, arbeiteten aber 
in Wirklichkeit Vollzeit. Sie seien we¬ 
gen der hohen Arbeitslosigkeit bereit, 
jede Arbeit aufzunehmen, hieß es in 
den Berichten. 

Rückendeckung für 
Argentinien 

Argentinien hat sich im Milliarden¬ 
streit mit USA-Hedgefonds die Unter¬ 
stützung der Organisation Amerikani¬ 
scher Staaten (OAS) gesichert. Kurz 
vor dem Auftakt der Gespräche mit 
den von der argentinischen Regierung 
als „Aasgeier“ titulierten Gläubigern 
weicht Wirtschaftsminister Axel Kicil- 
lof nicht vom Konfrontationskurs ab. 
„Dies ist keine Verhandlung, sondern 
Erpressung“, sagte er auf einer Sonder¬ 
sitzung der OAS in Washington. 

Ein Urteil des New Yorker Rich¬ 
ters Thomas Griesa verbietet Argen¬ 
tinien, nach USA-Recht ausgegebene 
Staatsanleihen zu bedienen, bis nicht 
1,5 Milliarden Dollar an alten Schulden 
bei den USA-Hedgefonds NML Capi¬ 
tal und Aurelius beglichen sind. Diese 
Forderungen stammen aus der Staats¬ 
pleite von 2001, die Fonds hatten ei¬ 
nen von mehr als 90 Prozent der restli¬ 
chen Gläubiger akzeptierten Schulden¬ 
schnitt verweigert und erfolgreich auf 
volle Rückzahlung geklagt. 


Die endlose Schraube der Gewalt 

Israel kündigt Bodentruppeneinsatz gegen Gaza an 


Der Umgang mit 
Menschenrechten 



Nach dem brutalen Ra¬ 
chemord an einem paläs¬ 
tinensischen Jungen wur¬ 
den drei israelische Ver¬ 
dächtige festgenommen. 

Sie haben die Tat gestan¬ 
den, die offenbar als Ver¬ 
geltung für die Ermor¬ 
dung dreier israelischer 
Jugendlicher vor zwei 
Wochen. Premierminis¬ 
ter Netanjahu verurteilte 
die Tat und rief dazu auf, 

Ruhe zu bewahren. 

Die Gewalt zwischen 
Israelis und militanten 
Palästinensern eskaliert 
von beiden Seiten. Nach 
israelischen Angaben sind 
am Montag rund 80 Rake¬ 
ten aus dem Gazastreifen 
auf israelische Ortschaften 
abgefeuert worden. Israels 
Luftwaffe bombardier¬ 
te daraufhin in der Nacht 
zum Dienstag etwa 50 Ziele in dem 
Küstenstreifen. Bei den Zielen habe 
es sich um Wohnhäuser militanter 
Hamas-Mitglieder, Abschussrampen 


Präsident Poroschenko wirbelte in der 
vergangenen Woche die Führung der 
ukrainischen Streitkräfte durcheinan¬ 
der. Zum neuen „Verteidigungsminis¬ 
ter“, der angesichts der Realitäten in 
der Ukraine wohl richtiger als Kriegs¬ 
minister bezeichnet werden muss, 
wurde Generaloberst Valeri Geletej 
ernannt. Der bisherige amtierende 
Chef des Ministeriums, Generaloberst 
Michail Kowal, wird sein Stellvertre¬ 
ter. Auch die Spitze des Generalstabs 
wechselte Poroschenko aus. Neuer 
Chef ist Wiktor Muschenko. 

Offenbar handelt es sich bei dieser 
Aktion des in militärischen Angelegen¬ 
heiten völlig unerfahrenen Schokola¬ 
den-Oligarchen um den Versuch, in 
der sich bereits seit April hinziehenden 
„Anti-Terror-Operation“ im Südosten 
der Ukraine durch personelle Verän¬ 
derungen eine entscheidende Wende 
herbeizuführen. Ob das gelingt, darf 
trotz des in den letzten Tagen erfolg¬ 
ten teilweisen Rückzugs der Aufstän¬ 
dischen aus einigen Orten bezweifelt 
werden. Was soll es bringen, wenn Ge¬ 
neraloberst Kowal als Militär und ehe¬ 
maliger Befehlshaber der Grenztrup¬ 
pen an der Spitze des Militärministe¬ 
riums durch den Ex-Polizisten Geletej 
ersetzt wird, der bis 2007 in der Polizei 
und dann als Chef des Personenschut¬ 
zes diente, aber noch nie eine militäri¬ 
sche Einheit kommandierte und auch 
keine Militärakademie absolviert hat? 
Obendrein ist damit zu rechnen, dass 
diese Entscheidung bei nicht wenigen 
Spitzenmilitärs nicht gerade auf Be¬ 
geisterung stoßen dürfte. 


und Trainingslager gehandelt, so ein 
Sprecher der israelischen Streitkräfte. 
Er kündigte an, dass der Einsatz von 
Bodentruppen - also eine neuerliche 


Vor allem aber geht sie an den 
wirklichen Ursachen für die Erfolg¬ 
losigkeit der ukrainischen Armee 
vorbei, die trotz großer zahlenmäßi¬ 
ger Überlegenheit und noch größeren 
Vorteilen gegenüber den Aufständi¬ 
schen hinsichtlich der Bewaffnung, 
keinen wirklichen Durchbruch errei¬ 
chen konnte. 

Dies liegt nach einem am vergange¬ 
nen Freitag in der „Rossiskaja Gazeta“ 
veröffentlichten Beitrag vor allem an 
der fehlenden Motivation vieler uk¬ 
rainischer Soldaten. Sie wollen nicht 
gegen das eigene Volk kämpfen und 
nicht für einen weiteren Oligarchen- 
Präsidenten sterben. Deswegen wird 
die Nationalgarde eingesetzt, die zum 
großen Teil aus ultranationalistischen 
und faschistischen Freiwilligen besteht. 
Darum finanzieren Oligarchen wie Ko- 
lomoiski Söldnerverbände, die nicht 
für die Integrität der Ukraine, sondern 
für die Profitinteressen ihrer Auftrag¬ 
geber morden und brennen. Auch die 
Klitschko-Brüder finanzieren jetzt eine 
solche Spezialeinheit. Die Stützpunkte 
dieser Einheiten und die Einsatzplä¬ 
ne werden nicht mit dem Generalstab 
abgesprochen. Darum, so die „Rossis¬ 
kaja Gazeta“, erinnern viele Kampfge¬ 
biete im Südosten an „ein Schlachtfeld, 
auf dem jeder nach eigenem Ermessen 
handelt“. 

Zu alledem komme noch hinzu, 
dass die ukrainische Armee nach dem 
Zerfall der Sowjetunion durch die sich 
ablösenden Oligarchen-Regime ver¬ 
nachlässigt und heruntergewirtschaf- 
tet wurde. Dies sowohl in ihrer zahlen¬ 


Besetzung des Gazastreifens - erwo¬ 
gen werde. Bei den Bombardements 
wurden etwa 30 Menschen verletzt, 
berichten Rettungsorganisationen. 


mäßigen Stärke wie in Ausbildung und 
Bewaffnung. Das spiegele sich auch 
darin wider, dass der Rüstungsetat 
der Ukraine im vergangenen Jahr bei 
rund zwei Milliarden US-Dollar lag. 
Der Militäretat der USA ist fast 300 
mal und der Russlands fast 30 mal so 
groß. Selbst ein Land wie Nigeria gibt 
für seine Armee doppelt so viel aus wie 
die Ukraine. 

Was soll man auf diesem Hinter¬ 
grund davon halten, wenn der neue 
Kriegsminister Geletej in seiner An¬ 
trittsrede vor der Obersten Rada nicht 
nur erklärte: „Ich verspreche, Ruhe 
und Ordnung in unserem Staat zu si¬ 
chern sowie die territoriale Integrität 
und Souveränität unseres Staates wie¬ 
derherzustellen“, sondern seine Rede 
in dem Versprechen einer „Siegespara¬ 
de im ukrainischen Sewastopol“ gipfel¬ 
te. Dieses Versprechen kann doch nur 
bedeuten, dass er Krieg gegen Russ¬ 
land führen will, in deren Bestand die 
Krim und Sewastopol nach 60 Jahren 
zurückgekehrt sind. 

Angesichts der gegebenen Kräfte¬ 
verhältnisse könnte dies nur mit der to¬ 
talen Niederlage der Ukraine enden. 
Oder spekuliert Poroschenkos neuer 
Kriegsminister gar auf das Eingreifen 
der USA und der NATO? Das wäre 
ein noch größeres Verbrechen, denn 
es hieße, dass er in seinen nationalisti¬ 
schen Wahnvorstellungen die Gefahr 
eines atomaren Weltenbrands in Kauf 
nimmt. Wie dem auch sei. Offenbar 
handelt es sich bei Geletej um einen 
geradezu gemeingefährlichen Aben¬ 
teurer. Willi Gerns 


Noch bevor sich die Kanzlerin auf 
dem Weg nach China machte, waren 
die Medien voll von Ankündigungen, 
Frau Merkel werde sich im Reich der 
Mitte erneut heftigst für Menschen¬ 
rechte stark machen. Zusätzlich hieß 
es, der Mutti der CDU lägen beson¬ 
ders die Wanderarbeiter in China am 
Herzen. Nun können also viele Milli¬ 
onen Chinesen erleichtert aufatmen, 
denn Mutti ist für sie da. 

Den sie begleitenden Chefs und 
Vertretern der deutschen Wirtschaft - 
die Passagierliste der Kanzlerin-Ma- 
schine liest sich wie ein Who is Who 
der Großindustrie und Hochfinanz - 
dürfte das alles herzlich egal sein. Sie 
wollen mit China im Geschäft bleiben 
oder zumindest einen Fuß in der Tür 
haben. Kaum ein anderes Land der 
Erde bietet derartige Wachstumsmög¬ 
lichkeiten, und Wirtschaftswachstum 
bedeutet, wie wir wissen, in erster Li¬ 
nie ein üppiges Ansteigen der Rendi¬ 
te und also der Profite. Was kümmern 
diese Damen und Herren die Men¬ 
schenrechte in China? Sie stellen sich 
derartige Fragen nicht mal im eigenen 
Herrschaftsbereich oder in der nähe¬ 
ren Umgebung. 

Während also die Menschenrechts- 
Kanzlerin die chinesische Führung be¬ 
lehrt, fragen sich in ihrer Heimat im¬ 
mer mehr Menschen, womit sie am 
nächsten Tag ein warmes Essen bezah¬ 
len könnten,. Während sich die Che¬ 
fin der politisch organisierten Christen 
der BRD für die Rechte von chinesi¬ 
schen Wanderarbeitern einsetzt, ge¬ 
hen immer mehr Langzeitarbeitslose 
im reichen Deutschland zum „Jobcen¬ 
ter“, wo sie zwar keinen „Job“ bekom¬ 
men, aber möglicherweise zu einer Ar¬ 
beit verpflichtet werden, die sonst nie¬ 
mand machen will... Es geht hier um 
nichts Geringeres als ein grundlegen¬ 
des Menschenrecht, nämlich das Recht 
auf Arbeit. Wobei es um Arbeit geht, 
bei der man von dem gezahlten Lohn 
auch ein menschenwürdiges Leben 
finanzieren kann. Dieses Menschen¬ 
recht wird nicht nur in Deutschland, 
sondern in ausnahmslos allen Staaten 
der Europäischen Union millionen¬ 
fach verletzt, und das jeden Tag. 

Nicht zu vergessen, dass die neu¬ 
en Lieblingsverbündeten der Kanz¬ 
lerin - wie auch der anderen EU- 
Oberen -, nämlich das von wild ge¬ 
wordenen Faschisten unterstützte 
Oligarchen-Regime in der Ukraine, 
dabei ist, Hunderten ihrer Landsleute 
sogar das Menschenrecht auf Leben 
zu nehmen. Die Angriffe mit Flieger¬ 
bomben, Raketen, Artilleriegeschos¬ 
sen und Panzern auf Städte und Dör¬ 
fer dürfte wohl die schlimmste Form 
der Verletzung von Menschenrechten 
sein. Man muss nicht lange suchen, 
um herauszufinden, wer dieses Trei¬ 
ben kommentarlos duldet, billigend 
in Kauf nimmt und damit unterstützt. 
Eine davon kämpft gerade in China 
für Menschenrechte,. 

Uli Brockmeyer 


Ein gemeingefährlicher Abenteurer 

Der neue ukrainische Kriegsminister verspricht „Siegesparade in Sewastopol“ 


Freitags für die Freiheit 

Die bankrotte Autostadt Detroit will sich auf Kosten der Ärmsten sanieren 


Seit zwei Monaten gehen in Detroit 
jeden Freitag Tausende auf die Stra¬ 
ße. Sie protestieren an diesen „Detroit 
Freedom Fridays“ den Freiheits-Frei¬ 
tagen, in der bankrotten Großstadt ge¬ 
gen Wasserabsperrungen. Denn bis zu 
dreitausend Familien pro Woche wer¬ 
den die Wasseranschlüsse abgedreht 
und versiegelt, weil sie ihre Wasserrech¬ 
nung nicht bezahlen können. Über ein 
Drittel der Einwohner leben unterhalb 
der offiziellen Armutsgrenze von 500 
Dollar pro Monat. In der von 1,8 Mil¬ 
lionen vor 60 Jahren auf unter 700 000 
Einwohner geschrumpften Stadt im 
Bundesstaat Michigan sind 23 Prozent 
der Bevölkerung arbeitslos, die in USA 
höchste Arbeitslosenrate. Und nach 
dem Bericht des Wasser-Departments 
der Stadt sind mehr als die Hälfte der 
Einwohner im Rückstand. Aber der 
eigens angeheuerte „Emergency Ma¬ 
nager“ Kevyn Orr sperrt den Ärmsten 


der Stadt das Wasser, selbst wenn sie 
nur mit 125 Dollars im Rückstand sind. 


Letzte Woche bekamen die Frei¬ 
tags-Marschierer Zuwachs durch ehe¬ 
malige städtische Angestellte, denen 



massive Rentenkürzungen ins Haus 
stehen. Und moralische Unterstüt¬ 
zung durch UNO-Offizielle. „Absper¬ 
rung von Wasser und Abwasser wegen 
Zahlungsversäumnis mangels finanziel¬ 
ler Mittel stellt einen Verstoß gegen das 
Menschenrecht auf Wasser und andere 
internationale Menschenrechte dar“, so 
am 25. Juni in den U.N. News. 

Die Spezial-Berichterstatterin der 
UNO Catarina de Albuquerque er¬ 
klärte, „Absperrung aus Gründen des 
Nichtzahlens sind nur erlaubt, wenn 
nachgewiesen werden kann, dass der 
Einwohner in der Lage ist zu zahlen, 
aber nicht zahlt.“ Wie zum Beispiel sol¬ 
che Kunden wie der Palmer Park Golf 
Club und das Kriegsveteranen-Kran- 
kenhaus, die mit je 200 000 Dollar im 
Rückstand sind, denen aber wohlweis¬ 
lich das Wasser nicht gesperrt wird,. 
Oder das Detroit Red Wings Eisho¬ 
ckey-Stadion oder das Ford-Stadion 


mit mehr als 55 000 Dollar. Die öffent¬ 
lichen Schulen sollen gar mit über 2,2 
Millionen Dollar in der Kreide stehen. 

„Die Sperr-Politik ist ein notwen¬ 
diger Teil der Restrukturierung von 
Detroit“ wie in der Detroit Free Press 
am 27. Juni zu lesen war. Kalter Zynis¬ 
mus, nachdem der Stadtrat von Detroit 
Mitte Juni die Wasser- und Abwasser¬ 
gebühren um 8 Prozent erhöht hatte. 
Die Stadtverwaltung ließ über zehntau¬ 
send verlassene und baufällige Häuser 
abreißen. Tausende Häuser werden im 
Internet versteigert - zu Spottpreisen 
ab 1000 Dollar. 

Der Automobil-Branche scheint 
es langsam besser zu gehen. Und Pop¬ 
star Madonna liefert die Begleitmusik 
zur kapitalistischen Reanimierung der 
Stadt. In einer groß aufgemachten Pu¬ 
blicity-Show kündigte sie in ihrer Ge¬ 
burtsstadt „solidarische“ Investitionen 
in Musiktalente an. Georges Hallermayer 
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Die japanische Verfassung wird 
„neu interpretiert“ 

KP gegen Umwandlung Japans in eine kriegführende Nation 


D er Vorsitzende der Japanischen 
Kommunistischen Partei (JCP), 
Kazuo Shii, hat die japanische 
Rechtsregierung unter dem Liberalde¬ 
mokraten Abe aufgefordert, ihren Be¬ 
schluss über ihre künftige Interpretati¬ 
on des „Rechts auf kollektive Selbst¬ 
verteidigung“ zurückzunehmen. 

Der am 1. Juli bekannt gegebe¬ 
ne Regierungsbeschluss ist interna¬ 
tional als eine der größten Änderun¬ 
gen in der Militärpolitik des Landes 
seit dem Zweiten Weltkrieg bewertet 
worden. Die Regierungsparteien ei¬ 
nigten sich auf eine „Neuinterpreta¬ 
tion“ der Verfassung, durch die nicht 
nur eine beträchtliche Verstärkung 
der japanischen Streitkräfte und ih¬ 
rer Bewaffnung, also eine weitere Mi¬ 
litarisierung des Landes erlaubt wer¬ 
den soll, sondern auch der Einsatz 
japanischer Soldaten außerhalb des 
Landes bei internationalen Militäro¬ 
perationen. 

Die einst unter dem Einfluss der 
Katastrophen von Hiroshima und Na¬ 
gasaki zustande gekommene japani¬ 
sche Nachkriegsverfassung legte in 
Artikel 9 fest, dass das japanische Volk 
„für alle Zeiten auf den Krieg als ein 
souveränes Recht der Nation und auf 
die Androhung oder Anwendung von 
Gewalt als Mittel zur Regelung inter¬ 
nationaler Streitigkeiten“ verzichtet. 
Weiter hieß es in dem Artikel: „Um 
das Ziel des vorhergehenden Absat¬ 
zes zu erreichen, werden keine Land-, 
See- und Luftstreitkräfte oder sonsti¬ 
ge Kriegsmittel unterhalten. Ein Recht 
des Staates zur Kriegführung wird nicht 


anerkannt“. Da ging die japanische 
Verfassung seinerzeit erheblich weiter 
als das Friedensgebot des deutschen 
Grundgesetzes. 

Diese Bestimmungen wurden je¬ 
doch bereits im Schatten des Kal¬ 
ten Krieges in den fünfziger Jahren 
des letzten Jahrhunderts missachtet, 
als 1954 auf Drängen und unter akti¬ 
ver Mitwirkung der USA japanische 
„Selbstverteidigungskräfte“ aufgestellt 
wurden. Über das „Sicherheitsabkom¬ 
men“ mit den USA wurde Japan in 
die Militärplanungen Washingtons im 
Fernen Osten einbezogen. Große US- 
Stützpunkte wurden auch nach der offi¬ 
ziellen Beendigung der Besatzungszeit 
auf verschiedenen japanischen Inseln 
bis heute beibehalten. Aber die japa¬ 
nischen „Streitkräfte“ blieben bisher 
offiziell strikt auf die Verteidigung des 
Landes im Fall eines Angriffs von au¬ 
ßen beschränkt. 

Nun will die Regierung die Verfas¬ 
sungsartikel so umdeuten, dass daraus 
auch ein „Recht auf kollektive Selbst¬ 
verteidigung“ abgeleitet wird, das die 
Teilnahme japanischer Streitkräfte an 
„kollektiven Militäroperationen“ au¬ 
ßerhalb der japanischen Land- und 
Seegrenzen zusammen mit den „Ver¬ 
bündeten“ oder im Rahmen der UNO 
erlaubt, auch wenn Japan selbst nicht 
angegriffen wird. Bezeichnenderwei¬ 
se scheut die Regierung aber davor 
zurück, eine entsprechende Verfas¬ 
sungsänderung einzubringen. Die gro¬ 
ße Mehrheit der japanischen Bevölke¬ 
rung lehnt nämlich die Änderung oder 
Abschaffung der Friedensartikel der 


Verfassung eindeutig ab. Bereits unmit¬ 
telbar nach Bekanntwerden demons¬ 
trierten Tausende in Tokio gegen das 
Regierungsvorhaben. 

Der JCP-Vor sitzende Shii betonte 
in seiner Erklärung, dass das Vorgehen 
der Regierung, eine Verfassungsände¬ 
rung per Regierungsbeschluss verkün¬ 
den zu wollen, das eigentliche Wesen 
des Verfassungsrechts verleugne. Der 
Kabinettsbeschluss widerspreche al¬ 
lem, was Nachkriegs-Jap an bisher war 
und drehe das Land in eine Nation 
um, die gewillt ist, zu töten und getö¬ 
tet zu werden. Dies diene niemals dem 
Schutz des Landes und des Volkes. Es 
werde junge Japaner stattdessen zwin¬ 
gen, „Blut zu vergießen für die Sache 
der US-Kriege und zusammen mit den 
Vereinigten Staaten ein Gewehr auf 


die Völker anderer Länder zu richten“. 
Japan sei bezüglich Krieg und Frieden 
damit an einem „kritischen Wende¬ 
punkt“ in seiner Nachkriegsgeschichte 
angelangt. Der Ausgang des Kampfes 
um diese Frage werde jedoch „von der 
öffentlichen Meinung und Bürgerbe¬ 
wegungen bestimmt“. Deshalb ruft 
die JCP dazu auf, „die Stimmen aller 
vernünftigen Bürger zu vereinen, die 
sich dem schädlichen Vorgehen wi¬ 
dersetzen, Artikel 9 der Verfassung zu 
zerstören - ein wertvolles nationales 
Gut, auf das Japan stolz ist“. Um einen 
landesweiten vereinten Kampf auf bis¬ 
her nie dagewesener Stufe zu starten, 
appelliert die JCP an die Öffentlich¬ 
keit, sich diesem großen Kampf anzu¬ 
schließen. 

Dirk Grobe 



Japan rüstet schon länger mit Offensivwaffen auf: Der Helikopterträger „Izumo“ 


Richtung Sozialismus oder Übergabe ans Kapital? 

In Venezuela hat der Rücktritt eines Ministers Fragen aufgeworfen 


In Venezuela ist eine Debatte um die 
Ausrichtung des Landes in Gang ge¬ 
kommen, nachdem der Planungsminis¬ 
ter Jorge Giordani am 20. Juni zurück¬ 
getreten ist. Professor Giordani veröf¬ 
fentlichte dazu einen Text mit dem Titel 
„Zeugnis und Verantwortung vor der 
Geschichte“. 

Giordani, der mit einer Unterbre¬ 
chung seit 1999 zu der bolivarianischen 
Regierung um Hugo Chävez gehörte, 
war einer der wenigen marxistisch ori¬ 
entierten Regierungsmitglieder. Die 
Wirtschaftswebsite „venezuelanalysis. 
com“ sieht in dem Schritt einen Bruch 
in der Wirtschaftspolitik des Landes, 
inmitten einer Zeit von „hoher Inflati¬ 
on, Produktionskürzungen und Druck 
auf das Währungssystem“ Venezuelas. 
Dem Portal zufolge ist die Nachricht 
an der Wall Street gut angekommen; 
nun würden pragmatischere Kräfte 
an Einfluss gewinnen. Neuer starker 
Mann in der Wirtschaft des eng mit 
Kuba befreundeten Staates würde nun 
Ölminister Rafael Ramirez, der auch 
Direktor der staatlichen Erdölgesell¬ 
schaft PdVSA ist, aus deren Führung 
Giordani vor Kurzem ebenso abgelöst 
worden war wie aus der Leitung der 
Zentralbank. Nachfolger Giordanis ist 
Ricardo Menendez, früherer Industrie¬ 
minister. 

In seiner Erklärung beklagt Jorge 
Giordani, dass viele seiner Vorschläge 
von Präsident Nicolas Maduro nicht 
befolgt worden seien. Giordani warf 
Maduro auch Führungsschwäche und 
Wiederholungen der Ideen von Hugo 
Chävez vor ohne eigene Initiativen zu 
entwickeln. Giordani warnte in seiner 
Stellungnahme vor der „Wiedereinfüh¬ 
rung kapitalistischer Finanzmechanis¬ 
men zur Wiederinbesitznahme von Öl¬ 
renten über den Finanzenweg“. Jorge 
Giordani schlägt für das Land aktuell 
einen stärkeren Kampf gegen die Kor¬ 
ruption sowie die Vergeudung bei öf¬ 
fentlichen Ausgaben vor. Ohne dessen 
Namen konkret zu nennen, antworte¬ 
te Maduro, dass es für niemanden eine 
Entschuldigung gebe, wenn er „sich 
vom revolutionären Projekt und dem 


Erbe von Kommandant Chävez los¬ 
sagt“. 

Die Kommunistische Partei Vene¬ 
zuelas (PCV) wandte sich am 23. Juni 
in Gestalt ihres Generalsekretärs Os¬ 
car Figuera an die Öffentlichkeit. Dabei 
betonte er, dass das Dokument Giorda¬ 
nis gewiss einen Beitrag und eine Ge¬ 
legenheit darstellt, eine große Debat¬ 
te loszutreten, die letztlich erlaubt zu 
zeigen, wohin sich der bolivarianische 
Prozess bewegt und welche Erfolge 
und Fehler er auf dem Weg einer Sozi¬ 
alismusperspektive aufweist. 

Die Erklärung Professor Giordanis 
sei weder komplett falsch noch die vol¬ 
le Wahrheit; vielmehr müsse sie genutzt 
werden. Vieles von dem, was Giordani 
kritisiert, sei von der PCV seit Jahren 
angemahnt worden - so die Forderun¬ 
gen nach einer neuen revolutionären 
volksnahen Wirtschaftspolitik; die nach 
einer neuen Arbeitsgesetzgebung, die 
nach einer kollektiven Leitung des re¬ 
volutionären Prozesses; die nach Teil¬ 
habe und Kontrollmöglichkeiten der 
Arbeiter/innen bei Regierungsangele¬ 
genheiten aller Art; und auch die nach 
einer Entwicklung der Produktivkräfte. 
Andererseits habe in der Erklärung des 
Professors Selbstkritik gefehlt, war er 
doch in den fünfzehn Jahren des boli¬ 
varianischen Prozesses einer der zent¬ 
ralen Akteure gewesen. 

Oscar Figuera sieht heute „die Not¬ 
wendigkeit, dass die Führung des Lan¬ 
des dem Volk die Wahrheit sagt“, damit 
in der Folge korrigiert werden kann, 
was korrigiert werden muss. Es müsse 
geklärt werden, welches die großen Li¬ 
nien einer autonomen, unabhängigen 
und souveränen Entwicklung des boli¬ 
varianischen Vaterlands sind. 

Figuera fragte auch nach der Be¬ 
findlichkeit der revolutionären Kader: 
„Sind alle, die 1998 mit Präsident Chä¬ 
vez die Führung des Landes übernom¬ 
men haben, noch revolutionäre Sub¬ 
jekte? Die, die reicher geworden sind - 
sind sie auch korrupt? Und sollten sie 
weiterhin Führer im Prozess sein?“ 
Das revolutionäre Subjekt, die Klasse, 
müsse jedenfalls als historischer Träger 


der Veränderungen anerkannt werden, 
wenn man es ernst mit dem Sozialismus 
meine. Alle Räte seien politisch oder 
parlamentarisch anerkannt worden, 
aber vor der Gründung der „Sozialis¬ 
tischen Arbeiterinnen- und Arbeiterrä¬ 
te“ habe man wohl Angst, so der PCV- 
Generalsekretär. 

Für die PCV steht letztlich die Fra¬ 
ge, ob es mit einer Transition Richtung 
Sozialismus weitergeht oder mit einer 
Versöhnungsoption mit Perspektive 
der Übergabe des Prozesses an das 
Großkapital. Die Partei ist dabei im¬ 
mer einen klugen Weg gegangen, hat 
sie doch jeweils eine geschickte Balan¬ 
ce zwischen notwendiger Distanzie- 


sung von opportunistischen Elemen¬ 
ten und populistischen Politikansätzen 
in der Regierung und bedingungsloser 
Verteidigung der revolutionären Inhal¬ 
te des Prozesses gehalten. Die Debat¬ 
te, die nun in Venezuela auf den Rück¬ 
tritt des marxistischen Wissenschaftlers 
Giordani vom Amt des Planungsminis¬ 
ters folgen müsste, wäre tatsächlich ein 
Schritt hin zu einer Klärung. Denn es 
gibt perspektivisch weder erdölbasier¬ 
ten noch kapitalgeduldeten Sozialis¬ 
mus. Die Stimmen in Venezuela, die 
ihre sozialistischen Ideen auf wissen¬ 
schaftlicher Grundlage erheben, müs¬ 
sen lauter werden. 

Günter Pohl 


Freiheit für 
Georges Abdallah! 

Pressefest-Diskussionsrunde 

Rund 30 Interessierte folgten beim Pres¬ 
sefest der Einladung der DKP-Bezirke 
Rheinland-Pfalz und Saarland zur Dis¬ 
kussionsrunde: „Freiheit für Georges 
Abdallah - Freiheit für die palästinen¬ 
sischen Gefangenen“. Nach Einleitung 
und Begrüßung durch Volker Metzroth 
ging Georges Rashmawi, Vertreter der 
Demokratischen Front zur Befreiung 
Palästinas (DFLP), auf die aktuelle Si¬ 
tuation ein. Er verurteile die Entfüh¬ 
rung der drei israelischen Jugendlichen, 
deren Schicksal zu dem Zeitpunkt noch 
nicht bekannt war. Die DFLP lehne sol¬ 
che Akte ab. Das Vorgehen der Besatzer 
und insbesondere der illegalen jüdischen 
Siedler gegen die Menschen in den seit 
1967 besetzten Gebieten erkläre aber, 
weshalb es zu solchen Akten individuel¬ 
len Terrors komme. Fast 6 000 arabische 
Gefangene säßen derzeit in israelischen 
Gefängnissen, darunter Hunderte Frau¬ 
en und Minderjährige. Viele seien Opfer 
der Administrativhaft, bei der „Sicher¬ 
heitsbehörden“ ohne Anklage, rechtli¬ 
ches Gehör oder einen Gerichtsprozess 
Palästinenser teils auf lange Jahre weg¬ 
sperren lassen. 

Bärbel und Jeröme aus Bagnolet bei 
Paris vertraten die Solidaritätsbewegung 
für den Libanesen Georges Ibrahim Ab¬ 
dallah, der seit 30 Jahren in Frankreich 
inhaftiert ist. Er beteiligte sich an Kämp¬ 
fen gegen die israelische Besatzung im 
Südlibanon. Bei einem Aufenthalt in 
Frankreich wurde er verhaftet und we¬ 
gen der angeblichen Beteiligung an der 
Erschießung eines US-Militärattaches 
und eines israelischen Geheimdienst¬ 
agenten zu lebenslanger Haft verurteilt. 
Nach französischem Recht könnte er 
seit 15 Jahren frei sein, seine Entlassung 
werde aber auf Druck aus Washington 
und Tel Aviv immer wieder verhindert. 
Gerichtlich wurde sie angeordnet, das 
Innenministerium verweigerte aber die 
Unterzeichnung der notwendigen Aus¬ 
weisungsverfügung. Issam Haddad, der 
die Libanesische Kommunistische Partei 
vertrat, schilderte, dass die französische 
Regierung dabei auch den vormaligen 
Ministerpräsidenten Mikado brüskier¬ 
te. Ihm war zugesagt worden, er könne 
beim Rückflug von einem Staatsbesuch 
Georges Abdallah mitnehmen. Tausen¬ 
de warteten am Beiruter Flughafen ver¬ 
gebens auf die Rückkehr Abdallahs, der 
auch nach 30-jähriger Haft ungebrochen 
ist. Während des Pressefestes Unterzeich¬ 
neten die Vertreterinnen und Vertreter 
von über 30 kommunistischen und Ar¬ 
beiterparteien und revolutionären Or¬ 
ganisationen einen offenen Brief an den 
französischen Staatspräsidenten mit der 
Aufforderung, den politischen Gefange¬ 
nen endlich in seine Heimat zu entlassen. 

Volker Metzroth 


Kultur, Politik und Sturm 

Das 39. „Wisefest“ der KPL-Zeitung in Sanem 


Trotz der widrigen Wetterumstände 
hatten am vergangenen Wochenende 
zahlreiche Menschen den Weg in den 
Park Backes in Sanem gefunden, wo 
das „Wisefest“ der Zeitung unserer Lu¬ 
xemburger Schwesterpartei stattfand. 
Die kulturellen Darbietungen und die 
Diskussionsrunde über die Hintergrün¬ 
de des Krieges der Kiewer Putschisten¬ 
regierung gegen Teile der Bevölkerung 
im Osten des Landes fanden großes In¬ 
teresse. 

Aus Anlaß des 39. Wisefestes der 
„Zeitung“ und des 68. Jahrestags der 
Herausgabe der ersten Nummer der 
„Zeitung vum Letzebuerger Vollek“ 
fand ein Empfang statt, auf dem Chef¬ 
redakteur Ali Ruckert allen dankte, 
die in der Vergangenheit und bis heute 
dazu beitrugen, dass die kommunisti¬ 
sche Tagespresse erscheinen kann. Er 
ging kurz auf die bewegte Geschichte 
der „Zeitung“ ein und stellte fest, dass 
diese bis heute unersetzlich ist, wenn 
es darum geht, die arbeitenden Men¬ 
schen über nationale Politik und inter¬ 
nationale Ereignisse zu informieren, 
die Hintergründe politischer Ereignis¬ 
se aufzudecken und zu kommentieren 


und die Interessen der arbeitenden 
Menschen zu verteidigen. 

Das Wort ergriffen während des 
Empfangs auch Marcel de Jong als Ver¬ 
treter der Leitung der DKP, Artur Moses 
vom Bezirk Saarland der DKP, mit wel¬ 
chem die KPL seit Jahrzehnten enge Be¬ 
ziehungen hat, Herwig Lerouge von der 
Partei der Arbeit Belgiens und Frederic 
Gillot, frischgebackener Regionalabge¬ 
ordneter der PTB aus Liege. Wil van der 
Klift von der Neuen Kommunistischen 


Partei der Niederlande hatte die Grüße 
der NCPN schriftlich übermittelt. 

Als das „Wisefest“ am Sonntag¬ 
nachmittag so richtig in Schwung kam, 
musste es kurzfristig abgebrochen wer¬ 
den, denn über Sanem ging nicht nur 
ein Sturzregen nieder, sondern der 
Sturm riss auch die Verankerungen 
mehrere Festzelte aus dem Boden. Das 
tat dem Optimismus im Hinblick auf 
das 40. Fest im kommenden Jahr aller¬ 
dings keinen Abbruch. Nik 



Ali Ruckert, (Bildmitte), Chefredakteur der „Zeitung“, bei der Festeröffnung 
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Kolumne / Interview 


unsere zeit m 


Gastkolumne von Georg Fülberth 

Neue Runde? 


Ein tolles Fest 
gemeinsam gestemmt 

Die UZ sprach mit drei der Organisatorlnnen - Uli Abczynski, Wera Richter und 
Werner Sarbok - über das i8. Pressefest der UZ - Volksfest der DKP in Dortmund 



2012 entschloss sich die Europäische 
Zentralbank (EZB), Anleihen von 
Staaten, deren Kreditwürdigkeit he¬ 
rabgestuft war, zu kaufen. Diese er¬ 
hielten damit die Möglichkeit, sich 
an den Finanzmärkten wieder Geld 
zu Zinsen, die für sie erschwinglicher 
wurden, zu beschaffen. Zugleich kön¬ 
nen sie ihren Verbindlichkeiten bei 
den Geschäftsbanken mit den Erlö¬ 
sen aus ihren Verkäufen an die EZB 
nachkommen. Es ist eine Umschul¬ 
dung, mit denen zugleich die privaten 
Institute gerettet werden, die sonst 
in Gefahr gerieten, Außenstände ab¬ 
schreiben zu müssen. 

Die Niedrigzinspolitik der EZB 
erleichtert zwar die staatliche Kredit¬ 
aufnahme, verschafft der Spekulation 
aber auch zusätzliches Spielgeld. 

2014 hat Griechenland den Ver¬ 
kauf von Staatsanleihen, den es zwi¬ 
schenzeitlich einstellen musste, wieder 
aufgenommen. Vor allem Hedgefonds 
griffen zu. Es mag sein, dass sie - an¬ 
ders als Banken - im Fall einer neu¬ 
erlichen Zahlungsunfähigkeit Grie¬ 
chenlands nicht auf eine staatliche 
Rettungsaktion hoffen können. Sie 
mögen aber darauf spekulieren, dass 
die Kurse der Anleihen zunächst stei¬ 
gen und sie diese zu erhöhtem Preis 
veräußern können, sodass Risiko und 
Verlust an die Käufer dieser Papiere 
weitergereicht werden. 


Und jetzt erleben wir eine Offen¬ 
sive des SPD-Vorsitzenden Gabriel, 
gemeinsam mit Staatspräsident Fran¬ 
cois Hollande und dem italienischen 
Regierungschef Matteo Renzi, für eine 
Lockerung des Sparkurses zumindest 
im europäischen Süden. Allerdings 
stellen sie den Fiskalpakt nicht in Fra¬ 
ge. Ihre konservativen Gegner haben 
es deshalb leicht, ihnen Inkonsequenz 
vorzuwerfen. Tatsächlich ist ihr Vor¬ 
stoß, solange sie ihre bisherige Haltung 
zu den von ihnen in der Vergangenheit 
mitgetragenen Beschlüssen nicht än¬ 
dern, nicht viel mehr als Rhetorik. 

Was würde geschehen, wenn die 
SPD und ihre regierenden Schwester¬ 
parteien sich vom europäischen Fis¬ 
kalpakt tatsächlich lossagten? Dann 
könnten wieder höhere Schulden 
aufgenommen werden. Banken und 
Fonds sowie deren Klientel, die Rei¬ 
chen, werden sich freuen: Wo der Staat 
Schuldner ist, können seine Gläubiger 
Zinsen und meist auch noch Spekula¬ 
tionsgewinne kassieren. 

Viel besser wäre es, wenn die Ein¬ 
nahmen der Öffentlichen Hände er¬ 
höht würden - durch eine von oben 
nach unten umverteilende Steuerpo¬ 
litik. Geschieht dies nicht, würde die 
erweiterte Lizenz zur staatlichen Ver¬ 
schuldung nur eine neue Runde der 
Spekulation und der privaten Berei¬ 
cherung einläuten. 


UZ: Das 18. Pressefest liegt hinter Euch. 
Abgesehen vom Wetter war es ein toller 
Erfolg, oder? 

Ulrich Abczynski: Ich glaube, wir kön¬ 
nen stolz darauf sein, wieder ein großes 
Fest der Linken durchgeführt zu haben. 
Wir können auf Einiges stolz sein: 

- Wir haben solidarisch ein tolles Fest 
durchgeführt unter schwierigen Bedin¬ 
gungen. 

- Wir haben ein sicheres Fest, auf dem 
sich alle Besucher wohlgefühlt haben, 
durchgeführt. Hier nochmals ein Dank 
an unsere Ordnerinnen und Ordner. 

- Wir waren wieder Heimat für fort¬ 
schrittliche linke Kultur, die sich ent¬ 
wickelt hat und sich auf einem hohen 
Niveau darbot. Über einige Schwierig¬ 
keiten muss man sachlich und konst¬ 
ruktiv diskutieren. 

Aber alles in allem: Das Fest war 
ein großer Erfolg. 

UZ: Wie war die Resonanz? Wie viele 
Besucherinnen wurden gezählt? 

Ulrich Abczynski: Man geht über den 
Platz und trifft ganz viele Leute, von 
denen man gar nicht glaubte, dass sie 
zu uns kommen. Ich traf viele Kolle¬ 
gen, die mit mir im ver. di-Vorstand ar¬ 
beiten, ich traf viele ehemalige Genos¬ 
sinnen und Genossen, sowohl aus der 
DKP als auch aus der SDAJ. Es entwi¬ 
ckelten sich interessante Diskussionen, 
leider war meine Zeit zu kurz, aber wir 
verabredeten uns für einen späteren 
Termin. Diese weiteren Kontakte sind 
für mich persönlich sehr wichtig, denn 
wir brauchen sie. Der einhellige Tenor 
bei allen war, ihr (die DKP) habt wie¬ 
der ein tolles Fest hingelegt. 

Sogar bei der Stadt Dortmund ge¬ 
nießt unser Fest einen hohen Stellen¬ 
wert, was sich auch in der Zusammen¬ 
arbeit widerspiegelte. 

Zu den Besucherzahlen: Ich bin 
kein Freund von Zählungen, das ist auf 
dem Gelände sehr schwierig, zumal bei 
dem Wetter ein Kommen und Gehen 
war. Ich glaube, wir hatten genug Be¬ 
sucher für ein gutes und erfolgreiches 
Fest, es hätten bei schönem Wetter ei¬ 
nige mehr sein können, ich hatte vor 
allen Dingen das Gefühl, bei schlech¬ 
tem Wetter kommen die Dortmunder 
nicht. Schade! 

Wera Richter: Vor allem Vergleiche 
sind schwierig. Es ist schnell gesagt, 
dieses Mal waren es mehr Besucherin¬ 
nen, der Anteil der Jugendlichen war 
größer, die Menge war bunter ... Klar 
ist, dass wir ein tolles Publikum hatten, 
dass sich überhaupt nicht vom Wetter 
beeindrucken ließ. Es gab eine große 
Zufriedenheit, zum Teil Begeisterung 
und unheimlich gute, sehr solidarische 
Stimmung während des ganzen Festes. 

UZ: Was hat Euch selbst, die ihr das 
Pressefest organisiert habt, besonders 
gefallen? 

Ulrich Abczynski: Mir hat die kollek¬ 
tive und ruhige Zusammenarbeit wäh¬ 
rend des Aufbaus und Abbaus gefallen, 
alle zogen an einem Strang, hatten Spaß 
dabei und die ersten Beitritte für unse¬ 
re Partei kamen wieder aus diesem Be¬ 
reich. Mir persönlich hat die gute und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
Wera sehr geholfen, dafür danke ich 
ihr. Toll fand ich auch die vielen klei¬ 
nen Dankeschöns und Lob, besonders 
das Danke der SDAJ und das Lob von 
Konstantin Wecker, der unser Fest sehr 
gut fand. Der gemeinsame Auftritt von 
Esther und Konstantin mit der ganzen 
Gruppe war mein politischer und emo¬ 
tionaler Höhepunkt und unsere kleine 
Feier zum 30. Hochzeitstag am Samstag 
in der Casa Kuba mit der ganzen Fami¬ 
lie. Eine schöne Überraschung war die 
Geburtstagsanzeige in der UZ. 

Wera Richter: Den Dank gebe ich un¬ 
bedingt an Uli zurück! Ich war das ers¬ 


te Mal in dieser Verantwortung und 
mir war Vieles neu und die Aufregung 
war groß. Uli hat mir mit seiner Rou¬ 
tine, seinen Erfahrungen und auch mit 
seiner Geduld viel Sicherheit gegeben 
und ich habe eine Menge gelernt. Vie¬ 
les war zu beachten, was ich zuvor gar 
nicht im Blick hatte. 

Besonders überzeugt hat mich der 
Jugendbereich im Zentrum des Festes. 
Die SDAJ war sehr präsent - hat ne¬ 
benher geholfen, wo sie konnte - und 
hatte ein tolles Programm. Das wur¬ 
de sehr gut ergänzt durch das Rote 
Zelt verschiedener Antifa-Gruppen 
und das Zelt der Naturfreundejugend 



Ein zufriedener Technischer Leiter an 
seinem 30. Hochzeitstag in der Casa 
Cuba. 

NRW. Gut fand ich, dass vor allem im 
Antifa-Zelt die Genossen nicht unter 
sich diskutiert haben, sondern sie an 
der Meinung von DKP und SDAJ in¬ 
teressiert waren und uns einbezogen 
haben. Es ging ums Kennenlernen und 
Zusammenrücken. Überhaupt war die 
Zusammenarbeit mit unseren Bündnis¬ 
partnern, darunter auch „Die Linke“, 
sehr gelungen. Beeindruckend war das 
Programm im Zelt von junge Welt und 
Verlag 8. Mai am See. Sie haben viele 
interessante Gäste wie Moshe Zucker¬ 
mann und auch Künstler wie die Jazz¬ 
polizei mitgebracht. 

Großartig war auch die Stimmung 
bei den zahlreichen internationalen 
Gästen, die sich sehr wohl auf dem 
Fest gefühlt haben. Vor allem bei der 
Abschlussveranstaltung in der Casa 
Cuba, wo alle Gäste kurz zu Wort ka¬ 
men, wurde das sehr deutlich. Auch von 
ihnen haben wir viel Anerkennung be¬ 
kommen. 

UZ: Wo muss verbessert werden? Was 
hat nicht geklappt? 

Ulrich Abczynski: Das größte Problem, 
das wir auf dem Platz hatten, war der 
Umgang mit der Hygiene an den Es¬ 
sensständen. Das muss unbedingt ver¬ 
bessert werden, sonst werden nächstes 
Mal bestimmt Stände geschlossen. Wir 
hatten in drei Rundbriefen auf die mi¬ 
nimalen Bedingungen hingewiesen, 
aber sie wurden oft vernachlässigt und 
es musste viel improvisiert werden. 

Sonst waren es viele Kleinigkeiten, 
aber dazu werden wir später kommen. 

Wera Richter: Zum Teil war das Pro¬ 
gramm zu dicht und hat sich durch die 
Lautstärke vor allem am Abend gegen¬ 
seitig behindert. Das werden wir bei 
diesem Konzept nie ganz verhindern 
können, aber mir scheinen, vor allem 
am Abend eine stärkere Schwerpunkt¬ 
setzung und genauere Absprachen 
nötig. Ungelöst ist für mich auch die 
Frage des Zeitpunkts der Veröffentli¬ 
chung des Programms. Es ist doch recht 
schwer, sich erst auf dem Fest durch das 
Programm zu finden. 

Auf der anderen Seite hatten wir 
eine große Flexibilität. Noch kurz vor 
dem Fest kamen weitere Programm¬ 
punkte, die wir dank der Mitarbeit der 


Bezirke und Arbeitskreise aufnehmen 
konnten, zum Beispiel die wichtige Zu¬ 
sage der Genossin Olga Lewtschenko 
aus der Ukraine. Auch ein Auftritt der 
türkischen Menschenrechtlerin Eren 
Keskin konnte noch kurzfristig orga¬ 
nisiert werden. Sie sprach innerhalb 
des guten Frauenblocks im PV-Zelt 
und auch ein Film mit ihr konnte noch 
im Filmzelt eingeschoben werde. Auch 
dieses Zelt war ein Versuch, der sehr 
gut angekommen ist - keinesfalls nur 
wegen der WM. 

Ein großer Dank geht an dieser 
Stelle an die zahlreichen Künstlerin¬ 
nen und Referentlnnen, die sich ihre 
Wege oft selber suchen mussten und 
deren „Betreuung“ sicher mehr Ein¬ 
satz bedarf. 

Werner Sarbok: Wir haben das Fest 
mit einem großen zeitlichen Vorlauf 
organisiert, auch was die Finanzierung 
angeht. Wir wollten das Fest „verklei¬ 
nern“, um Kosten und Kräfte einsparen. 
Das ist uns in vielen Bereichen, aber 
nicht überall geglückt. Wir müssen ler¬ 
nen, noch ökonomischer zu denken 
und zu handeln. 

UZ: Das UZ-Fest sollte auch helfen, die 
Partei, die DKP und ihre Zeitung, die 
UZ, zu stärken. Ist das gelungen? 

Wera Richter: Wir hatten ein sehr gut 
organisiertes Agitationsteam. Bereits 
in der Aufbauwoche wurden an die 
5 000 UZ und tausende Flyer unter an¬ 
derem vor Berufsschulen verteilt. Auf 
dem Fest selber hat das Wetter den 
UZ- und Buttonverkauf trotz großer 
Mühen der Genossinnen natürlich be¬ 
einträchtigt. 

Partei stärken heißt natürlich auch 
neue Mitglieder gewinnen. Wir haben 
bis heute Meldungen von 23 Aufnah¬ 
meanträgen. Das ist ein gutes Ergeb¬ 
nis und ich denke, es werden noch ein 
paar folgen. Was die Partei aber be¬ 
sonders gestärkt hat, war die tolle und 
solidarische Stimmung auf dem Platz 
zwischen Jung und Alt und zwischen 
DKP und Bündnispartnern. Wichtig 
war das Selbstbewusstsein, dieses Fest 
nicht nur auf die Beine stellen zu kön¬ 
nen, sondern auch so attraktiv und in¬ 
teressant für Linke im Land auf die 
Beine stellen zu können. Das Fest hat 
uns einmal mehr gezeigt, dass wir nicht 
isoliert, sondern durchaus gefragt sind. 

UZ: Beim Abbau war eine der meist ge¬ 
stellten Fragen: Gibt es schon eine ers¬ 
te Einschätzung? Sehen wir uns hier in 
zwei Jahren wieder? 

Ulrich Abczynski: Ich kann das noch 
nicht einschätzen, ich brauche dazu die 
Meinungen und Anregungen aus mei¬ 
ner Arbeitsgruppe, die Gespräche zur 
Auswertung, die Auswertung in den 
Bezirken, die Hinweise aus den Grup¬ 
pen und die Stimmung auf der Hel¬ 
ferfete. Die ist für Ende September/ 
Anfang Oktober geplant. Es kann nur 
wieder ein Pressefest geben, wenn wir 
alle an einem Strang ziehen, das wün¬ 
sche ich mir und uns, das wäre das Bes¬ 
te für die kommunistische Bewegung 
und fürs Pressefest. 

UZ: Und die Finanzen? 

Werner Sarbok: Diese Frage habe ich 
natürlich in den letzten Tagen häufig 
gehört - und kann sie jetzt noch nicht 
beantworten. Aktuell kommen die 
Rechnungen der Lieferanten herein, 
die gilt es zu prüfen und zu bezahlen. 
Und dann müssen die Abrechnungen 
an die Bezirke der Partei erstellt wer¬ 
den, die einen Stand betrieben haben: 
Die Infrastrukturkosten und verkauf¬ 
ten Getränke etc müssen umgerechnet 
und mit Abschlagzahlungen verrechnet 
werden. Das dauert alles noch einige 
Tage. Aber ich denke, dass wir in 14 Ta¬ 
gen konkrete Zahlen nennen können. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler 


Gedenken heißt: 

„Dieser Krieg, den keines der beteiligten Völ¬ 
ker selbst gewollt hat, ist nicht für die Wohl¬ 
fahrt des deutschen oder eines anderen 
Volkes entbrannt. Es handelt sich um einen 
imperialistischen Krieg, einen Krieg um die 
kapitalistische Beherrschung des Weltmark¬ 
tes, um die politische Beherrschung wichti¬ 
ger Siedlungsgebiete für das Industrie- und 
Bankenkapital.“ (Schriftliche Erklärung zur 
Abstimmung von Karl Liebknecht am 2. De¬ 
zember 1914) 

Anlässlich des lOOsten Jahrestages des 
1. Weltkriegs hat die Bundestagsfraktion DIE 
LINKE unter meiner Federführung einen An¬ 
trag zu den Ursachen des 1. Weltkriegs erar¬ 
beitet. Gerade angesichts der zunehmenden 
geschichtsrevisionsistischen Debatten, die 
nach dem Motto verfahren, allen die Schuld 
und damit niemandem für den 1. Weltkrieg 
zu geben, Stichwort Christopher Clark, ist es 
wichtig hier einen Kontrapunkt zu setzen. In 
unserem Antrag stellen wir zudem die For¬ 
derung nach einer Gedenktafel für Karl Lieb¬ 
knecht im Deutschen Bundestag. Wir schla¬ 
gen vor, Karl Liebknecht stellvertretend für 
alle Kriegsgegnerinnen und Kriegsgegner zu 
ehren, weil er es war, der am 2. Dezember 
1914 als Einziger sitzen blieb und sich damit 
einer Zustimmung zu neuen Kriegskrediten 
verweigerte. 

Anlässlich der ersten Lesung im Deut¬ 
schen Bundestag wurde aber schnell klar, 
dass alle anderen Fraktionen mit fadenschei¬ 
nigen Begründungen den Antrag für eine Ge¬ 
denktafel für Karl Liebknecht ablehnen wer¬ 
den. So sprach die Rednerin der SPD, Hiltrud 
Lotze von einem „vergifteten Antrag“. Es sei 
unwürdig, an dem Tag, an dem der Bundes¬ 
tag in einer Feierstunde offiziell des Ersten 
Weltkriegs und seiner Opfer gedacht habe, 
„so eine Nummer abzuziehen“. Sie warf der 
Linksfraktion vor, das Gedenken für partei¬ 
politische Interessen zu missbrauchen. Zu¬ 
dem würde der Antrag der Linken neue his¬ 
torische Forschungen über die Ursachen des 
Ersten Weltkriegs ignorieren, wenn davon die 
Rede sei, „dass die wirtschaftlichen Eliten des 
deutschen Kaiserreiches und seine politische 
und militärische Führung die Hauptschuld am 
Ausbruch des Ersten Weltkriegs vor 100 Jah¬ 
ren getragen hätten“. Lotze postulierte, dass 
es „keine klare Bewertung der Schuldfrage 
gibt“. 

Ulle Schauws von den Grünen wiederum 
warf unserer Initiative vor, dass diese zu kurz 
greife. Grundsätzlich seien ja Initiativen zum 
Gedenken an den Ersten Weltkrieg zu begrü¬ 
ßen. Eine lebendige Erinnerungskultur sei 
wichtig, um kriegsverherrlichenden Tenden¬ 
zen entgegentreten zu können. Die Ablehnung 
der Grünen begründete sie mit den Worten: 
„Dazu genügt es aber nicht, eine Gedenktafel 
für einen Einzelnen zu fordern“. 

Philipp Lengsfeld (CDU) wiederum zoll¬ 
te Liebknecht Anerkennung, sah ihn in der 


Nein zum Krieg! 

deutschen Öffentlichkeit vielfach geehrt. „Der 
Name ist in der deutschen Öffentlichkeit sehr 
präsent“, so Lengsfeld. Er bemängelte aber 
den angeblich unkritischen Blick der Links¬ 
fraktion auf Liebknecht. Antikommunismus 
gehöre für ihn zum demokratischen Grund¬ 
konsens und die von Karl Liebknecht mitbe¬ 
gründete Kommunistische Partei Deutsch¬ 
lands sei mitverantwortlich für das Scheitern 
der Weimarer Republik. 

So unterschiedlich die Begründungen 
also von CDU, SPD und Grünen auch waren, 
in einem fand man sich dann doch zusam¬ 
men: Es soll keine Gedenktafel für Karl Lieb¬ 
knecht im Reichstagsgebäude, in dem heute 
der Bundestag Zusammentritt, geben. Auch 
fast hundert Jahre nach seiner Ermordung 
durch rechtsradikale Freikorpssoldaten unter 
Billigung ja: Zustimmung des sozialdemokra¬ 
tischen Reichswehrministers Gustav Noske 
und des sozialdemokratischen Reichskanz¬ 
lers Friedrich Ebert, nach dem eine Straße 
benannt ist, die am Reichstagsgebäude vor¬ 
beiführt, bleibt Karl Liebknecht und sein NEIN 
zum Krieg ein Skandalon. 

Angesichts der Debatte kann man sich 
des Eindrucks nicht erwehren, dass gerade 
die offene Bereitschaft zum Krieg der ande¬ 
ren Fraktionen heute eine Ehrung Liebknechts 
nicht zulässt. So gilt, was wir in unserem An¬ 
trag formuliert hatten, dass eben in diesem 
Land Strukturen fortbestehen, die die Kriegs¬ 
gefahr in sich tragen: „Der Bundestag bekennt 
sich zur deutschen Verantwortung und wen¬ 
det sich gegen eine Deutung, die die Schuld 
am Ausbruch des Krieges vielen Beteiligten zu 
gleichen Teilen und damit niemandem kon¬ 
kret zuweist. Eine Entlastung von dieser Ver¬ 
antwortung darf es schon allein deshalb nicht 
geben, weil wirtschaftliche und geopolitische 
Interessen, die zum Ersten Weltkrieg geführt 
haben, strukturell fortbestehen und potenziell 
kriegsgefährlich bleiben.“ 

Damals wie heute wird eine Zustimmung 
zu den imperialistischen Kriegen humanitär 
verbrämt. In meiner Rede hatte ich auf diesen 
historischen Zusammenhang hingewiesen: 
„Es war bei weitem nicht nur der rechte Nos- 
ke-Flügel der SPD, der den Krieg unterstützte; 
nein, auch Linke in der SPD wollten den Krieg 
und fielen auf die Argumente - heute würde 
man das nennen: die Argumente der humani¬ 
tären Intervention - herein und rechtfertigten 
diesen Krieg mit einem notwendigen Feldzug 
gegen den russischen Zarismus.“ Es ist kein 
Zufall, dass das Protokoll hier von Renate Kün¬ 
ast (Grüne) heftigen Widerspruch verzeichnet. 

Wer Karl Liebknecht ehren will aber, der 
weiß, dass wie in Bertolt Brechts Gedicht „Die 
Teppichweber von Kujan-Bulak ehren Lenin“ 
wichtiger als eine Gedenktafel ist, damals wie 
heute ein Nein zum Krieg. Das ist die Ehrung, 
die wir Karl Liebknecht zuteilwerden lassen 
sollten. Damals wie heute: Nein zum Krieg. 

Sevim Dagdelen 
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Wer Krieg 
in fremden 
Ländern sät... 


... braucht sich über die Flüchtlinge, die diese Politik provoziert nicht zu wundern. 

Es ist zynisch, wenn man Flüchtlinge wie Parasiten behandelt, sie einpfercht und 
dann in ihre Heimatländer abschiebt, an deren Zerstörung und Destabilisierung 
und Ausplünderung man selbst mitgewirkt hat. 

Politiker und Politikerinnen, egal ob von den Grünen, Sozialdemokraten oder 
Christdemokraten, die solch ein Verhalten an den Tag legen, sind zwar die offizi¬ 
ellen, nicht aber die wirklichen Repräsentanten unseres Volkes. Die Macht geht 
hier nicht vom Volke aus wie es immer heißt. Wir wollen nämlich, dass alle ge¬ 
flüchteten Menschen, die hier Schutz und ein menschenwürdiges Leben suchen, 
bleiben dürfen. 

Millionen unserer Steuergelder werden für Militäreinsätze der Bundeswehr im 
Ausland ausgegeben, Milliarden verdient die deutsche Rüstungsindustrie an den 
Kriegen, aber kein Cent ist für die Menschen da, die dem Horror entkommen 
wollen und aus ihrer Heimat fliehen müssen. 

Die DKP Berlin verurteilt das repressive Vorgehen und die Gewalt der Polizei 
gegen die Geflüchteten in der Gerhart-Hauptmann-Schule in der Ohlauer Straße 
sowie gegen die mit den Geflüchteten solidarischen Bewohner des Reichekiezes. 
Der unerklärte und ohne die Genehmigung der grünen Bezirksregierung nicht 
möglich gewesene Ausnahmezustand im Kiez erinnert uns an die dunkelsten Zei¬ 
ten der deutschen Geschichte. Wir Kommunisten stellen uns gemeinsam mit vielen 
anderen Menschen solidarisch an die Seite der Verfolgten und Drangsalierten. Wir 
machen uns ihre Forderung zu eigen: 

• Stopp der Abschiebungen, Bleiberecht für alle Geflüchteten 

• Schluss mit der Zwangsunterbringung in Massenlagern 

• Abschaffung der Residenzpflicht und freie Bewegung im ganzen Land 

• Arbeitserlaubnis für Alle 

Dazu setzen wir unsere Forderungen: 

• Stopp aller militärischen Auslandseinsätze der Bundeswehr 

• Stopp aller Rüstungsexporte aus deutschen Rüstungsbetrieben 

• Abschaffung von Frontex und Eurosur 

• Eintreten für sofortigen umfassenden Waffenstillstand und Verhandlungen in 
den Kriegsgebieten 

• Solidarische Hilfe bei der Schaffung menschenwürdiger Lebensbedingungen 
in Krisenländern 

Der Kampf der Flüchtlinge ist unser Kampf! 

Es lebe die internationale Solidarität. 

DKP Berlin 


Fotos: Björn Kietzmann 
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Die vier Leben des Emil Carlebach 


Kämpfer gegen den Faschismus und gegen die Weltkriegsgefahr • Von Georg Fülberth 


A ls Emil Carlebach 1914 geboren 
wurde, hatte gerade die soge¬ 
nannte Juli-Krise begonnen: die 
Auslösung des Krieges nach dem Mord 
von Sarajewo. Das Zeitalter der Katast¬ 
rophen begann. Die Eltern, es war eine 
jüdische Kaufmannsfamilie, hingen of¬ 
fensichtlich auch später noch an der so 
genannten guten alten Zeit, ihr Sohn 
Emil hatte diese Illusionen nicht mehr. 
Schon 1931 trat er dem Kommunisti¬ 
schen Jugendverband Deutschlands 
(KJVD) bei. Nach dem Abitur 1932 
begann er eine kaufmännische Lehre 
in einer Ledergroßhandlung und wurde 
Mitglied in der für ihn zuständigen Ge¬ 
werkschaft, dem Zentralverband der 
Angestellten. Am 11. Januar 1934 wur¬ 
de er wegen der Herstellung und Ver¬ 
breitung von antifaschistischen Zeitun¬ 
gen zu drei Jahren Gefängnis verurteilt, 
die er teilweise in Hameln verbrachte. 
1937 kam er ins Konzentrationslager 
Dachau, 1938 nach Buchenwald. Es be¬ 
gann der Weg durch eine Hölle, deren 
Bewohner in mehrere Gruppen zerfie¬ 
len. Da waren die nicht aus Gründen 
ihrer politischen oder religiösen Über¬ 
zeugung, ihrer sexuellen Orientierung 
oder rassistisch verfolgten Kriminellen, 
die einen grünen Winkel an der Häft¬ 
lingskleidung trugen. Dann die politi¬ 
schen Gefangenen, roter Winkel. Die 
Zeugen Jehovas, die Ernsten Bibelfor¬ 
scher: violetter Winkel, die Homosexu¬ 
ellen: rosa. Quer durch diese Gruppen: 
die so genannten Muselmänner - Ge¬ 
fangene, die sich selbst schon aufgege¬ 
ben hatten, sich oft nicht einmal mehr 
wuschen, apathisch waren und rasch 
starben. Absolute Herrscherin über 
das Konzentrationslager war die SS. Sie 
bewachte und drangsalierte die Gefan¬ 
genen, aber sie konnte das Lager nicht 
ausschließlich mit ihrem eigenen Perso¬ 
nal verwalten. Sie brauchte Funktions¬ 
häftlinge: Kapos, Stuben- und Blockäl¬ 
teste, es gab auch einen Lagerältesten. 
Ihrer formalen Stellung nach sollten sie 
Erfüllungsgehilfen der SS sein. Was sie 
daraus machten, war eine andere Frage. 
Stellten die Kriminellen durchgehend 
die Funktionshäftlinge, konnte das zu¬ 
sätzlich furchtbar sein. Das ist aber viel¬ 
leicht noch nicht völlig erforscht. Politi¬ 
sche Gefangene als Funktionshäftlinge 
konnten in den engen Grenzen, die ih¬ 
nen gezogen waren, rettend eingreifen, 
da und dort ihren Kameraden helfen. 
Die Zusammensetzung der Kapos war 
von Lager zu Lager unterschiedlich, die 
Häftlinge hatten manchmal Möglich¬ 
keiten, auf komplizierten Wegen mit¬ 
zusteuern. In Dachau sollen die Kri¬ 
minellen von diesen Aufgaben fernge¬ 
halten worden sein. In Sachsenhausen, 
so wird erzählt, nahmen sowohl Grü¬ 
ne als auch Rote diese Funktionen ne¬ 
beneinander wahr. In Buchenwald aber 
tobte ein Kampf auf Leben und Tod - 
das ist wörtlich zu nehmen - zwischen 
den Kriminellen und den Politischen. 
Schließlich setzten sich die Politischen 
durch. Im Krankenbau, in der Lagersta¬ 
tistik, bei den Stuben- und Blockältes¬ 
ten, schließlich auch von der Position 
des Lagerältesten aus, bauten sie Struk¬ 
turen auf, mit denen da und dort dafür 
gesorgt werden konnte, dass ein Stoß 
der SS ins Leere ging. Bruno Apitz hat 
ihrem Wirken in seinem Roman „Nackt 
unter Wölfen“ ein literarisches Denk¬ 
mal gesetzt. Ein internationales Lager¬ 
komitee entstand: Widerstandskampf 
im Konzentrationslager. 

Emil Carlebach war Blockältester im 
jüdischen Häftlingsblock. Er war Teil der 
Widerstandsstruktur von Buchenwald. 
Anfang April 1945 war sein Leben in 
äußerster Gefahr. Die Juden in Buchen¬ 
wald sollten ermordet werden. Er wurde 
versteckt und kämpfte weiter. Er gehörte 
zu denen, die das Signal zur Selbstbefrei¬ 
ung des Lagers gaben. Mit dem Heran¬ 
nahen der US-amerikanischen Truppen 
machte die SS sich mehrheitlich aus dem 
Staub. Die politischen Häftlinge nutzten 
das Intervall, das so entstand, um sich zu 
erheben. Die US-Amerikaner fanden 
ein bereits befreites Lager vor. Die Ge¬ 
fangen aber leisteten den Schwur, nicht 
zu ruhen, bis die faschistischen Täter 
zur Rechenschaft gezogen seien. Das 


war nicht Rache, sondern der Kampf 
darum, dass in Zukunft die Gefahr des 
Faschismus gebannt war. Die hessischen 
Buchenwälder wählten Emil Carlebach 
zu ihrem Sprecher. Damit begann sein 
zweites Leben. 

Dieses zweite Leben des Emil Car¬ 
lebach umfasste nur zwei Jahre, 1945 bis 
1947. Es war die Zeit der Hoffnung, in 
der eine von Grund auf antifaschistisch¬ 
demokratische Ordnung und des dauer¬ 
haft gesicherten Friedens möglich schien. 
Ihre Merkmale waren fest Umrissen und 
klar, man kann sie heute noch nachle- 
sen, nämlich in der Hessischen Verfas¬ 
sung von 1946. Emil Carlebach war nicht 
Mitglied der Verfassunggebenden Lan¬ 
desversammlung, erst im Dezember 1946 
wurde er in den Landtag gewählt. Aber 
die Überzeugung, die aus der Hessischen 
Verfassung spricht, war auch seine Über¬ 
zeugung. Möglich und notwendig war 
eine Gesellschaft, in der das Monopol¬ 
kapital entmachtet, ein relevanter Teil 
der Wirtschaft vergesellschaftet und die 
Stellung der Arbeiterklasse durch verfas¬ 
sungsmäßig garantierte Rechte der Be¬ 
triebsräte abgesichert war. Das war noch 
kein Sozialismus, aber eine sozial fort¬ 
geschrittene Demokratie. Zu ihren Vor¬ 
aussetzungen gehörte das Gleichgewicht 
zwischen der Vormacht des Kapitalismus, 
den Vereinigten Staaten von Amerika, 
und der Vormacht des Sozialismus, der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepub¬ 
liken, auf deutschem Boden. 

Die Hessische Landesverfassung 
wurde von CDU, SPD und KPD ver¬ 
abschiedet, nicht allerdings von der Li¬ 
beraldemokratischen Partei LDPD, der 
Vorgängerin der FDP. In einem Volks¬ 
entscheid am 1. Dezember 1946 stimm¬ 
ten 76,4 Prozent der Wählerinnen und 
Wähler für die Verfassung, 72 Prozent 
für den Sozialisierungsartikel 41. Selbst 
die hessische CDU war damals für den 
Sozialismus, einen christlichen Sozialis¬ 
mus, wie ihn in den „Frankfurter Heften“ 
Walter Dirks und der ehemalige Buchen¬ 
wälder Eugen Kogon vertraten. Werner 
Hilpert, Finanzminister und Vorsitzender 
der hessischen CDU, war ebenfalls in Bu¬ 
chenwald inhaftiert und dort im Volks¬ 
frontkomitee gewesen. 

Emil Carlebach stand in Hessen in 
der vorderen Linie im Kampf für eine 
antimonopolistisch-demokratische neue 
Ordnung. Durch die US-amerikanische 
Besatzungsmacht wurde er als einer der 
Lizenznehmer der „Frankfurter Rund¬ 
schau“ eingesetzt. In deren siebenköpfi¬ 
gem Herausgebergremium wirkten So¬ 
zialdemokraten, Christdemokraten und 
Kommunisten gleichberechtigt zusam¬ 
men. Carlebach war Gründungsmitglied 
der Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes (VVN), später auch Vizepräsident 
des Internationalen Buchenwaldkomitees. 

Die Einheit dauerte nicht lange. Ein 
erstes Signal waren die Kommunalwah¬ 
len im Mai 1946. Emil Carlebach wur¬ 
de Stadtverordneter in Frankfurt am 
Main, aber hier und hessenweit schnitt 
die KPD schlechter ab, als man ange¬ 
sichts ihres Anteils an Widerstand und 
Wiederaufbau hätte annehmen können, 
schwächer als vor 1933. Die Saat des An¬ 
tikommunismus, vom deutschen Bürger¬ 
tum früh ausgelegt, vom deutschen Fa¬ 
schismus zur Staatsideologie gemacht, 
hatte auch nach dessen Sturz ihre tiefen 
Wurzeln. Zwar war der Zulauf zur KPD 
sofort enorm angeschwollen. Diese hat¬ 
te 1947 allein in den Westzonen ebenso 
viele Mitglieder wie 1932/1933 im ganzen 
deutschen Reich. Aber die Wählerstim¬ 
men nahmen nicht im gleichen Maß zu. 
Wie ist dieser Widerspruch zu erklären? 

Die Nazis hatten sich als Bollwerk 
gegen den Bolschewismus präsentiert. 
Nach ihrer Niederlage erschien er als 
Sieger. Da bot es sich manchen Leuten 
an, sich in das Unvermeidliche zu fügen, 
auf einen vermeintlich fahrenden Zug 
aufzuspringen und sich mit den Kommu¬ 
nisten gut zu stellen. Zugleich aber war 
der Zuspruch für SPD und CDU stärker. 
Sie waren ja auch für den Sozialismus - 
sei es für den demokratischen, sei es für 
den christlichen -, man konnte also zu¬ 
gleich Sozialist und Antikommunist sein. 
Emil Carlebach hat im Lauf seines Le¬ 
bens ein feines Gespür für Absetzbewe¬ 


gungen und Opportunismus unterschied¬ 
licher Art, auch Verrat, entwickelt und 
gelernt, sich keine Illusionen zu machen. 

1947 brach der Kalte Krieg aus. Un¬ 
ter Berufung auf die Wahlergebnisse 
von 1946 wurde die „Frankfurter Rund¬ 
schau“ gesäubert. Die antifaschistischen 
US-Offiziere, die bis dahin die Aufsicht 
über dieses Blatt hatten, wurden durch 
scharfe Antikommunisten ersetzt. Die 
SPD drang darauf, dass die Mehrheits¬ 
verhältnisse im Herausgebergremium 
den Wahlergebnissen angenähert wer¬ 
den sollten. Emil Carlebach wurde ab¬ 
gesetzt. Ein anderer Kommunist, der 
aber die Partei verließ, durfte Heraus¬ 
geber bleiben. Der Enteignungsartikel 
der Landesverfassung wurde vom Mili¬ 
tärgouverneur Clay suspendiert, und er 
ist später nur zeitweise und minimal be¬ 
rücksichtigt worden. 


Der Kalte Krieg hatte begonnen und 
damit Emil Carlebachs drittes politisches 
Leben. Man macht sich heute kaum noch 
eine Vorstellung von der apokalyptischen 
Stimmung, in welcher diese Auseinan¬ 
dersetzung damals auf beiden Seiten ge¬ 
führt worden ist. Ich erinnere mich an 
eine Rede von Peter Gingold auf dem 
Bezirksparteitag der DKP 1981 hier in 
Frankfurt, in der er berichtete, dass die 
Kommunisten bis 1956 fest von der Un¬ 
vermeidlichkeit eines Atomkriegs über¬ 
zeugt waren. Emil Carlebach erlebte, dass 
der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher, 
mit dem er zusammen in Dachau inhaf¬ 
tiert gewesen war, nach 1945 eine Zusam¬ 
menarbeit mit ihm abgelehnt und dies so 
begründet hatte: Bald werde es Krieg ge¬ 
ben, und dann stehe er, Schumacher, auf 
der britischen und Carlebach auf der so¬ 
wjetischen - er sagte: russischen - Seite. 

Hier gab es nur ein Hüben oder Drü¬ 
ben, Du oder ich. Aus dieser aufs Äußers¬ 
te zugespitzten Situation erklärt sich die 
Härte der Ausdrucksweise, auch bei Emil 
Carlebach. Margarete Buber-Neumann, 
die 1940 von der Sowjetunion an Hitler- 
Deutschland ausgeliefert worden war 
und ins Frauen-Konzentrationslager 
Ravensbrück kam, hatte darüber in ih¬ 
rem Buch „Als Gefangene bei Stalin und 
Hitler“ berichtet. Emil Carlebach nann¬ 
te sie eine Lügnerin, Trotzkistin und US- 
amerikanische Agentin. Er stritt ab, dass 
deutsche Kommunisten in der UdSSR zu 
Unrecht verhaftet, hingerichtet, in Lager 
gesperrt und an Nazi-Deutschland aus¬ 
geliefert worden sind. Damit setzte er 
sich ins Unrecht. Wir fragen heute: Wa¬ 
rum? Wusste er es nicht anders? Woll¬ 
te er es nicht wissen? Handelte er nach 
dem Prinzip: „Right oder wrong - my 
party?“ Recht oder Unrecht - es ist mei¬ 
ne Partei? Einen Grund für diese Hal¬ 
tung mag er darin gesehen haben, dass 
in der Konfrontation des Kalten Krieges 
jede Information, jede Äußerung danach 
beurteilt wurde, welcher Seite sie nutz¬ 
te oder schadete - und die Nachrichten 
über die Stalinschen Verbrechen waren 


katastrophal für die KPD und sie waren 
auch von den Nazis propagandistisch be¬ 
nutzt worden. So erklärt sich Emil Carle¬ 
bachs Position von 1950. 

1956 wurde die Kommunistische Par¬ 
tei Deutschlands verboten. Emil Carle¬ 
bach emigrierte in die DDR und wurde 
Chefsprecher beim Deutschen Freiheits¬ 
sender 904, der in die Bundesrepublik 
hineinzuwirken versuchte. Die KPD im 
Westen konnte trotz Illegalität sich dort 
Wirkung sichern, wo sie aktiv innerhalb 
von Bündnisstrukturen tätig war: gegen 
Aufrüstung, Atomkriegsgefahr, Not¬ 
standsgesetzgebung, Vietnamkrieg und 
im Ostermarsch. Sehr wertvoll war in 
diesem Zusammenhang auch das Wirken 
von Kommunistinnen und Kommunisten 
in der VVN. (...) 

1969 kam Emil Carlebach in die Bun¬ 
desrepublik zurück, er war Mitglied der 


DKP, aber sein Hauptwirkungsfeld war 
jetzt die VVN. Er war Chefredakteur der 
antifaschistischen Wochenzeitung „die 
tat“. Jetzt wirkte er weit über die Par¬ 
tei hinaus: als hinreißender Redner und 
glänzender Journalist, auch als Gewerk¬ 
schafter: er war Mitglied im Vorstand der 
Deutschen Journalisten-Union. Nun war 
er nicht mehr in erster Linie Parteifunk¬ 
tionär, sondern kommunistischer Bünd¬ 
nispolitiker. Er wurde auch über die DKP 
und die VVN hinaus zu Vorträgen und 
Diskussionen eingeladen und war inso¬ 
fern auch ein Mann der politischen Bil¬ 
dung. In zunehmendem Maße sah er seine 
Aufgabe darin, Klarheit über den Zusam¬ 
menhang zwischen Monopolkapitalismus 
und Faschismus zu verbreiten. (...) 

Mit dem Zusammenbruch des Sozi¬ 
alismus in der Sowjetunion und in der 
DDR 1989/1991 begann das vierte Le¬ 
ben des Emil Carlebach. Sofort wurde 
klar, dass nicht nur der Sozialismus ab¬ 
geräumt wurde, sondern auch der zivi¬ 
lisierende Einfluss, den dieser seit 1945 
auf den Kapitalismus ausgeübt hatte. 
Der Angriff galt auch dem Antifaschis¬ 
mus. Und sofort stand Emil Carlebach 
im Mittelpunkt dieser Auseinanderset¬ 
zung. Er setzte sich, zusammen den über¬ 
lebenden Widerstandskämpfern in ihrem 
internationalen Zusammenhang, gegen 
die Diffamierung der Roten Kapos von 
Buchenwald zur Wehr. Dass in Deutsch¬ 
land, trotz allem und trotz Gauck und Hu¬ 
bertus Knabe, die Gleichung Rot gleich 
Braun doch etwas weniger Anklang findet 
als z.B. in Frankreich und Osteuropa, ist 
diesem Kampf zu danken. Zu dieser Ge¬ 
genwehr gehört auch der zweite Band von 
Emil Carlebachs Erinnerungen. Sie er¬ 
schienen 1995 und tragen den Titel „Tote 
auf Urlaub. Kommunist in Deutschland. 
Dachau und Buchenwald 1937-1945“. (...) 

Was bleibt von Emil Carlebach? 

Es bleibt der Antifaschismus als Auf¬ 
gabe von Gegenwart und Zukunft. 

Das Sozialismusverständnis des 
Kommunisten Emil Carlebach war ge¬ 
prägt vom Kampf gegen den Faschismus 


und gegen die Weltkriegsgefahr, nach 
1945: die Gefahr eines atomaren Welt¬ 
kriegs. Beide waren für ihn Resultate 
des Kapitalismus. Der Sozialismus, nicht 
irgendein Liberalismus, war für ihn die 
Gegenordnung. Insofern war es ein Sozi¬ 
alismus der Defensive, der mit Entschie¬ 
denheit zu verteidigen war, denn wenn er 
fiel, brachen auch andere Dämme. 

Vor vierzig Jahren mag es so ausge¬ 
sehen haben, als seien Faschismus und 
Antifaschismus nur noch eine Sache der 
Vergangenheit, Erinnerung der damals 
Siebzigjährigen. Aber das war auch da¬ 
mals schon falsch: Es gab Chile 1973, dort 
waren Faschismus und Neoliberalismus 
Zwillinge. Und heute? Emil Carlebach hat 
kommen sehen, aber nicht mehr erleben 
müssen, was wir heute wissen: dass der Fa¬ 
schismus wieder eine aktuelle Option ist. 

Ich hoffe, dass ich im Sinn von Emil 
Carlebach gehandelt habe, als ich kürz¬ 
lich in der UZ über die Gefahr einer Wie¬ 
derkehr des Faschismus schrieb, und ich 
möchte jetzt, aus Anlass seines einhun¬ 
dertsten Geburtstags wiederholen, was ich 
damals zu sagen für nötig hielt, nämlich: 

Der Faschismus an der Macht ist nur 
eine von mehreren Varianten, in der die¬ 
se politische Richtung sich zur Geltung 
bringt. Häufiger tritt sie gegenwärtig 
nicht als Staatsmacht, sondern als eine 
Bewegung hervor, die die offizielle Poli¬ 
tik in einer formal-demokratischen par¬ 
lamentarischen Republik entweder vor 
sich hertreibt oder die von den offiziellen 
Inhabern der Staatsgewalt gern für ge¬ 
meinsame Ziele genutzt wird. Dies gilt 
zurzeit für die Partei „Jobbik“ in Un¬ 
garn. In Italien verband sich Berlusconi 
mit den Mussolini-Nachfolgern. Faschis¬ 
tische Schlägertrupps üben in der Uk¬ 
raine Terror aus und haben Teil an der 
Staatsgewalt. In Frankreich bereitet sich 
der Front National auf einen Erfolg in 
der Europa-Wahl vor. In den Niederlan¬ 
den, Belgien, Österreich und Nordeuro¬ 
pa gewinnen rechtspopulistische Partei¬ 
en an Boden, die zwar nicht mehrheitlich 
faschistisch sein mögen, aber nach dieser 
Richtung hin offen sind. 

Die politische Theoretikerin Hannah 
Arendt charakterisierte den Faschismus 
als ein Bündnis von Mob und Eliten. Der 
Mob interessierte Carlebach nicht. Den 
kannte er aus Dachau und Buchenwald, 
und er ist damit fertig geworden. Ihn in¬ 
teressierten die Verursacher, die Eliten, 
und ihre Kontinuität bis in die Gegen¬ 
wart. Das waren für ihn: das Großkapital, 
in einigen Ländern auch Großgrundbe¬ 
sitz, Maulwürfe im Staatsapparat, intel¬ 
lektuelle Kopflanger. Sarrazin gibt Stich¬ 
worte, die NPD applaudiert ihm. Der In¬ 
landsgeheimdienst „Verfassungsschutz“ 
bezahlt V-Leute in der NPD und finan¬ 
ziert damit im einen oder anderen Fall 
auch diese Partei. Der so genannte „Na¬ 
tionalsozialistische Untergrund“ mor¬ 
det, und ein Mitarbeiter des hessischen 
Landesamtes für Verfassungsschutz wird 
kurz vorher am Tatort gesehen. Die Bild¬ 
zeitung hantiert mit rechten Parolen und 
bezeichnet sich in der Großen Koalition 
als APO. Ihre Macher werden das viel¬ 
leicht als einen Versuch darstellen wol¬ 
len, die äußerste Rechte dadurch un¬ 
wirksam zu machen, dass sie ihre Motive 
aufgreifen und damit ihre selbstständi¬ 
ge Organisierung verhindern. In Wirk¬ 
lichkeit wird dadurch ein Potential ge¬ 
nährt und verbreitert, das im Bedarfsfall 
von den Eliten mobilisiert werden kann 
und zugleich diese radikalisiert. Hierü¬ 
ber brauchen wir nicht zu spekulieren, es 
liegt zeitgeschichtliches Material vor: der 
faktischen Abschaffung des Asylrechts in 
der Bundesrepublik 1993 gingen faschis¬ 
tische Brandstiftungen und die auslän¬ 
derfeindliche Hetze der Springer-Presse 
voraus. 

Der Faschismus ist nicht Vergangen¬ 
heit, sondern bleibt ein Beweger der bür¬ 
gerlichen Politik, solange es die bürgerli¬ 
che Gesellschaft gibt. 

Hiergegen anzugehen, so wie Emil 
Carlebach das tat: das ist die Aufgabe, 
die er uns hinterließ. Wir ehren ihn, in¬ 
dem wir diese Aufgabe annehmen. 

Das vollständige Referat kann unter www.dkp-frank- 
furt.de/pdf/die_vier_leben_des_emil_carlebach.pdf 
nachgelesen werden 



Emil Carlebach, geboren am lo.Juli 1914 in Frankfurt am Main, gestorben am 
9. April 2001 ebenfalls in Frankfurt 
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Sich fügen heißt lügen 

Vor 8o. Jahren, am 10. Juli 1934, wurde Erich Mühsam ermordet • Von Susanne Misere und Peter Bäß 



Verhör 

Sie heißen? - Erich Mühsam. 
Geboren? - Ja. 

Wann? meine ich! - 6. April 1878. 

Wo? - Berlin. 

Religion? - Geht Sie nichts an. - 
Schreiben Sie MOSAISCH! 

Was tun Sie? - Ich dichte. 

Waas? - Ich trinke. Delyriker! - 
Schreiben Sie: DELYRIKER! 

Erich Mühsam erlebte viele Verhöre in seinem Leben. 
Er stand seit 1903 unter ständiger Polizeiaufsicht. 


E s muss am Namen liegen“meinte 
Mühsam zu seiner Frau, wenn bei 
seiner Art, „leben“ auf „geben“ 
zu reimen, wieder einmal kein Geld 
im Hause war. Sein bekannter und ge¬ 
fürchteter Witz ist ihm offenbar schon 
in die Wiege gelegt worden. Er mach¬ 
te früh davon Gebrauch, um sich gegen 
die stupide Unrat-Atmosphäre im Lü¬ 
becker Gymnasium und im Elternhaus 
zu wehren, wohin schriftliche Tadel ge¬ 
schickt und dort mit dem Vermerk „ge¬ 
lesen und bestraft“ quittiert wurden. 

Der 16-Jährige verdiente etwas Geld 
damit, dass er die Couplets der Komiker 
im Variete mit lokalen und politischen 
Tagesereignissen aktualisierte. Auch in 
der Schule erregte er Anstoß, zum Bei¬ 
spiel indem er in einem Gymnasiasten¬ 
drama den Numiderkönig Jugurtha auf 
offener Bühne verhungern ließ. Ge¬ 
feuert wurde er wegen „sozialistischer 
Umtriebe“ - denen er sich sein Leben 
lang verschrieben hat. Nach bestande¬ 
nem Abitur in Parchim veröffentlichte 
er anonym Artikel zu lokalen Ereignis¬ 
sen in Lübecker Tageszeitungen, lern¬ 
te 1897 in Lübeck Apotheker, schrieb 
auch für Zeitungen außerhalb Lübecks. 
1900 legte er die Prüfung ab und zog 
nach Berlin, nahm zum Dichterkreis 
„Die Neue Gemeinschaft“ Kontakt auf, 
schloss Freundschaft mit Gustav Land¬ 
auer. Im Wahren Jakob veröffentlichte 
er erste politisch-satirische Gedichte. 
Er trat in verschiedenen Berliner Ka¬ 
baretts auf, redigierte die Zeitung „Der 
arme Teufel“. Mühsam hatte ähnlich wie 
Heinrich Zille, mit dem er zusammen¬ 
arbeitete, große Sympathie für die so¬ 
genannten kleinen Leute. 

1904-1908 dauerten seine Wander¬ 
jahre zusammen mit Johannes Nohl, 
dem er in großer Freundschaft und 
Liebe verbunden war. Er reiste durch 
Europa. In Paris traf er Pablo Picas¬ 
so, in Österreich wurde er mit Karl 
Kraus bekannt. Zahlreiche Veröffent¬ 
lichungen datieren aus jenen Jahren. 
Der 1907 in Essen abgehaltene Par¬ 
teitag der SPD veranlasst ihn, sein be¬ 
rühmtes Gedicht „Der Revoluzzer“ zu 
schreiben. Ab 1908 wohnte er ständig 
in München. Man kannte ihn als akti¬ 
ven Versammlungsredner und Agitator. 
Er schreibt für verschiedene Zeitungen, 
tritt in Kabaretts auf. Sein Vorbild und 
seinen Mentor findet Mühsam in Frank 
Wedekind. Im Bewusstsein einer sozi¬ 
alen Sendung fing er - problematisch 
genug - bei den sogenannten Asozialen 
für Freiheit und Sozialismus zu werben 
an. Das trug ihm Verhaftung und einen 
Prozess wegen Geheimbündelei ein. 
Mühsam wurde zwar freigesprochen, 
aber die meisten Medien boykottier¬ 


ten ihn jetzt. Seinen Protest dagegen 
unterstützten namhafte Schriftsteller¬ 
kollegen wie Hermann Bahr, Heinrich 
und Thomas Mann, Frank Wedekind - 
vergebens. Mühsam ging in die Offensi¬ 
ve und gründete die Zeitung „KAIN - 
Zeitung für Menschlichkeit (Mitarbeit 
verbeten)“. 

Eindeutig positionierte sich Müh¬ 
sam gegen Nationalismus, Militarismus, 
Imperialismus und Krieg. 1914 stell¬ 
te er die Zeitung Kain ein, damit sie 
nicht von der Polizei verboten werden 
konnte; der Weltkrieg war keine Zeit 
für Menschlichkeit. Zur Beratung über 
Kampfmaßnahmen gegen den Krieg 
reiste er 1916 zu Karl Liebknecht nach 
Berlin sowie zur Bremer Linken, er 
beteiligte sich an der Münchner Hun¬ 
gerdemonstration, nahm zum Sparta¬ 
kusbund und zur USPD Kontakt auf, 
versuchte unermüdlich, ein Aktions¬ 
bündnis gegen den imperialistischen 
Krieg zu schmieden. Die Polizei ver¬ 
bot ihm, in öffentlichen oder geschlos¬ 
senen Versammlungen aufzutreten, 
in denen politische oder wirtschaftli¬ 
che Angelegenheiten erörtert wurden. 
Trotz des Verbotes setzt Mühsam sei¬ 
ne agitatorische Tätigkeit fort. 1918 
beteiligt er sich am Münchner Janu¬ 
arstreik. Wegen seiner Weigerung, im 
„Vaterländischen Hilfsbund“ zu ar¬ 
beiten, wird Mühsam in die Festung 
Traunstein gesteckt. Kaum freigelas¬ 
sen, hilft er die bayrische Regierung zu 
stürzen, er wird in den Revolutionären 
Arbeiterrat gewählt. In der Nacht vom 
7. auf den 8. November 1918 hatte der 
König abgedankt, und Bayern wurde 
zur Republik erklärt. Am 7. April 1919 
wurde die Münchner Räterepublik ge¬ 
gründet. Die SPD-geführte bayerische 
Regierung ruft Freikorps und Reichs¬ 
wehrverbände zur Niederschlagung 
der Räterepublik herbei. Erich Müh¬ 
sam wird verhaftet. Sein Freund Gustav 
Landauer wird von Soldaten ermordet. 
Der Hochverräter Mühsam wird zu 15 
Jahren Festungshaft verurteilt. Wie sei¬ 
ne Gefährten - z.B. Ernst Toller - wird 
er in übler Weise schikaniert. Mühsam 
ertaubt auf einem Ohr. Auch während 
dieser schlimmen Jahre und bis zu sei¬ 
ner Ermordung hört er nicht auf zu 
schreiben. Lyrik, Prosa, Dramen, Es¬ 
says, Flugschriften, Memoiren, Bilder¬ 
bücher für seine Ehefrau Zenzl, Sati¬ 
ren, Artikel hat er verfasst. 

1923 war Adolf Hitlers November¬ 
putsch in München misslungen. Der 
Prozess gegen ihn und die anderen Rä¬ 
delsführer war eine Farce. Ankläger 
und Richter wetteiferten darin, bei den 
Putschisten „edle Motive“ zu vermuten, 
ihnen nach Verkündung des Urteils - 


fünf Jahre Festungshaft - „ehrenhaf¬ 
te Behandlung“ sowie vorzeitige Ent¬ 
lassung zu versprechen. Hitler saß in 
Landsberg am Lech ein, empfing nach 
Belieben Besuche, machte Autofahrten, 
nahm an Jagden teil. Erich Mühsam, 
Ernst Toller und viele andere 1919 als 
„Räte-Verbrecher“ Abgeurteilte wur¬ 
den im Gegensatz dazu in der Festungs¬ 
haftanstalt Niederschönenfeld drang¬ 
saliert. Weil die bayerische Staatsregie¬ 
rung Hitler & Co. amnestieren wollte, 
begnadigte sie notgedrungen auch die 
seit 6 Jahren gefangenen Protagonis¬ 
ten der Münchner Räterepublik. Am 
20.12.1924 war Mühsam aus der Haft 
entlassen worden und traf am folgen¬ 
den Tag in Berlin am Anhalter Bahnhof 


ein. Tausende Berliner bereiteten ihm 
einen begeisterten Empfang, auch der 
Vorsitzende der Roten Hilfe Deutsch¬ 
lands (RHD), Wilhelm Pieck, hatte sich 
eingefunden. 

Mühsam organisierte sofort die So¬ 
lidarität mit den damals zu Tausenden 
einsitzenden politischen Gefangenen. 
Bereits am 8. Januarl925 trat er in 
Hamburg in einer großen Versammlung 
als Redner auf, war dann ein halbes Jahr 
lang im ganzen Reich zu Vorträgen in 
den Industriezentren unterwegs, um für 
die Gefangenen, ihre Frauen und Kin¬ 
der Hilfe zu organisieren. Die RHD war 
damals eine Massenorganisation, gan¬ 
ze Betriebsbelegschaften traten ihr bei. 
Bei einem Vortrag für die RHD in Dres¬ 


den lernte Mühsam Herbert Wehner 
kennen, der später in Berlin eine Weile 
für ihn gearbeitet hat. In Berlin arbeitet 
Mühsam im dramaturgischen Beirat der 
Piscator-Bühne mit, die Vossische Zei¬ 
tung druckt in 25 Folgen seine „Unpo¬ 
litischen Erinnerungen“. Schriftlich und 
mündlich agitiert Mühsam gegen den 
heraufziehenden Faschismus. Ihm war 
bewusst, dass die Nazis ihn ganz oben 
auf der Liste ihrer Gegner hatten. Er 
wollte nach Prag flüchten, aber als er 
endlich das Geld für die Fahrkarte zu¬ 
sammen hatte, war es zu spät. Er wur¬ 
de in der Verhaftungswelle nach dem 
Reichstagsbrand (27.2.1933) mit vielen 
anderen in Schutzhaft genommen. In 
der ersten Zeit war er noch mit Karl 
von Ossietzky zusammen. Während 
der folgenden anderthalb Jahre wird 
Mühsam in verschiedenen Gefängnis¬ 
sen und Konzentrationslagern ernied¬ 
rigt, gedemütigt, gequält und gefoltert. 
Internationale Bemühungen um seine 
Freilassung scheitern. Anfang Febru¬ 
ar 1934 wird er ins KZ Oranienburg 
verlegt. Dort kommt es zu verstärkten 
Misshandlungen. Die Wachleute lassen 
sich immer neue Schikanen einfallen. 
Mühsam versucht auch hier weiterzu¬ 
arbeiten. Um den „Schreiberling“ daran 
zu hindern, brechen sie ihm die Dau¬ 
men. Als sie ihn zwingen, sein Grab zu 
schaufeln und das Horst-Wessel-Lied 
zu singen, singt er vor den auf ihn zie¬ 
lenden SS-Leuten die Internationale. Er 
kommt ihrer Aufforderung, sich das Le¬ 
ben zu nehmen, nicht nach, die Kame¬ 
raden finden ihn am 10. Juli 1934 mor¬ 
gens erhängt in der Latrine. Mühsams 
Ermordung wird weltweit mit Wut und 
Trauer aufgenommen, in der Exilpres¬ 
se erscheinen zahlreiche Nachrufe und 
Texte, in Paris, Amsterdam, New York 
finden Trauerfeiern statt. Viele im Exil 
lebende Künstler protestieren abermals 
gegen das deutsche Terror-Regime. Am 
16. Juli 1934 wurde Erich Mühsam auf 
dem Waldfriedhof Dahlem bestattet. 

Wie ein roter Faden zieht sich 
durch Mühsams Werk, dass er für die 
Sache der Arbeiterklasse eintrat. Es 
ist zwar gelungen, ihn zu töten, aber 
nicht, seine Stimme zum Schweigen 
zu bringen. Das ist nicht zuletzt Zenzl 
Mühsam zu verdanken, die sich zeit¬ 
lebens dafür eingesetzt hat, dass sein 
Werk veröffentlicht wurde. 1992 wurde 
ihre Urne zum Waldfriedhof Dahlem 
überführt. 

Einiges im vorliegenden Artikel ist entnom¬ 
men dem Nachwort von Wolfgang Teichmann 
in: Erich Mühsam. Der Loreleyerkasten. Eine 
satirische Revue. Eulenspiegel Verlag Berlin 
1982 (1978) 


Der gezähmte Dompteur 

Errol Morris’ Interviewfilm über Donald Rumsfeld 



Worüber lacht dieser Mann? 


Erinnern Sie sich an „The Fog of 
War“ (2003), jenen Dokumentarfilm 
des profilierten, aber auch umstritte¬ 
nen Regisseurs Errol Morris, in dem 
er den früheren US-Verteidigungs- 
minister Robert McNamara zu seiner 
Rolle in der US-Kriegspolitik in Viet¬ 
nam befragte und dabei klar und ziel¬ 
genau mit seinen Fragen den im Film¬ 
titel angesprochenen Nebel über die¬ 
ser Politik zerfetzte? Oder an seinen 
brillanten „Mr. Death - The Rise and 
Fall of Fred A. Leuchter Jr.“ über den 
zynischen Erfinder von Hinrichtungs¬ 
geräten? Eben dieser Errol Morris 
hat sich nun erneut einen US-Vertei¬ 
digungsminister vor seine Kamera ge¬ 
holt: Donald Rumsfeld, den für seine 
Interviewscheu und Verschwiegenheit 
bekannten zweimaligen „Secretary of 
Defense“ (1975-1977 unter Präsident 
Gerald Ford, 2001-2006 und George 
W. Bush). Mit McNamara verbindet 
Rumsfeld seine Rolle als „Architekt 
des Krieges“ (statt in Vietnam jetzt im 
Irak), mit dem Erfindergeist des Mr. 
Leuchter seine zweite Amtszeit unter 
Bush, denn die von seinem Kabinetts¬ 
kollegen Po well vor der UNO-Vollver¬ 
sammlung präsentierten „Beweise“ für 


Saddam Husseins Chemiewaffen wa¬ 
ren reine, schon rasch entlarvte Erfin¬ 
dungen. 

Stoff genug also, möchte man mei¬ 
nen, für eine weitere gnadenlose De¬ 
maskierung einer wichtigen Figur der 
Zeitgeschichte. Doch schon der rät¬ 
selhafte, mit einem Zitat Rumsfelds 
spielende Titel von Morris’ Film klingt 
fast nach Kapitulation vor dem intel¬ 
lektuellen Schwergewicht seines Ge¬ 
genüber, und gleich zu Filmbeginn be¬ 
gleitet aufdringliche Musik eine nichts¬ 
sagende Kamerafahrt übers Meer, als 
hätte der Komponist Dany Elfman die 
Regie übernommen. Die tritt Morris 
danach an das Chaos von zigtausend 
„snowflakes“ ab, kleine, chronologisch 
ungeordnete Notizzettel von Rums¬ 
felds Hand und von ihm auch kom¬ 
mentiert. Unerfindlich auch, warum 
gerade die von Morris erfundene spe¬ 
zielle Technik, die seinem Interview¬ 
partner erlaubt, in die Kamera und 
somit direkt zum Zuschauer zu spre¬ 
chen, sich hier quasi gegen ihren Erfin¬ 
der wendet. Der von hinter der Kame¬ 
ra fragende Regisseur scheint der kühl 
berechnenden und mit einem Lächeln 
vorgetragenen Wortakrobatik Rums¬ 


felds fasziniert zu lauschen, statt an 
kritischen Punkten nachzuhaken. Wer 
sich von dem hochrangigen Zeitzeugen 
eine Erklärung für den wie immer un¬ 
erklärten Krieg erhofft hat, wird bald 
gelangweilt von einem müden Wort- 
Pingpong auf Sparflamme. 

Morris zeigt das berühmte Foto von 
Rumsfelds Händedruck mit Iraks Präsi¬ 
dent Saddam Hussein, den er vor Mor¬ 
ris’ Kamera einen „brutalen Diktator“ 
nennt; auf die Nachfrage, wie er ihn da¬ 


mals anredete, wartet man vergebens. 
Die angebliche Chemiewaffenfabrik 
Saddams? Rumsfeld zieht alle Register 
der Syntax und Grammatik, um zu ver¬ 
schleiern, was er oder die Welt davon 
wusste, nicht wusste oder hätte wissen 
können. Er lässt sich nichts entlocken 
über die vorherige Kriegsplanung - er 
selbst gehörte schon 1998 zu den Un¬ 
terzeichnern eines Offenen Briefes an 
Präsident Clinton, in dem eine militä¬ 
rische Intervention im Irak gefordert 


wurde - und schon gar nichts über die 
vielen Toten, die diese Propagandalüge 
gekostet hat. Den raren Momenten, in 
denen Morris dem Interviewten wirk¬ 
lich einmal zusetzt und Rumsfeld sich 
sichtbar windet, nimmt die Regie mit 
Einblendungen und verwirrenden Zeit¬ 
sprüngen meistens ihre Wirkung. 

Man kann nur mutmaßen, was den 
sonst so kühnen Interviewer Morris 
derart gezähmt hat. Er selbst räumt im 
Interview durchaus ein, es sei nicht dar¬ 
um gegangen, durch allzu hartnäckiges 
Nachfragen „das Interview schnell ab¬ 
zubrechen oder eine heftige Kollision 
zu provozieren, in der der Gesprächs¬ 
partner aufsteht und wutschnaubend 
verschwindet“. Dieses Eingeständ¬ 
nis könnte auf Vorbedingungen und 
Beschränkungen seitens des im Um¬ 
gang mit den Medien gewieften Po¬ 
litikers hindeuten, denen journalisti¬ 
sche Formate sich oft beugen müssen. 
Allerdings wäre es dann ein Gebot 
der dokumentarischen Ethik, solche 
Restriktionen im Film klar kenntlich 
zu machen. So aber bleibt der schale 
Nachgeschmack, als hätte ein Löwe sei¬ 
nen Dompteur gezähmt. 

Hans-Günther Dicks 
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Kein Kampf 
gegen Windmühlen 


Neruda, Theodorakis: Der Canto General. Der Große Ge¬ 
sang. Eindrucksvoll aufgeführt vom Künstlerkollektiv Quijo¬ 
te. Von Sabine Kühnrich, Wolfram Henning-Ruitz und natür¬ 
lich von Ludwig Streng. Ein großer Abend in der Eislaufhalle 
auf dem UZ-Pressefest. 

Der Große Gesang, eine poetische Menschheitserzäh¬ 
lung wie die Ilias des Homer. Nur eben nicht als Apotheo¬ 
se, als Selbstüberhöhung einer privilegierten Adelsschicht, 
sondern, in üppig-phantastischer Bildhaftigkeit, als Großer 
Gesang eines ganzen Kontinents. Seiner paradiesisch reichen 
Natur, seiner brutalen Unterdrückung und Ausplünderung 
und seiner Befreiung. 

Der spanische Bürgerkrieg, der heraufziehende Faschis¬ 
mus hatte Pablo Neruda, wie so viele, vor eine Lebensent¬ 
scheidung gestellt. Auch vor der Republik waren sie nicht zu¬ 
rückgeschreckt. Neruda war Kommunist geworden. Er hatte 
seinen Großen Gesang begonnen. Und damit begannen die 
Verfolgung, der Untergrund, das Exil. 

30 Jahre später begann die Verfolgung, der Untergrund, 
das Exil auch für Mikis Theodorakis. Der Faschismus hatte 
sich auch in Griechenland an die Macht geputscht. Theodo¬ 
rakis wurde ebenso verboten wie Neruda verboten worden 
war. Im Exil, im Chile Nerudas und Allendes, beschloss Theo¬ 
dorakis den „Canto“ zu komponieren. 

1980 ist Theodorakis in der DDR. Die Athener Junta ist 
Geschichte. Die in Santiago dagegen noch lange nicht. 10. 


Festival des Politischen Liedes. Der „Canto“ von Theodora¬ 
kis dirigiert und von Maria Farantouri gesungen. Die DDR 
hatte Neruda schon 1949 gedruckt. Nun feiert sie Theodo¬ 
rakis und Farantouri im Palast der Republik mit jubelnden 
Applaus. 

Es ist eine große Geschichte und eine große Herausfor¬ 
derung, der sich die drei Chemnitzer Rhapsoden, Quijote, 
gestellt haben. Eine Geschichte des amerikanischen Kon¬ 
tinents, seiner Kolonisierung, die so eng verbunden ist mit 
der des alten Europa und der des großen Blutsaugers im 
Norden. Aber eben auch eine Geschichte der Befreiung, in 
welcher sich das widerspiegelt, was internationale Solidarität 
genannt werden kann. Und es ist die Herausforderung, den 
großen Vorgängern gerecht zu werden. Unter völlig neuen 
Bedingungen Eigenes zu schaffen. 

Quijote hat diese Geschichte lebendig werden lassen. In 
Theodorakis’ eindringlicher Musik und den deutschen Nach¬ 
dichtungen der Verse Nerudas. Zahlreiche Zwischentexte 
betten das Oratorium informativ ein. Der Palast ist abgeris¬ 
sen. Das große Orchester und der große Chor sind auf ein 
Trio geschrumpft. Nicht aber die Eindringlichkeit der Musik, 
die Bedeutung der Botschaft. Befreiung muss immer neu 
erkämpft werden. Und in Zeiten der Übermacht und des 
Zweifels bleiben nur wenige. Aber nichts bleibt, wie es ist. 
Auch dafür steht Quijote. 

Klaus Wagener 



ft, 


Mein persönliches Resümee 


Sooo viele vernünftige Ge¬ 
sichter, denen am Überleben 
d6r Menschheit gelegen ist... 
die braucht d^r Mensch von 
Zeit zu Zeit. Diese Riesen- 
kräftanstrengung in Sachen 
Kultur und Kunst sollte wei¬ 
tergeführt werden in die täg¬ 
liche Kleinarbeit unter Einbe¬ 
ziehung der fortschrittlichen 
Künstlerinnen und Künstler. 
Es gibt nichts Gutes, außer 
man tut es. 

Wie der Gärtner an die Sa¬ 
che herangehen. Langfristig 
denken! Einen Raum orga¬ 
nisieren, Flugblätter, E-Mails, 
Kartenvorverkauf (!), freund¬ 
liche Ansprache - und schon 
können die Künstler bezahlt 
werden. Fertig ist das kleine, 
lokale UZ-Pressefest! 

Aus den begangenen Fehlern 
lernen und weitermachen. 
Viele kleine Bäche werden 
zum Strom. 

www.erichschaffner.de 





Dortmunder „Perle“ 

Die Dortmunder Perle hat einen guten Platz auf dem Pressefest (wie unser „Z“ 
auch in Dortmund am Borsigplatz) so trifft man sich dort oft - kurz vor und nach 
dem Besuch des Festes - und erste Eindrücke bleiben hier hängen, Atmosphäre 
zeigt sich und wirkt so gerade auch hier. Da können wir Dortmunder ohne Aus¬ 
nahme von der breiten Zustimmung zu diesem Fest berichten, auch „ewige Kri¬ 
tiker“ waren voll des Lobes: „politischer, vielfältiger, interssanter - wie stemmt 
die DKP das?“ 

Unser eigener Beitrag war genau das: vielfältig, politisch, interessant! Die 
Abende mit Dortmunder Musikern begeisternd und mitreißend, gleich welchen 
Alters! 

Dazu trug auch unsere zum ersten Mal gute und professionell bediente An¬ 
lage bei. 

Beim gesamten Programm zeigt sich unsere Stärke in der Betonung auf Dort¬ 
munder Beiträge, gut ist dann auch die Beteiligung, bei diesem Fest gab es ein 
besonders interessiert diskutierendes Publikum. 

Die Vorbereitung war ebenfalls gut gelaufen, es gab Zustimmung durch Spen¬ 
den und Hilfe. So konnten wir durch unsere Empanadas und hervorragenden 
Kaffee zum Gelingen beitragen und die Finanzen stärken - was ja nicht uner¬ 
heblich ist! 

Die Bedeutung des Festes zeigt sich für unsere Partei in Dortmund ganz we¬ 
sentlich in der großen Beteiligung von Genossinnen und Genossen, Freundinnen 
und Freunden, nur so konnten wir wieder einen eigenen Beitrag so gut gestalten 
und durchführen. Schon im Vorfeld hatten wir Gespräche über neue Mitglieder 
geführt und auf dem Fest in einer gelungenen Dortmunder DKP-Runde: „Vor¬ 
wärts und nicht vergessen...“ konnten wir zwei Beitrittserklärungen feiern und 
darüber hinaus weitere Zustimmung erfahren. 

Gibt es keine Kritik? Müssen wir nichts besser machen? 

Zunächst: Wir setzen bei diesen Gedanken darauf, in zwei Jahren gibt es wieder 
ein Pressefest! Dafür müssen wir neue Überlegungen für die Diskusssionsrunden 
anstellen, der Infostand muss überdacht werden und die Anhäufung von Materi¬ 
al, es gilt über die Begriffe „Pressefest und Volksfest“ besser zu informieren, was 
ist für Dortmunder Bürger ein Pressefest? Warum sind unsere Volksfeste anders 
als übliche? 

Doris Borowski, DKP Kreis Dortmund 



Erfrischende Lebendigkeit 

Besonders überrascht hat mich, wie viele junge Gesichter auf dem UZ-Pressefest 
zu sehen waren. Allein dies kann schon als Erfolg für die Organisatorinnen und 
Organisatoren gewertet werden. Insgesamt waren die Veranstaltungen und Dis¬ 
kussionsrunden geprägt von einer erfrischen¬ 
den Lebendigkeit. Kontroverse Positionen wur¬ 
den eben nicht gedeckelt, sondern zur Diskus¬ 
sion gestellt. Und nicht nur durch die Präsenz 
kommunistischer und linker Parteien aus ganz 
Europa wurde der internationalistische Charak¬ 
ter des Festes unterstrichen. Mit Sicherheit hat 
das Fest, wenn auf diesem Wege weitergegan¬ 
gen wird, eine Zukunft. Es braucht diese Mög¬ 
lichkeit des Zusammenkommens. Mir jedenfalls 
hat dieses Wochenende viel Kraft und Ermuti¬ 
gung gegeben, weiter konsequent für Frieden 
und soziale Gerechtigkeit zu kämpfen, gegen 
alte und neue Nazis. 

Wenn alles gut ist, steht trotzdem die Frage, 
was kann besser werden. Migranten und ihre Selbstorganisationen könnten noch 
stärker mit einbezogen werden. Das ist gerade in einem Land, wo Ausgrenzung und 
Rassismus derart weit verbreitet sind, unerlässlich. Denn nur gemeinsam sind wir 
stark gegen einen aggressiven Imperialismus, der mit deutscher Großmachtpolitik 
nach innen und außen auf Kriegshetze und Sozialabbau setzt. 



Sevim Dagdelen 
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Volksfest der DKP 
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Auf dem Pressefest fotografierten Shari Deymann, Jan Meyer, 

Uwe Bitzel, Anneliese Fikentscher, Andreas Neumann, Detlef Deymann 
und Tom Brenner für die UZ. 

Drei Feiertage 
für Kopf und Bauch 

In der Halle ist es stickig, es gibt ein hoch¬ 
frequentes Begängnis zu den Toiletten und fort¬ 
währendes Gemurmel liegt in der Luft. Aber das 
schien niemanden zu stören, auch nicht bei unse¬ 
rer Aufführung des CANTO GENERAL in einer 
deutschsprachigen Version. Zahlreich kamen die 
Gäste geströmt und bescherten uns wunderbare 
zwei Stunden, mit herzlichem Applaus und stehen¬ 
den Ovationen. 

Genauso warmherzig verliefen unsere anderen 
drei Konzerte, im Zelt der jungen weit und im Casa 
Cuba. Voll wurde es jedes Mal. Lag es am stets vor 
Konzertbeginn einsetzenden Regen oder am Inte¬ 
resse an unserer Musik - darüber wollen wir nicht 
urteilen. 

Ein großes Dankeschön an die Organisatoren 
des größten linken Fests in diesem sonst so kalten 
Land! Ganz besonders herzlich bedanken wir uns 
bei Manfred, Wera, Bodo, Robin, Nicole, Wanja und 
Albrecht, die sich um unser Wohl oder um Licht 
und Ton kümmerten und uns bei Vielerlei hilfreich 
zur Seite standen. 

Trio QUIJOTE 

Kontakt: 

Sabine Kühnrich 
0177-2 231335, www.quijote.de 

Frankreichs zu genießen. 


Wer besucht an Sommertagen schon eine Eislauf¬ 
halle, in der es noch nicht mal eine Eisfläche zur 
Abkühlung gibt? Rollschuhfahrer? Eistütenver¬ 
koster? Fußball-Gruppengucker? 



Am letzten Juni-Wochenende waren es die Be¬ 
sucher des Pressefests der UZ. Sie suchten weder 
Abkühlung noch Auslauf. Sie kamen zu Diskussi¬ 
onspodien oder Theater- und Musikaufführungen, 
zum Besuch von antiquarischen Bücherständen 
und um ein Gläschen Bordeaux am Tresen der KP 




Herzlichen 

Dank 


an alle Genos¬ 
sinnen und Ge¬ 
nossen, die 
nach 1989 unter 
harten Beding¬ 
ungen Partei 
und Pressefest 
erhalten haben. 
Ohne diese 
Leistung wäre 
das Presse¬ 
fest 2014 nicht möglich gewesen. 
Dank auch an alle, die 2014 diese 
progressive Tradition weitergeführt 
und das Fest politischer, marxistischer, 
jünger gemacht und nach vorne 
gerichtet haben. Die Kommunistinnen 
und Kommunisten zeigen damit, 
daß es Dinge gibt, die ohne sie nicht 
möglich sind. Kulturpolitische (wie 
übrigens auch wahlpolitische) Räume 
bekommen die Roten nicht geschenkt 
sondern müssen hart erkämpft und 
gestaltet werden. Die inhaltlichen 
Diskussionen in Dortmund zeigen 
aber auch: Kommunistinnen und 
Kommunisten und ihre Partei werden 
im Lande dringender denn je benötigt. 

Dietmar Koschmieder 
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Gemeinsam kämpfen - 
gemeinsam feiern! 

Ein großes Dankeschön 

allen Genossinnen und Genossen und allen Freundinnen 
und Freunden, die unser 18. DKP-Pressefest zu einem 
solchen Erfolg gemacht haben. 


Von Auf- bis Abbau, von Sicherheit bis zur Versorgung, 
von politischen Diskussionsrunden bis zu kulturellen Bei¬ 
trägen - ohne die vielen Helfer, zentral und beim Be¬ 
zirksbeitrag Ruhr-Westfalen wäre unser Fest gar nicht 
möglich. 

Ein besonderer Dank gilt der bezirklichen Pressefest¬ 
kommission für ihre Ideen und deren Umsetzung. 

Für diese solidarische Unterstützung möchten wir euch 
herzlich danken. 

Sekretariat des Bezirksvorstandes 
Ruhr-Westfalen 


UZ-Dokumentation 



64 Seiten 5,- Euro 


Imperialistischer Krieg oder 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel Bratanovic 

Die Spaltung der 

internationalen Arbeiterbewegung 

Hans-Peter Brenner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Aloyse Bisdorff, KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Brockmeyer, KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hoffmeister, DKP 

Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

Bert De Beider, PVDA/PTB 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201-177 889-23 
Fax: 0201-177 889-28 
info@unsere-zeit.de 




Polen 

Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

^_ j 


Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz-Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 

/ % 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v J 






Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratze bürg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 

Tel.: 0331/870796 (AB) 



The story of Emil Carlebach 



POLITISCH-KULTURELLE 



zur Feier des 100, Geburtstages des Frankfurter Kommunisten, Juden, 
antilasch ist! selten Widerstandskämpfers und Journalen Emil Carlebach - 2DÜ1 ) 

Sonntag, den 
13. Juli 2014 um 11 Uhr 
im Haus Gallus 

Frankenallee 111 r 60326 Frankfurt am Main ■ Eintritt frei - Spenden erwünscht 

Es wirken mit: Lena Sarah CarlEtxacft ■ Mathias Meyers - Cora Mahr ■ Erich Schaffner & Theaterkollektiv 
Jörg Schmidt - Ulrich Schneider ■ Hans Christoph Stoödt * Nauid Ttiürauf 
Musik: Manfred Lemma Fred Palzelt — Jiddische Lieder von Mordechaj Gebirtig 


Genossin 
Inge Melcher 
wird 80 ! 

Seit 66 Jahren in der kommunistischen Bewegung. 
In der Adenauerzeit zu einem Jahr Gefängnis 
verurteilt. 

Die DKP Gruppe Elmshorn gratuliert und wünscht 
Gesundheit und Optimismus. 


Anzeigen bitte immer an: info@unsere-zeit.de senden 


Anzeigen 
helfen 
der UZ! 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Flaus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 


Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


Fäustels 
Antiquariat 
für Bücher 
& Platten etc. 

En gros (für Gruppen, Initiativen 
usw, die ML unters Volk bringen 
wollen) und en detail (für Spezi¬ 
alisten & Sammler). Interesse? 
Mail: faeustel@buchrecycling.de 
Post: Volker Rohde, Stroofstr.15, 
53225 Bonn 
Tel/AB: 0228 - 463931 



Anzeigen 
helfen 
der UZ! 


UZ-Dokumentation 



Die Wohnungsfrage 
ist eine 
fölesscnfrogc 



64 Seiten 5,- Euro 


Überlegungungen zur Einführung 

Wolfgang Richter 

Miethaie, die Bremse Mietpreis und 
der Drache Grundrente 

Klaus Stein 

Zur Wohnungspolitik heute 

Klaus Linder 

Eingreifen und Verändern - 
Mieten begrenzen 

Siw Mammitzsch 

Diskussionsbeiträge 
Beiträge aus der UZ 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201-177 889-23 
Fax: 0201-177 889-28 
info@unsere-zeit.de 



Peperoni—Freizeit 2014 


Ferienlager 2.—16. August 
www, rotepepero ni. de 


Wnstljuf .V^cimc* 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 92972-97811-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke, Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotel bereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücks buffet. Auch Senioren-Portion er. 
Übernachtung / Frühstück 30 ,- b is 53, - € p. P. 

HP 15,50 € p.P, • VP. 22,- Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sau erfand. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10% Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-iieimes.de 
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1914-2014 
Das Antikriegsheft 


Der erste Weltkrieg und die Gegen¬ 
wart aus marxistischer Sicht Hans 
Hautmann* Neue europäische Geo- 
strategie - Anmerkungen zu Münkler 
und Clark Klaus Wagener* Bürgerliche 
Parteien im Ersten Weltkrieg Ludwig 
Elm* Die Sozialdemokratie auf dem 
Weg in den Krieg und die Folgen Heinz 
Niemann* Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft Andrew Murray* Weltkrieg und 
(Anti)Bürgerlichkeit David Salomon*15 
Jahre NATO-Agression gegen Jugo¬ 
slawien Interview mit Zivadin Jovanovic*Die 
dschihadistische Internationale Wer¬ 
ner Ruf* Pazifisches Jahrhundert? Er¬ 
hard Crome*Eine europäische Platt¬ 
form für Frieden von DKP, NCPN, 
KPL und PVDA*„So sei verflucht der 
Krieg“ - Politische Dichtung Thomas 
Metscher*Zwei Strategien der Ostex¬ 
pansion Bernd Müller* Die Krim gehört 
wieder zu Russland Willi Gerns* Stiftung 
„SED-Diktatur“ rügt abweichendes 
Geschichtsbild Ludwig Elm* Vor den 
Wahlen zum EU-Parlament Andreas Wehr 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201 -23 67 57 
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„Weg vom Karneval im Sommer, 
zurück zu unseren Ursprüngen!“ 


DKP queer will den Christopher Street Day repolitisieren 
Die CSD (Christopher Street Day) Saison ist in vollem Gan¬ 
ge. DKP queer startet nach dem auch für uns mehr als erfolg¬ 
reichen UZ-Pressefest unsere CSD Saison. 

Den CSD gegen die reaktionäre Arbeit des LSVD (Lesben 
und Schwulenverband Deutschlands) zu repolitisieren haben 
wir uns schon vor Jahren auf die Fahnen geschrieben und 
punktuell ist uns dies auch zumindest ansatzweise gelungen. 
Nur reichen tut es noch lange nicht. 

Der Christopher-Street-Day hat seinen Ursprung im Jahr 
1969. Damals, als vor 45 Jahren in den frühen Morgenstunden 
des 28. Juni die sogenannten sexuellen Minderheiten erstma¬ 
lig den Aufstand gegen eine anhaltende Serie brutaler Über¬ 
griffe und Repressionsmaßnahmen durch die Polizei probten. 
So kam es in Folge von neuerlichen Angriffen der Beamten 
auf die in der New Yorker Christopher Street gelegene Bar 
„Stonewall Inn“ zu Straßenschlachten zwischen der Staats¬ 
macht auf der einen und Lesben, Schwulen und Drag Queens 
auf der anderen Seite. 

Als 1979 die erste CSD-Demonstration in Berlin stattfand, 
wurden noch politische Forderungen aufgestellt, die sich 
nicht nur auf Homosexualität bezogen, sondern auch das 
kapitalistische Gesellschaftsmodell an sich radikal in Frage 
stellten. So dominierten damals Parolen wie „Brüder und 
Schwestern, warm oder nicht, Kapitalismus bekämpfen ist 
unsere Pflicht!“ oder „Lieber ein warmer Bruder als ein kal¬ 
ter Krieger“ das Demonstrationsgeschehen. 

Wenn man aber heute einen Blick auf die Umzüge wirft, die 
sich ja noch immer auf die Vorkommnisse in New York bezie¬ 
hen, fällt schnell auf, dass die aktuellen CSD-Aktivitäten der 
spärlichen homosexuellen Bewegung mit ihrem Ursprung 
nicht mehr viel gemein haben. Aus ursprünglich politischen 
Demonstrationen, die sich gegen Diskriminierung und die 
Ausgrenzung von Schwulen, Lesben, Transsexuellen und spä¬ 


ter auch HIV-Positiven stark machten, sind heutzutage vor 
allem bei den großen CSD wie z. B in Köln oder Berlin kar¬ 
nevaleske Sauf- F**k- und Partygelage geworden, auf denen 
die einst gesellschaftlich Verpönten ihrer politischen Belie¬ 
bigkeit frönen. 

„Wo Folklore regiert, kann Politik nicht stattfinden“, hat Wi¬ 
glaf Droste 2005 in einer bürgerlichen Zeitung geschrieben 
und den CSD als „eine Mischung aus FKK-Umzug, Love¬ 
parade und Schlager-Grandprix“ tituliert. Droste gestand 
dabei jedem Teilnehmenden zu, „als Homosexueller genau¬ 
so aufdringlich und verblödet sein zu dürfen wie viele He¬ 
terosexuelle“. Für dieses Recht zu streiten, sei aber nicht 
besonders attraktiv. Deshalb wäre es konsequent, den CSD 
mit dem Rosenmontag zusammenzulegen, so der Satiriker 
weiter. 

Die Queer-Bewegung muss sich wieder ihrer Geschichte er¬ 
innern. Daraus kann sie wichtige Schlussfolgerungen für po¬ 
litische Auseinandersetzungen ziehen. Unser Motto kann nur 
lauten: „Weg vom Karneval im Sommer, zurück zu unseren 
Ursprüngen!“ 

Am 19. und 20. Juli findet der CSD Frankfurt am Main statt. 
Dort starten wir in diesem Jahr mit einem Infostand auf der 
großen Friedberger Straße in der Nähe der Konstablerwache 
unsere CSD Saison. Wir würden uns sehr freuen, wenn UZ 
Leserinnen auch mal vorbeischauen würden. 

Am 19. Juli sind auch die CSDs in Rostock und München. 
Dort finden Verteilaktionen mit DKP-queer-Material statt. 
Wenn ihr als DKP-Gruppe auf dem CSD in eurer Stadt Ma¬ 
terial von DKP queer verteilen wollt, könnt ihr euch bei uns 
erkundigen, wann der jeweilige CSD in eurer Stadt ist und ihr 
könnt euch auch bei uns Material zum Verteilen anfordern. 
Am schnellsten erreicht ihr mich unter: dkphochtaunus@ 
googlemail.com oder thomas@dkp-queer.de. 

Thomas Knecht 



DKP gueer auf dem CSD in Augsburg, 2012 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 11. JULI 


Berlin: „Sich fügen heißt Lügen“, Isa¬ 
bel Neuenfeldt, Susanne Misere und Peter 
Bäß zeigen ihren Literarisch-Musikalischen 
Abend. Regenbogenfabrik, Lausitzer Straße 
22, 20.00 Uhr. 


SA ★ 12. JULI 


Oranienburg: Demonstration zum Geden¬ 
ken an Erich Mühsam von Bahnhof Orani¬ 
enburg zum ehemaligen KZ Oranienburg, 
13.00 Uhr._ 

Berlin: Mühsam Fest, Lasker Straße 5, 
19.30 Uhr: 


Dl ★IS.JULI 


Rostock: „Die Nelkenrevolution in Portu¬ 
gal“ , roter Stammtisch der DKP Rostock. 
Cafe Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 
Uhr. 


DO ★ 17. JULI 


Berlin: „Der eigene Blick“, Peter Michel liest 
aus seinen Erinnerungen an Künstler und 
Werke. Eine Veranstaltung des Freundes¬ 
kreises „Kunst aus der DDR“. GBM-Galerie 
Lichtenberg, Weitlingstraße 89,17.00 Uhr. 


MO ★ 21. JULI 


Köln: „DKP und UZ stärken“, Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP-Köln-Kalk. Naturfreun¬ 
dehaus, Kapellenstraße 9a, 19.00 Uhr. 


Dl ★ 22. JULI 


Recklinghausen: DKP Treff. Ladenlokal Kel¬ 
lerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 23. JULI 


Röthenbach/Pegnitz: Mohammed Abboud 
(Libanon) spricht über die Verhältnisse im 
Nahen Osten. Versammlung der DKP Nürn¬ 
berger Land. „Floraheim“, 19.00 Uhr. 

Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen. Haverkamp 8,19.30 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


UZ-Verkauf auf dem 
Nürnberger Südstadtfest 



Am vergangenen Wochenende nahm die DKP-Gruppe Nürnberg am dreitägi¬ 
gen Südstadtfest mit einem Infostand teil. Neben 65 UZ wurde vor allem die 
Broschüre zur Wohnungspolitik Interessentinnen angeboten. 


Spenden für das UZ-Pressefest 

bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 


DKP-Parteivorstand 

/^ 2 ^\ 

Konto-Nr. 4002 4875 01 

#ug\ 

bei der GLS Bank Bochum 

BLZ: 43060967 


IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 


BIC: GEN0DEM1GLS 


Stichwort: UZ-Pressefest 





Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort BLZ / BIC 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 



... konstituierte sich am Montag, dem 30. Juni, die neu gewählte Bezirksvertre¬ 
tung. Die Sitzung eröffnete Walter Herbster (DKP), der auf der Liste der Partei 
„Die Linke“ in das Gremium gewählt worden war. Im Solinger Tageblatt hieß 
es dazu: „Nachdenkliche Worte hatte zu Beginn der konstituierenden Sitzung 
der Altersvorsitzende Walter Herbster angestimmt. Er verwies auf die mit 
42,5 Prozent besonders geringe Beteiligung an der Kommunalwahl in Wald. 

Dies sei,erschreckend wenig', sagte der Vertreter der Linkspartei. Als mögliche 
Gründe nannte er Gleichgültigkeit, Frust, Resignation, Pöstchengeschacher oder 
das Gefühl vieler, die wichtigen Entscheidungen fielen nicht in demokratisch 
gewählten Gremien. Über das geringe Interesse an Wahlen dürfe man nicht 
einfach hinweggehen, sagte Herbster. Die Politik müsse sich überlegen, was sie 
in Zukunft anders machen kann, um die Bürger wieder besser zu erreichen.“ 

Im Zuge der Konstituierung verpflichtete Walter Herbster außerdem die neu 
gewählte Bezirksbürgermeisterin Birgit Zeier (SPD) auf das Grundgesetz und die 
Verfassung von Nordrhein-Westfalen. 


Meine progressive Woche 

Vom 28. Juni bis 4. Juli 


Donnerstag 

Stuttgart 21; Schnellfahrstrecken (300 
km/h) München-Berlin, Rhein/Main- 
Rhein/Neckar, Eisenbahnknoten Halle/ 
Leipzig; an Prestigeprojekten fehlt es bei 
der Bahn nicht. Teuer sind sie über die 
Maßen. Und so wundert es doch, wenn 
man hört, dass die Allianz pro Schiene 
heute resümiert, dass in Deutschland seit 
Jahren viel zu wenig in den Schienenver¬ 
kehr investiert wird. 

Der Verkehrsteufel steckt z. B. in dem 
Detail, dass einfache Entlastungs¬ 
maßnahmen für vielbefahrene Stre¬ 
cken zugunsten der Großbauten un¬ 
terbleiben. Nicht nur auf „meiner“ 
Strecke Köln-Essen und zurück gibt 
es zu wenig Blockverdichtungen. Die 
erreicht man durch mehr Signale, wo¬ 
durch mehr Züge pro Stunde fahren 
können. 

Für mich heißt das (mehr oder weniger 
planmäßig), dass mein Regionalexpress 
am Feierabend kurz vor Erreichen des 
Zieles ein oder zwei Fernverkehrszüge 
vorbeilässt. Ich verpasse meinen An¬ 
schluss und verliere pro Woche etwa 


eine Stunde Freizeit. Macht pro Jahr 
mehr als zwei Tage. Den Ärger nicht 
gerechnet. 

Danke Bahn AG, Danke Bundesregie¬ 
rung. 

Freitag 

Fußballzeit - Reformzeit. Heute werden 
im Bundestag die in Deutschland allzu 
beliebten Lebensversicherungen „refor¬ 
miert“ Natürlich zu Gunsten der Versi¬ 
cherungen und zu Lasten der Versicher¬ 
ten. Künftig wird noch weniger aus gezahlt. 
Schon weit vor Verabschiedung der neu¬ 
en Maßnahmen (Ende 2013) warnte die 
Hamburger Verbraucherzentrale: „ Wir 
raten Ihnen dringend: Schließen Sie kei¬ 
ne Kapital-Lebens- oder private Ren¬ 
tenversicherung ab. Sie gehören zu den 
schlechtesten Produkten für die Alters- 
Vorsorge. Millionen Verbraucher haben 
damit schon Milliarden von Euro verlo¬ 
ren. Gegen die Verluste bei Lebens- und 
Rentenversicherungen sind die Pleiten 
auf dem, Grauen Kapitalmarkt‘ beinahe 
harmlosFast so harmlos wie ein Tör- 
chen bei der Fußball-Weltmeisterschaft. 

Adi Reiher 


Der rote Kanal 


Die Geschichte des Soldaten 
Antonin, F 2006 

Antonin ist aus dem Krieg ohne 
sichtbare Wunden, doch innerlich zu¬ 
tiefst zerrüttet wiedergekehrt. 1919 
wird der Kriegstraumatisierte zur 
Behandlung Professor Labrousse 
vorgestellt, dem es schließlich ge¬ 
lingt, einen Zugang zur verletzten 
Seele des jungen Mannes zu finden. 
So., 13.7., 2.40-4.05 Uhr, arte 

Deutschlands Ferkel¬ 
fabriken, D 2014 

Der Film zeigt, unter welchen Um¬ 
ständen Millionen Ferkel in Deutsch¬ 
land gezüchtet oder vielmehr „pro¬ 
duziert“ werden. Mit diesen Recher¬ 
chen konfrontieren die Filmemacher 
Fleischproduzenten, Verbände sowie 
Politiker. Guten Appetit. 

Mo., 14.7., 21.35-22.05 Uhr, ard 


Endstation Sonderflug, CH 2011 

Jedes Jahr werden Tausende von 
Männern und Frauen, die illegal in 
der Schweiz leben, verhaftet. Eini¬ 
ge der sogenannten Sans-Papiers, 
also Menschen ohne gültige Aufent¬ 
haltsgenehmigung, und abgewiesene 
Asylsuchende warten im Gefängnis 
von Frambois auf ihre Abschiebung 
aus der Schweiz. Mit einem negati¬ 
ven Asylentscheid in der Hand wer¬ 
den sie gezwungen, das Land zu ver¬ 
lassen. Einige von ihnen haben Jah¬ 
re in der Schweiz verbracht, haben 
gearbeitet, Steuern bezahlt und eine 
Familie gegründet. Administrativhaft 
kann bis zu 24 Monate dauern. Die 
Abschiebung erfolgt ohne Vorwar¬ 
nung. 

Di., 15.7., 21.40-0.10 Uhr, arte 


„Wir müssen alles tun, um dieses 
Abkommen zu verhindern“ 

Freihandelsabkommen mit den USA würde 
Verbraucher- und Arbeitnehmerrechte massiv schwächen. 


UZ: In den vergangenen Wochen war 
das geplante Handelsabkommen TTIP 
mit den USA mehrfach Thema im Bun¬ 
destag. Was versteckt sich hinter dem 
TTIP? 

Karin Binder: TTIP steht für Transant- 
lantic Trade and Investment Partner¬ 
ship bzw. Transatlantische Handels¬ 
und Investitionspartnerschaft. Dabei 
geht es um ein Handelsabkommen, 
das zwischen der Europäischen Union 
und den Vereinigten Staaten seit Juli 
2013 beraten wird. Nach Darstellung 
der EU-Kommission ist der Zweck 
die Beseitigung von Handelshemm¬ 
nissen in einem breiten Spektrum von 
Branchen zwischen der EU und den 
Vereinigten Staaten. Dabei sollen ne¬ 
ben dem Abbau von Zollhürden auch 
unterschiedliche technische Regel¬ 
werke, Normen und Zulassungsver- 
fahren angeglichen werden. Ziel ist 
ein erleichterter gegenseitiger Markt¬ 
zugang für Produkte, Dienstleistun¬ 
gen und Investitionen von Unterneh¬ 
men sowie die Einsparung von Kos¬ 
ten. Ausdrücklich einbezogen werden 
auch öffentliche Vergabeverfahren. 
Die EU-Kommission verspricht sich 
von dem Abkommen ein verbessertes 
Wirtschaftswachstum, die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und eine Stimu¬ 
lierung der Volkswirtschaften. TTIP 
habe das Potential, die Wirtschaft in 
Europa um rund 120 Milliarden Euro 
anzukurbeln. Die Entwicklung bedeu¬ 
te Ersparnisse für Unternehmen „in 
Millionenhöhe“. Bei diesen Progno¬ 
sen beruft sich die EU-Kommission 
im Kern auf ein einzelnes Gutachten 
des „Centre for Economic Policy Re¬ 
search“ (CEPR) in London, das die 
wirtschaftlichen Folgen eines Abbaus 
transatlantischer Handelshemmnisse 
darstellt. 

UZ: Und wer konkret führt die Ver¬ 
handlungen? 

Karin Binder: Auf der Seite Euro¬ 
pas werden die Verhandlungen von 
der EU-Kommission unter der Lei¬ 
tung des EU-Handelskommissars Ka- 
rel De Gucht geführt. Dazu haben 
die Mitgliedsstaaten der EU ein Ver¬ 
handlungsmandat erteilt. Deutschland 
und die anderen Mitgliedsstaaten ha¬ 
ben also keinen direkten Einfluss auf 
die Vorgänge am Verhandlungstisch. 
Hinzu kommt, dass die Beratungen 
einschließlich der dazu gehörigen Do¬ 
kumente vertraulich und damit nicht 
öffentlich sind. Die EU-Kommission 
berichtet lediglich über den Stand der 
Gespräche. Erst wenn ein endgültiges 
Abkommen ausgehandelt ist, werden 
das Ergebnis und die genauen Einzel¬ 
heiten den Regierungen der EU-Mit- 
gliedsstaaten und dem EU-Parlament 
zur Abstimmung vorgelegt. Damit 
kann letztendlich auch der Deutsche 
Bundestag keinen Einfluss mehr auf 
die Ausgestaltung des Abkommens 
nehmen und nur noch abschließend 
zustimmen oder ablehnen. 

UZ: Sie halten das Abkommen für 
schädlich. Warum genau? 

Karin Binder: Vordergründig ist der 
Zweck des TTIP die Beseitigung von 
Handelshemmnissen zwischen den 
Wirtschaftsräumen in Europa und den 
Vereinigten Staaten. Dazu sollen Zoll¬ 
hürden abgebaut sowie unterschiedli¬ 
che Regelwerke, Normen und Zulas¬ 
sungsverfahren angeglichen werden. 
Das ist allerdings Quatsch, denn schon 
jetzt sind Zölle und Handelshindernis¬ 
se sehr niedrig. 

Das eigentliche Anliegen von TTIP 
ist es, die Profite und Investitionen der 
Unternehmen vor sinnvoller staatlicher 
Regulierung abzuschirmen. Die bishe¬ 
rigen Standards zum Schutze der Ver¬ 
braucher, der Arbeitnehmer und der 
Umwelt sollen aufgeweicht oder ge¬ 
kippt werden. Die Interessen der Wirt¬ 



Karin Binder (Mitte) ist Parlamentarische Geschäftsführerin der Linksfraktion 
im Bundestag und Fachpolitikerin für gesundheitlichen Verbraucherschutz und 
Ernährung. 


schaft sollen also über die des Gemein¬ 
wohls gestellt werden. 

UZ: Inwiefern? 


schieden können wir auf beiden Sei¬ 
ten des Atlantiks gut leben. Die völlige 
Gleichmacherei wollen nur die Unter¬ 
nehmen und Wirtschaftsverbände, um 
noch mehr Profite zu machen. 



UZ: Vor allem im Lebensmittelbereich 
liegen die Verschlechterungen für die 
Bürgerinnen und Bürger in der EU ja 
auf der Hand... 

Karin Binder: Genau. Während in 
Deutschland und auch in der EU der 
vorsorgende Verbraucherschutz die 
Lebensmittelsicherheit bestimmt, gilt 
in den USA eher die Regel: Gut ist, was 
nicht krank macht. Das wird an gen¬ 
technisch veränderten Lebensmitteln, 
Hormonfleisch und chlorbehandelten 
Hähnchen deutlich. 

Wird hierzulande über die gesamte 
Lebensmittelkette der Gesundheits¬ 
und Verbraucherschutz einbezogen, 
ist in Amerika lediglich die Verkehrs¬ 
fähigkeit des Endproduktes ausschlag¬ 
gebend. US-Verbrauch er akzeptieren 
hormon- und chlorbehandeltes Fleisch, 
da es ihre Produkterwartungen erfüllt 
und frei von Krankheitskeimen ist. Die 
hohen Standards in Europa haben zur 
Folge, dass die Erzeugung von Fleisch¬ 
waren aufwändiger und teurer ist als 
in den USA. Da es bei dem Handels¬ 
abkommen um die gegenseitige Aner¬ 
kennung von Standards geht, müssten 
Lebensmittel nach US-Standard in der 
EU zugelassen werden. Bei Inkrafttre¬ 
ten von TTIP wäre US-Fleisch konkur¬ 
renzlos billig. Dieses Beispiel zeigt: Ein 
Vorteil für die Lebensmittelbranche 
und die Verbraucher in Europa durch 
TTIP sind kaum erkennbar. 

UZ: Positives können Sie am TTIP gar 
nicht entdecken? 

Karin Binder: Nein. Wir müssen viel¬ 
mehr alles tun, um dieses Abkommen 
zu verhindern. Wir fordern einen sofor¬ 
tigen Verhandlungsstopp. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Karin Binder: Das gelingt, indem mit 
TTIP ein Klagerecht für Investoren er¬ 
möglicht wird, wenn Staaten strenge¬ 
re Gesetze, beispielsweise zum Schutz 
der Umwelt oder der Verbraucher, er¬ 
lassen. Hinzu kommt: wird ein neues 
Gesetz geplant, müssen zuerst Unter¬ 
nehmen einbezogen werden. Sie beein¬ 
flussen damit Gesetze, bevor sie in die 
Parlamente kommen. 

Wohl deshalb finden die TTIP- 
Verhandlungen auch unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit statt. Alle Papiere 
sind geheim. Erst der abschließende 
Vertrag wird veröffentlicht. Selbst der 
Bundestag hat keinen Einblick in die 
Dokumente. Die EU-Kommission ver¬ 
öffentlicht nur einseitige Zusammen¬ 
fassungen. Am Ende können wir nur 
Zustimmen oder ablehnen. 

Mit dem TTIP würden unsere wich¬ 
tigsten Errungenschaften, wie Arbeit¬ 
nehmerrechte, Schutz der Verbraucher 
und der Umwelt, verscherbelt werden. 
In Geheimverhandlungen hebelt die 
EU-Kommission die Rechte der Bürger 
und der Parlamente aus, damit Konzer¬ 
ne ungehemmt Profite machen können. 
Das ist für mich nicht hinnehmbar. 


UZ: Und wie positioniert sich die Bun¬ 
desregierung? 


Karin Binder: Die Bundesregierung 
schürt die Angst vor Chlorhähnchen, 
um von der Abwicklung unserer Rech¬ 
te als Verbraucher und Arbeitnehmer 
abzulenken. Die Wirtschaftsgläubigkeit 
in der Politik ist erschreckend. TTIP 
soll die Möglichkeiten staatlicher Re¬ 
gulierung und die Rechte der Bürger 
einschränken. Und die „GroKo“ aus 
Union und SPD macht munter mit. 

Wir haben mit den Amerikanern 
bereits einen stark angenäherten 
Wirtschaftsraum und tauschen Un¬ 
mengen an Waren und haben mit 
durchschnittlich drei Prozent 
sehr niedrige Zölle. Beste¬ 
hende Unterschiede sind 
gut begründet und gewollt: 

Wir wollen kein Chlorhähn¬ 
chen, die Amis vertrauen 
unserem Rohmilchkäse 
nicht. Europäer wollen 
kein Hormonfleisch, 

Amerikaner 
finden das al¬ 
bern. Mit 
kulturellen 
Unter- 


Noch stärker durch TTIP: die Konzerne. 

















